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Editorial 


Es sollte der große Sieg von Marktwirtschaft und Demo- 
kratie sein: das ““Ende der Geschichte” wurde verkündet. 
Die eine, friedliche, vom Kapitalismus durchdrungene 
Welt beflügelte die Phantasien. Schon vergessen? Das 
war 1989/90. 

Die Linke in ihren diversen Abteilungen trug der herr- 
schenden Meinung Rechnung. Geprügelt, ihrer Bezugs- 
punkte beraubt, von allen guten Geistern verlassen, wurde 
sie anpassungswillig und opportunistisch. Sie schwenkte 
zunächst auf Marktwirtschaft ein: Daß es ohne Markt 
nicht geht, wurde zum gängigen Essential. Versteht sich, 
daß es auch weiterhin etwas zu bekämpfen gibt: die 
neoliberalen Markttheoretiker, die naturwüchsigen 
“Fehlentwicklungen” unbeherrschter Marktgesetze. 
Seither heißt es Zivilgesellschaft statt Sozialismus. Re- 
volution ist out, Zivilisierung mega-in. 

Damit ist auch der 89er Praxisschock überwunden. 
Diese Linke diskutiert um Bürgerbeteiligung und sorgt 
sich um die Zivilisation. Bedrohungen und Schrecken 
gelten nicht mehr als Produkt kapitalistischer Marktge- 
setzlichkeitund sie exekutierender Politik —beklagtwird 
nur noch ihr reales oder vermeintliches Zurückschlagen 
in die Metropolen. Also streiten diese Linken über Inter- 
ventionen wie zuvor über den Markt: etwas Intervention, 
zivilere, humanitäre und kontrollierte. UNO, Weltpolizei 
und soziale Weltinnenpolitik sind die Vokabeln dafür. 


Zugleich mobilisiert die Krise des Weltmarkts eine 
Neuauflage von Zusammenbruchsszenarien, für die Ro- 
bert Kurz und seine Denkschule stehen. Die Diskussion 
um seinen krisentheoretischen Ansatz sowie um seine 
mehr und mehr realpolitisch gefärbten Schlußfolgerun- 
gen führen wir in dieser BAHAMAS mit einem Beitrag 
von Christian Schmidt fort. 

Gerd Kuhnen und Holger Schlüter sehen wie Kurz das 
Ende des Spätkapitalismus voraus — anders als jener 
formulieren sie indes als Alternative nicht Barbarei oder 
Zivilisation, sondern: Kommunismus oder Barbarei. Ihre 
Thesen mögen Anlaß für eine kontroverse Fortführung 
der Debatte bieten. 


Der “konkret”-Kongreß vom Juni ist zweimal Gegen- 
stand der Kritik. Max Müntzel beschäftigt sich mit dem 
Beitrag Georg Fülberths zur Weltmacht Deutschland; 
dessen These, Deutschland sei es bereits, verfehle das 
Thema einer Kongreßdiskussion, die “Dritter Griff zur 
Weltmacht” lautete. In drei Artikeln dieses Heftes über 
die deutsche Politik in Somalia, Jugoslawien und Polen 


befassen wir uns mit den von Fülberth kritisierten ““Phan- 
tasien’ eines möglichen “Vierten Reiches”. 

Die “Türcke-Debatte” hatauch unsnichtkaltgelassen. 
Drei Beiträge setzen sich mit dem Türcke-Vortrag aus 
“konkret” 8/93 und den Reaktionen auseinander. Nur in 
Nuancen wird dabei die Kontroverse sichtbar, die in 
mündlichen Debatten der Redaktion hervortrat. 

Berthold Brunner und Heiner Möllerbewerten Türckes 
Ansatz als biologistisch und spitzen ihre Kritik auf seine 
theoretischen Voraussetzungen und politischen Implika- 
tionen zu, sehen einen bedenklichen “ Anti-Antirassis- 
mus” und eine Identifikation mit der westlichen Zivili- 
sation am Werk. Klaus Wehmeier betrachtet seinen Ver- 
such, den Rassebegriff anders zu benutzen, als notwendig 
gescheitert, ist allerdings der Meinung, daß der Antiras- 
sismus einer Kritik unterzogen werden muß. 


Man kann mit einigem Recht bezweifeln, daß die De- 
batte um den Türcke-Vortrag zu Klärungsprozessen in 
der Linken sehr viel Positives beitragen kann. Notwendig 
ist, den im Türcke-Streit aufgeworfenen Gegensatz auf 
den Begriff zu bringen: Hier der Versuch, den Antiras- 
sismus als politischen Ansatz theoretisch zu fundieren — 
dort das Anliegen, den Rassismus als Teil totaler Verge- 
sellschaftung zu erklären. Auch mag die Frage frucht- 
bringend sein, ob Türcke und andere mit der kapitalisti- 
schen “One world” Elemente von Aufklärung und un- 
zulässigem Fortschrittsoptimismus verbinden; die Ge- 
genposition sieht in der Betonung der Feststellung, Ka- 
pitalverwertung unterwerfe alle Subjekte gleichmache- 
risch, eine wesentliche Voraussetzung für angemessene 
Analyse. 


Das vorliegende Heft ist die vierte Ausgabe der BA- 
HAMAS als Zeitschrift im offenen Verkauf. 1.000 Ex- 
emplare Auflage, 300 Abonnements sind ein bescheide- 
nes Ergebnis der bisherigen Bemühungen. Neben weite- 
ren AbonnentInnen benötigen wir dringend die Unter- 
stützung durch Weitervertrieb und Verkauf. Im Oktober 
beraten wir über Zukunft und Konzeption unserer Publi- 
kation. Über dieses Treffen werden wir berichten. - 


Für das nächste Heft der BAHAMAS planen wireinen 
inhaltlichen Schwerpunkt zu Antisemitismus und Natio- 
nalismus in Deutschland, Europa und den nach-realso- 
zialistischen Gesellschaften. Vorgesehen ist auch die 
Fortsetzung der Rassismus-Debatte. Erscheinungsda- 
tum: Anfang Dezember. Redaktionsschluß: 3.November. 


Hinweis zum Titelblatt: Erstmals seit 1945 wird wieder “Feldpost” verschickt — abgestempelt in Belet Huen; die Anknüpfung an deutsche und 


NS-Militärtradition ist demonstrativ. 


Berichtigung zum letzten Heft/ S. 6: “Sinn und Form” existierte in der Weimarer Republik noch nicht, sondern wurde erst in der DDR gegründet. 
Danke für den Hinweis. 
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zur Imperialismustheorie, zu Antisemitis- 
mus, Rassismus und linken Faschismus- 
theorien. Das Ziel: zur Neuformierung ei- 
ner nichtreformistischen, radikalen, anti- 
kapitalistischen, kommunistischen Linken 
beizutragen. 


Die “Bahamas” werden von dem klei-. 


nen Zirkel Gruppe K herausgegeben. Wir 
bezeichnen sie bewußt als “Zirkular”, um 
ihren provisorischen Charakterzu betonen. 
Wir wollen und können nicht von uns aus 
ein neues Zeitungsprojekt starten. Ein sol- 
ches Projekt gemeinsam mit Personen, 
Gruppen und Zirkeln der antinationalen 
Linken zu erarbeiten, ist unser Wunsch. 
Vorläufig wünschen wir uns für die ‘Ba- 
hamas’’ Zusammenarbeit, Beiträge, Kritik 
und Diskussion von und mit Gruppen und 
Einzelnen, die unsere inhaltlichen Bezugs- 
punkte der Diskussion wert erachten. 
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Fronteinsatz Somalia 


Nationaler Konsens und militärische Intervention 


20.000 deutsche Soldaten stachen im Jahre 
1900 mit Zielrichtung China in See, um 
gemeinsam mit den “[ruppen der zivili- 
sierten Welt’ aus Frankreich, England, Ita- 
lien u.a. einen Aufstand gegen die Auftei- 
lung des chinesischen Reiches zu zerschla- 
gen. Der “humanitäre” Einsatz richtete 
sich gegen die sogenannte Boxer-Bewe- 
gung, ein “räuberisches und mörderisches 
Gesindel’, wie es damals in Deutschland 
hieß. Nachdem die deutschen Truppen mit 
Tamtam und Trara verabschiedet worden 
waren, ereilte sie eine Hiobsbotschaft auf 
hoher See: Vorzeitig war es dem interna- 
tionalen Interventionskorps gelungen, 
auch ohne deutsche Hilfe Pekingeinzuneh- 
men. Vom damaligen Kommandierenden 
des deutschen China-Korps, General von 
Lessel, wurde diese Mitteilung als “sehr 
schmerzlich” empfunden, hatten sich seine 
“jungen Krieger” die Feuertaufe in China 
doch geradezu erschnt. 


93 Jahre später wird dem deutschen Afri- 
ka-Korps in Somalia mehr Glück beschie- 
den sein. Die von der Hardthöhe und dem 
Bundeskanzleramt so lang ersehnte ““Feu- 
ertaufe” wird nicht lange auf sich warten 
lassen. Der Oberkommandierende, Gene- 
ral Klaus Naumann, pflegt nicht umsonst 
mit jenen ‘Verlusten’ zu prahlen, “die 
zwangsläufig bei Unternehmungen wie in 
Somalia kommen werden. Diese Realität”, 
so der Moltke-Verschnitt, sei “eine betrüb- 
liche Gewißheit’'. In seinen Reden mobili- 
sierterbereitsfürden.nationalistischen Tag 
X: Die Beerdigungsfeierlichkeiten, so 
Naumann, dürften “bei uns nicht zum Streit 
führen’. Sie sollten uns vielmehr “in der 
Gemeinsamkeit von Trauer, Mitgefühl und 
Respekt einen.” 


Entsprechend groß war die Erleichte- 
rung, als im August die US-Regierung die 
Dauer der Somalia-Intervention auf min- 
destens ein weiteres Jahr taxierte. Zuvor 
hatte Kohl seinen Kollegen in I.ondon, 
Rom und Paris telefonisch zugesichert, 
“daß die Bundeswehr auch dann in Soma- 
lia bleibt, wenn sich die Lage in dem afri- 
kanischen Land verschärfen sollte. ’Es 


wird keinen deutschen Rückzug geben.’ 
(FAZ, 26.7.93) 


Wurde die deutsche Armeenach Somalia 
gerufen? Selbstverständlich nicht, wie die 
Vorgeschichte der Truppenentsendung be- 


legt. 


Das ideologische Startsignal hatte Kanz- 
lerberater Stürmer im November 1992 mit 
einem FAZ-Beitrag gegeben. Vorbei sei 
die Zeit, schrieb Stürmer, in der nur der 
Historiker mit “Leidenschaft und Tragik, 
Krieg und Massentod’ konfrontiert sei. 
Begonnen habe “wieder die Zeit der gro- 
‚Ben Stürme ”,inwelcher ‘Gleichungen ent- 
stehen, die nicht ohne tragischen Rest auf- 
gehen”, in der “sich Kriege ereignen, die 
man nicht wegwünschen kann, und Bedro- 
hungen, denen keine Eindämmung entge- 
gensteht.’' Nicht länger opportun sei eine 
“Politik von Konsens, Kompromiß und 
Kompensation "gegenüber Koalitionspart- 
nern und Karlsruher Richtern, welche ‘das 
verantwortungsvolle Entscheiden und 
Handeln” nur beengen und erschweren 
würde. 


Auf ein solches Signal hatte der Gene- 
ralstab nur gewartet. In einem Brief des 
Führungsstabes der Streitkräfte an Volker 
Rühe vom 9.12.1992 hieß es: 


“Unsere Situation im Zusammenhang 
mit der Beteiligung im Rahmen des Golf- 
Krieges sollte sich nicht wiederholen. Es 
kommtjetztdaraufan, durchdie personelle 
Beteiligung Deutschlands an der Aktion 
der VN in Somalia ein deutliches Signal zu 
seizenund dabei verfassungsrechtliche Be- 
denken zurückzustellen.’’ (siehe: Bundes- 
tagsprotokoll vom 2.7.93) 


Die Konstruktion einer 
“Verpflichtung” zum Einsatz 


Gesagt, getan. Eine Woche späterkündigte 
der Bundeskanzler an, daß die BRD bis zu 
1.500 Soldaten “in schon befriedete Ge- 
biete Somalias entsenden (werde), um die 
Verteilung von Hilfsgütern für die vom 
Hungertod bedrohte Bevölkerung zu orga- 
nisieren.’ (FAZ, 18.12.92) Als die USA 
ihre großangelegte Operation “Restore 
Hope” in Szene setzten, war freilich das 
Problem der Verteilung von Hilfsgütern in 
Somalia bereits weitgehend entschärft. 
“Die Zahlen von 95 Prozent Unterernäh- 
rung und 80 Prozent geplünderter Nah- 
rungslieferungen sind seit Monaten über- 
holt,’ hatte damals die renommierte Hilfs- 
organisation ““Medecins Sans Frontieres”’ 
erklärt. Sie würden “benutzt, um die An- 
kunft der Truppen zu rechtfertigen.’ Als 
im Januar 1993 UN-Generalsekretär Bou- 


tros-Ghali in Bonn weilte, sprach er mit 
Blick auf Somalia “rurvon deutschen ’Po- 
lizisten', deren Entsendung er wünsche. 
Damit hielter seine Forderung jenseits des 
deutschen Streits über das Grundgesetz,” 
kommentierte am 13.1.93 die FAZ. Erst in 
den Wochen darauf, so der SPD-Politiker 
Klose, habe dann ‘die Bundesregierung 
den Generalsekretär davon überzeugen 
können, daß aus politischen Gründen ein 
Bundeswehreinsatz nötig sei, für dendann _ 
mühsam ein vernünftiger Auftrag definiert 
wurde. ’’ (Bundestagsdebatte vom 2.7.93) 
Welche Pirouetten hierbei gedreht wurden, 
dokumentiert ein Vermerk des Auswärti- 
gen Amts vom 30.3.93. Man habe vor Ort 
feststellen müssen, hieß es dort, ‘daß für 
eine bloße Verteilung der Hilfsgüter durch 
den angebotenen verstärkten Verband 
(1.500 Mann) kein Bedarf mehr besteht ... 
Angesichts der bestehenden Schwierigkei- 
ten, geeignete Aufgaben für das angebote- 
ne Bataillon zu finden, erscheint esnotwen- 
dig, unser Angebot innerhalb der verfas- 
sungsrechtlichen Grenzen an die gegebe- 
nen Umstände anzupassen ... Das VN-Se- 
kretariat scheint ... aus politischen Grün- 
den bereit zu sein,... unser Angebot trotz 
praktischer Schwierigkeiten zu berück- 
sichtigen. (zitiert \t. BT-Protokoll vom 
2.7:93) 

Im April beschloß das Bundeskabinett 
einen Einsatzbefehl, der mit der Ankündi- 
gung von Dezember nichts mehr gemein 
hatte: An die Stelle der Verteilung von 
Hilfsgütern gegen den Hungertratnunmehr 
die Lieferung von Kriegsgütern (Munition 
und Treibstoff etc.) für UN-Einsätze gegen 
die somalischen “Banden”. 


Eine noch schwerwiegendere Auswei- 
tung erfuhr der Kampfauftrag der deut- 
schen Truppen mit den Ende Juni 1993 von 
der Bundesregierung verabschiedeten “ru- 
les of engagement’'. In ihnen wurde die 
“Selbstschutzkomponente’ der Bundes- 
wehr nicht länger auf die Selbstverteidi- 
gung der Soldaten beschränkt, sondern auf 
die ‘Verteidigung des Lebens von Perso- 
nen und Einrichtungen, die unter dem 
Schutz der UNO stehen, gegen feindliche 
Aktionen oder feindliche Intentionen ’ aus- 
geweitet. Dieser Truppenauftrag erlaubt 
eine Kolonialkriegsführung reinsten Was- 
sers, bei welcher schon die vermeintliche 
Absicht von Somalis, Mehl zu klauen, de- 
ren Erschießung rechtfertigt. 
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Das deutsche Kriegsgebaren wird in er- 
ster Linie um seiner selbst willen prakti- 
ziert: als Selbstbekräftigung, wieder nor- 
mal zu sein (General Bernhardt: ‘Wir sind 
wieder in der Familie ”’), als Einstieg in die 
weltweite Interventionspolitik (Breuer, 
CDU: ‘Die Zukunft der Bundeswehr hat 
begonnen! ’’) und als ein Massentherapeu- 
tikum, welches das “Golfkriegstrauma”” 
überwindet und den “Geist von Belet Hu- 
en’’(so Volker Rühe) an seine Stelle setzt. 


Daß in Somalıa auch langfristige Inter- 
essen auf dem Spiel stehen, zeigt der Blick 
in den Weltatlas. Hierbei “ist zunächst zu 
sehen”, schreibt die “Europäische Sicher- 
heit”’, ‘daß das am Horn von Afrika lie- 
gende Somalia durch seine Lage am Golf 
von Aden und der damit verbundenen Kon- 
trolle der wichtigsten Erdöltransport-Rou- 
te der Welt eine bedeutende strategische 
Position hat. Es ist aber auch ein Sprung- 
brett für Interventionen in Nordafrika, im 
Mittleren Osten, im Mittelmeer und im In- 
dischen Ozean.’ Daß insofern weniger die 
Situation der Somalis als vielmehr die “na- 
tionalen Interessen” der hier engagierten 
Imperialismen eine “gewichtige Rolle’ 
spielen, wird im Zentralorgan des deut- 
schen Militarismus also gar nicht erst ver- 
schwiegen. 


“Neue Weltordnung” und 
neuer Kolonialismus 


Dem Stellenwert Somalias für den Welt- 
imperialismus entspricht der Charakter der 
dort tobenden Auseinandersetzung, in wel- 
cher sich alle Kennzeichen einermilitanten 
Kolonialherrschaftmitden Accessoiresder 
“neuen Weltordnung’’ zu vermischen 
scheinen. Auf der einen Seite beinahe täg- 
lich Demonstrationen gegen die UN-Be- 
satzer in Mogadiscio und unzählige Barri- 
kaden. ‘Die Bodenpatrouillen’’, schreibt 
der “Spiegel”, ‘wagen sich wegen der 
Henkenschiitzen kaum noch auf die Stra- 
‚Ben. Und die wenigen Panzer, die zu sehen 
sind, fahren mit einem derartigen Tempo 
durch die Stadt, daß Passanten und spie- 
lende Kinder oft nur mit Mühe zur Seite 
springen können.” Auf der anderen Seite 
MP-Salven von “Blauhelmen”, die auch 
mal in Menschenansammlungen gejagt 
werden, US-Raketen, die auch mal ein 
Krankenhaus demolieren und UN-Solda- 
ten, die auch mal auf ‘““Trophäenjagd” ge- 
hen. Von belgischen UN-Soldaten wird 
berichtet, daß sie Somalis in von Krokodi- 
len bewohnte Gewässer getrieben, mit 
Elektroschocksmißhandelt und “in minde- 
stens dreißig Fällen vorsätzlich schwer 
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verletzt oder getötet haben.” (FAZ, 
27.8.93) Soldaten, die auf jene “gute alte 
Art’’ den Somalis eine Lektion über west- 
europäische “Zivilität” erteilen, genießen 
Immunität: Verj agt und verlacht wurdebis- 


| | Einsatzregeln der 
Bundeswehr für Somalia 


1. Die German Composite Force Somalia 
| (GerComForSom) darf innerhalb ihrer Aus- | 
führungsbestimmungen Gewalt anwenden, 
den Waffengebrauch. eingeschlossen: zur 
Selbstverteidigung, zur Verteidigung des 
Lebens von Personen und Einrichtungen, die 
unter dem Schutz der UNO stehen, gegen 
feindliche Aktionen oder feindliche Inten- 
tionen. ; 
| 2. Warnungen: Wenn möglich, muß eine 
i MR RN { 
‚er eröffnet wird. (...) 
33% Beurin an Ockalimhinn: Wan 
| die Anwendung von Gewalt nötig wird, gel- 
| ten folgende Regeln: Handlungen, von de- 
| nen angenommen wird, daß sie exzessive 
Begleitschäden verursachen, sind untersagt. 
| Racheakte sind verboten. Zu jeden ZI iR 
minimale Gewalt anzuwenden. i 


dürfen auch die folgenden Prokduten an- 
| wenden: verbale Warnungen an Demon- 
| stranten, Machtaufgebot und Warnschüsse. 
| Nicht überwachte Gewaltmittel, Tretmi- 

‚nen, Minen undFallen, sind nichtautorisiert. 

Personen, die tödliche Gewalt gegen Ger- 
ComForSom, Materialien, Verteilungszen- 
tren oder Konvoisanwenden oder androhen, 
dürfen festgehalten werden. Festgehaltene 
Personen werden so bald wie möglich der 
Militärpolizei übergeben. 

5. Die folgenden Definitionen gelten: 

“Selbstverteidigung””: Handeln, um sich 
selbst oder seine Einheit gegen einen feind- 
lichen Akt oder feindliche Intention zu 
schützen. 

“Feindlicher Akt’: Anwendung von Ge- 
walt gegen UNOSOM-Personal oder unver- 
zichtbares UNOSOM-Eigentum oder gegen 
Personen in einem Gebiet unter UNOSOM- 
Verantwortung. 

“Feindliche Intention”: die Drohung un- 
mittelbarer Anwendung von Gewalt gegen 
UNOSOM-Kräfte oder andere Personen in 
den von UNOSOM kontrollierten Gebieten. 

“Minimale Gewalt”: der minimale auto- 
risierte Grad von Gewalt, der unter den ge- 
gebenen Bedingungen notwendig, vernünf- 
tig und rechtmäßig ist. 


(Quelle: taz, 1.7.1993) 


her, wer mit schwarzer Hautfarbe eine Be- 
schwerde über die selbsternannten Helfer 
bei UN-Stellen vorzubringen sich erkühnt 
hatte. 


Das erklärte Ziel des Krieges ist nach 
Verlautbarung der US-Regierung die Kon- 
trolle über das gesamte Land sowie die 
Etablierung einer den USA wohlgesonne- 
nen Regierung und Miliz. Der Charakter 
der US-amerikanischen Kriegsführung er- 
innert an die ““Nixon-Doktrin” der sechzi- 
ger Jahre. Nixon hatte in der Schlußphase 
des Vietnamkriegs, um GIszuschonen und 
die Medien zu besänftigen, den Süd-Viet- 
namesen die Kriegsführung gegen Hanoi 
überlassen. Letztere wurden von US-Aus- 
bildern, den “‘Green Berets’” zu diesem 
Behufe bewaffnet, verhetzt und angeleitet. 
Die Vernetzung von US- und UN-Politik 
scheint eine neue Ausprägung der Nixon- 
Doktrin möglich zu machen. In Somalia 
sind es vorwiegend UN-Soldaten aus Pa- 
kistan, Botswana und Indien, die unter An- 
leitung US-amerikanischer Kommando- 
stäbe die Drecksarbeit zu erledigen haben. 
Auch die Ausbildung somalischer Kriegs- 
verbände könnte zum Programm der USA 
gehören. Wie die US-Zeitschrift “Workers 
World” berichtet, wurden kürzlich einige 
der in Somalia verwundeten Soldaten als 
Mitglieder von ““Green Beret”-Einheiten 
identifiziert. 

Für die westlichen Großmächte geht es 
in diesem Krieg zugleich um die Neuauf- 
teilung von Einflußsphären in einer strate- 
gisch hochbedeutsamen Region. Schon in 
den ersten Tagen der Somalia-Operation 
wurde von lautstarken Wortgefechten zwi- 
schen französischen und US-amerikani- 
schen Truppenführern in Somalia berich- 
tet. Offen zugespitzt hatten sich die Wider- 
sprüche zwischen der ehemaligen Koloni- 
almacht Italien unddem US-geführten UN- 
Kommando. Als im Juli drei italienische 
Soldaten getötet und 30 verwundet worden 
waren, hatte der italienische Kommandeur 
auf eigene Faust, so dieFAZ, “unbegrenz- 
ten Schießbefehl ohne Rücksicht auf Zivi- 
listen erteilt.” Zugleich wurde von Rom 
aus der konfrontative US-Kurs kritisiert. 


Die Bundesrepublik hatte sich von An- 
fang an geweigert, ihre Truppen den Ver- 
einten Nationen zu unterstellen. Die Füh- 
rung der über 1.700 Bundeswehrsoldaten 
erfolgt durch einen Einsatzstab der Hardt- 
höhe. Selbstverständlich ist Deutschland 
nicht nur an der Analyse der Befriedungs- 
aktionen “aktiv beteiligt”, wie Volker Rü- 
he erklärt. Mit neun Bundeswehroffizieren 
im UN-Stab ist Deutschland für die Politik 
der Besatzertruppen zugleich mitverant- 
wortlich. Das Gewicht der deutschen Stim- 


me, so Rühe, wachse “mit jeder Einheit, 
die hier eintrifft. ”’ Nachdem die deutsche 
Parade gegen alle inneren und äußeren 
Widrigkeiten so mühevoll durchgesetzt 
wurde, will man nicht nur einen Platz an 
der afrikanischen Sonne ergattern, sondern 
zugleich eine neue Machtposition bei der 
Ausgestaltung der “Neuen Weltordnung”. 
Bereits im März 1993 hatte Außenminister 
Kinkel in einer Grundsatzrede als 
“Deutschlands Hauptinteresse” nicht die 
UN-Konsolidierung, sondern die ‘Stär- 
kung seiner politischen und wirtschaftli- 
chen Stellung in der westlichen Völkerfa- 
milie und der von ihr geschaffenen freien 
Weltwirtschaftsordnung "herausgestellt. 


“Ein ganzes Volk muß 
gerettet werden” 


Der nationalen Interessenpolitik in Soma- 
lia entspricht eine darauf zugespitzte Be- 
richterstattung in den Medien. Die “T'rank- 
furter Allgemeine” hatte die besonderen 
Kennzeichen unseres “Mannes von Belet 
Huen” besonders prägnant herausgearbei- 
tet: “Schlank ist er, durchtrainiert, kräftig, 
von athletischer Figur...aberein Vergleich 
mit dem französischen Fremdenlegionär 
oder dem amerikanischen Marineinfante- 
risten führt in die Irre. Unser Mann in Belet 
Huen ähnelt diesen Soldaten allenfalls im 
Erscheinungsbild. Ansonsten unterschei- 
det ihn viel, die Ilerkunft wie die Ausbil- 
dung, die vom Leitbild des Bürgers in Uni- 
form geprägt ist.’ Apropos “Herkunft”: 
da, so Rühe, ‘kein Grund (bestehe), im 
internationalen Büßergewand aufzutre- 
ten”, wurde dem Verbindungsbüro der 
Deutschen in Mogadiscio prompt die Be- 
zeichnung ‘“Wolfsschanze’ beigegeben 
(‘“Spiegel” 30/93). Daß dementsprechend 
auch beim Blutvergießen erst dann ein Auf- 
hebens gemacht wird, wenn es deutsches 
Blut ist, das da fließt, versteht sich von 
selbst. Zwar sei, erklärte Oberst Helmut 
Harff, auf dem Weg nach Belet Huen der 
deutsche Konvoi von Somalis angeschos- 
sen worden, doch sei dabei “kein deutscher 
Soldat” verletztworden. Daßesstattdessen 
die für den Schutz der Deutschen bestellten 
UN-Soldaten aus Zimbabwe und Ägypten 
waren, die angeschossen wurden, hatte 
hierzulande niemanden interessiert. 
Auffällig auch die Mischung aus Ram- 
bo-Konzeption und Liebe zum somali- 
schen Volk: Unter den Überschriften ‘In 
Somalia zu zaghaft”' und ‘Mehr Druck in 
Somalia” hatte die FAZ schon im Dezem- 
ber 1992 die Zurückhaltung der US-Marı- 
nes kritisiert: Die Amerikaner müßten, um 
in Somalia Ordnung zu schaffen, ‘jetzt 


Härte zeigen und das Land möglichstrasch 
durchkämmen. "Fallsdiesnichtreicht, sınd 
für einen FAZ-Kommentator andere Mög- 
lichkeiten vielleicht nicht empfehlenswert, 
aber doch zumindest denkbar: “Mogadi- 
scio oder was davon noch steht, kann man 
flach machen und von seinen Bewohnern 
evakuieren. (FAZ, 10.8.93) Die Kehrseite 
jener mentalen Aggressivität ist — eben- 
fallsrechttypisch — der Schmalz. “Esgeht 
bei dem Ganzen um das somalische Volk, 
ein eindrucksvolles, unendlich sympathi- 
sches Volk, erklärte ein CDU/CSU-Mann 
dem deutschen Bundestag und Volker Rü- 
heriefaus: “Einganzes Volkmußte gerettet 
werden.” Aber so ist es nun einmal. Je 
herziger ‘das Volk”, desto gnadenloser die 
Abrechnung mit dem ““Volksfeind’”, und 
vermag dieser auch noch so viele Anhänger 
zu mobilisieren. 


General Naumann kann zufrieden sein: 
Je deutlicher dermilitärische Charakter der 
Somalia-Intervention, desto größer die Zu- 
stimmung in der BRD. Längst ist verges- 
sen, daß ein Mann namens Engholm den 
Entsendebeschluß einst als “Bruch der 
Verfassung’ gegeißelt und ein Sprecher 
von Bündnis 90/Die Grünen von einem 
“Putschversuch’ gesprochen hatte. Heute 
wird von den Bonner Fraktionen jener Par- 
teien der Einsatz wegen Formfehler noch 
ein wenig gerügt, in der Sache aber längst 
unterstützt. Hierbei halten sich Überzeu- 
gung und Opportunismus die Waage, hat 
doch inzwischen erneut “der deutsche 
Frontsoldat” die politische Bühnebetreten. 
In jeder zweiten Rede der Somalia-Debat- 
ten des Bundestages kam er vor — ihm 
gelte der Stolz, ihm werde “im Namen aller 
Deutschen” gedankt, ihm wünsche man 
“im Namen der SPD” bei der Erledigung 
seines Auftrags viel Erfolg. Und welche 
Kritik an der SPD könnte vernichtender 
sein als die von der kämpfenden Truppe? 
“Die größte Gefahr”, erklärte verbittertein 
Offizier, “kommt aus der Heimat.” “Die 
Soldaten hat es befremdet”, rief auch Vol- 
ker Rühe empört in Richtung SPD, “daß 
Sie mitten in einem Einsatz vor das Bun- 
desverfassungsgericht gezogen sind.” 


Bei derartigen Tönen ist der nationale 
Reflex der Sozialdemokratie vorgezeich- 
net. Der Vorwurf, das Vaterland in der 
Stunde der Not im Stich zu lassen, zielt auf 
eine nie verheilte Wunde, die die SPD seit 
der “Dolchstoßlegende’” von 1918mitsich 
herumschleppt und die bei der geringsten 
Berührung wieder zu schwären beginnt. 
Keine Chance also für den SPD-Fraktions- 
chef, der im Bundestag noch mit einem 
Spagat (‘Den Streit mit der Bundesregie- 
rung werden wir fortsetzen, den deutschen 


Soldaten in Somalia aber wünschen wir 
Glück und Erfolg ...'') glaubte, über die 
Runden kommen zu können. So nicht, er- 
widerte der Kriegsminister. Auch in ande- 
ren Ländern habe es immer eine Debatte 
über die Einsätze der eigenen Soldaten 
gegeben. ‘Aber wenn dann entschieden ist, 
dann sagen alle Abgeordneten der Oppo- 
sition in den USA, in Großbritannien und 
in Frankreich: Jetzt stehen wir hinter die- 
sem Einsatz; jetzt kritisieren wir diesen 
Einsatz nicht mehr! Das wäre ein wirkli- 
cher Einsatz im Sinne der Soldaten. (An- 
haltender Beifall)’ 

Die Identifizierung mit dem todesmuti- 
gen Soldaten bringt es mit sich, daß der 
Vorwurf der “Feigheit’” zum Politikum 
wird. “Wir sind keine Drückeberger!”, so 
die Selbstversicherung eines KlausKinkel. 
“Wollen wir als feige Pfeffersäcke abseits 
stehen?” fragt rhetorisch der CDU/CSU- 
Abgeordnete Glos, die Krämer- gegen die 
Kriegernation ausspielend: “Sind wir in 
der Welt irgendwo nur gerufen, wenn es 
Geld zu verdienen gibt?" 


“Soll Afrika wieder 
kolonialisiert werden?” 


Selbstverständlich hat es Demonstrationen 
gegen die Entsendung deutscher Truppen 
nach Somalia gegeben. Zu Protestaktionen 
in der nordsomalischen Stadt Hargeisa war 
es bereits im Februar in der Erwartung der 
Ankunft deutscher Soldaten gekommen, 
wie die “Süddeutsche Zeitung” berichtete. 
“Rund 2.000 mutmaßliche Anhänger des 
somalischen Rebellenche/s MohamedFah- 
rad Aidid haben am Mittwoch in Mogadi- 
schu gegen die Beteiligung deutscher Sol- 
daten am UN-Einsatz demonstriert”, hieß 
es vier Monate später erneut in der SZ. 


In der deutschen Öffentlichkeit hatte es 
gegen die Entsendung der Soldaten, von 
Widerstand ganz zu schweigen, nicht ein- 
mal Proteste gegeben. Die KritikerdesEin- 
satzes hatten in der Mehrzahl entweder 
national argumentiert wie etwa Konrad 
Weiß (‘Kein deutscher Soldat darf sich 
dafür hergeben), Ex-General Schmückle 
(“deutsche Knechtseligkeit’’) oder Peter 
Glotz, der den Kampf um einen deutschen 
Sitz ım UN-Sicherheitsrat gefährdet sah, 
weil die ärmeren Länder in den Vereinten 
Nationen den Deutschen die Teilhabe am 
Kolonialkrieg verübeln könnten. Oder aber 
der Einsatz wurde nur aufgrund mangeln- 
der formaler Voraussetzungen kritisiert. 


Derlei kritische Anmerkungen, als 
Pflichtübung formuliert und vorgetragen, 
sind realiter ein Bestandteil des neudeut- 
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schen, linksliberalen Common sense, wel- 
cher umfaßt: 

a. die Überzeugung, daß in den Händen 
der Vereinten Nationen die Zukunft der 
Menschheit wohl noch am besten aufgeho- 
ben ist. Die neuentdeckte Liebe zuden UN 
steht in einem zeitlichen und sachlichen 
Zusammenhang mit deren Rolle als Hilfs- 
und Exekutivorgan des inzwischen all- 
mächtigen Imperialismus. Solange die So- 
wjetunion als der Gegenspieler des Impe- 
rialismusnoch eine konsensuale Politik der 
Vereinten Nationen hatte erzwingen kön- 
nen, war der Kurswert jener Organisatio- 
nen demgegenüber vergleichsweise ge- 
ring. Ganz offenkundig steckt also hinter 
der Orientierung auf die Vereinten Natio- 
nen die Identifikation mit den Mächten, die 
diese neuerdings beherrschen. 

b. die Überzeugung, daß die in Abhän- 
gigkeit gehaltenen Bevölkerungsgruppen, 
zumal in Afrika, sich gegenseitig massa- 
krieren, falls nicht der Westen auch dort für 
“humanitäre” Verhältnisse sorgt. Die 
“Woche” etwa lag diesbezüglich mit der 
Organisierung einer Debatte unter der 
(ernstgemeinten) Fragestellung: ‘Soll 
Afrika wieder kolonialisiert werden?” im 
Trend. 

Die Operation “Restore Hope” hatte 
nicht nurdiejenigen bestärkt, die voneinem 
“humanitären” Imperialismus träumen, 
sie war zugleich geeignet, das schlechte 
Gewissen zu beruhigen, das den hiesigen 
Spießer beim Anblick verhungernder 
schwarzer Kinder zu überfallen pflegt. Die 
Aktion scheintzubestätigen,daßdieeigene 
Stärke das Beste für alle ist. (Inzwischen 
ist die Fiktion von der “‘humanitären Mis- 
sıon’’ zwar geplatzt. Daraus folgt aber we- 
niger die Abkehr von der Hoffnung auf die 
Vereinten Nationen oder die Gegnerschaft 
zur deutschen Truppenentsendung, als 
vielmehr die Überzeugung, Deutschland 
werde auch in Afrika den “Rambos’” der 
USA mit dem besseren Konzept entgegen- 
treten.) 


Linker Widerstand fehlt — 
fünf Thesen 


Jenem nationalen Konsens entgegenzutre- 
ten, tut sich bisher auch die antikapitalisti- 
sche und antinationale Linke schwer. Eine 
Berliner Antimil-Gruppe hatte immerhin 
versucht, für den Tag S (Entsendung des 
Hauptkontingents) eine Demo vorzuberei- 
ten. Wenn der Aufruf aber davon spricht, 
daß die BRD sich heute “als Juniorpartner 
der USA’ ein militärisches Instrumenta- 
rıum zulegen müsse, wird das in den acht- 
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ziger Jahren schon falsche Weltbild der 
Friedensbewegung (Deutschland am Gän- 
gelband der USA) nur reproduziert. Das 
Hamburger ‘Komitee gegen den imperia- 
listischen Krieg” war — als vermutlich 
einzige fortschrittliche Kraft dieser Stadt 
—-bereitsam 12.6.93,unmittelbarnach den 
ersten massiven US-Bombardements ge- 
gen Stadtteile in Mogadiscio, mit einem 
Protestflugblatt aufdem Markt. Am Schluß 
jener Erklärung wurde die deutsche Soma- 
lıa-Politik in (immerhin) drei Sätzen er- 
wähnt. Aber auch hier war man dem alten 
Muster ( ‘Nieder mit den USA — so die 
Flugblattüberschrift) treu geblieben, ohne 
zu reflektieren, daß für die Linke einer 
inzwischen expansiv agierenden Groß- 
macht der Hauptfeind nur ım eigenen Land 
stehen kann. Indem Flugblattentwurf eines 
“Hamburger Bündnisses gegen Militärein- 
sätze”’ wird mehr Sand in die Augen ge- 
streut als Klarheit geschaffen, wenn es hei- 
ßt, die Bundesregierung wolle mit ihrem 
Somalia-Einsatz ‘vor allem ihrem Ziel, 
dem ständigen Sitz im Sicherheitsrat, näher 
kommen.’ Wer so die deutsche Militärpo- 
lıtik von ihrem sozialen Gehalt und die 
Konkurrenz um die Neuaufteilung der Welt 
abzukoppeln sucht, muß ganz zwangsläu- 
fig, wie jener Aufrufentwurf, bei einer ein- 
fältigen Enttäuschung darüber landen, daß 
“nach Beendigung des Ost-West-Kon- 
flikts”’ der deutsche Rüstungshaushalt im- 
mernoch nicht reduziert und trotz erhoffter 
“Friedensdividende” immer noch keine 
Gelder in den Sozialbereich transferiert 
worden seien. 


Die Kritik an derartigen Positionen ist 
freilich einfacher zu entwickeln als der 
eigenständige, in sich stimmige Stand- 
punkt. Um die Diskussion hierüber zu be- 
fördern, seien abschließend einige Thesen 
formuliert: 


1. Die Bilanz von 100 Jahren Imperialis- 
mus verbietet jede positive Bezugnahme 
auf Weltmarkt und Bourgeoisie. Die im 
“ Kommunistischen Manifest” formulierte 
Hoffnung, die Weltmarkt-Expansion wer- 
de “durch die rasche Verbesserung aller 
Produktionsinstrumente ... alle, auch die 
barbarischsten Nationen in die Zivilisati- 
on” reißen, hat sich erledigt. Sie hat statt 
dessen auch die zivilisiertesten Nationen 
in die Barbarei gerissen und damit erwie- 
sen, daß Barbarei der Zivilisation nicht 
gegenübersteht, sondern aus ihr folgt. 


2. Der Versuch, Somalia imperialistisch 
zu “zivilisieren”, gehört ebenso wie die 
deutsche Mitwirkunghieran bekämpft. Die 
Interventionspolitik unterstützt objektiv, 
wer hiergegen nicht Partei bezieht. 


{ 

3. Es gibt keinen Grund, Aidid zu einem 
antıimperialistischen oder gar antideut- 
schen Vorkämpfer zu stilisieren. Eher 
scheint es gerechtfertigt, ihn mit Hussein 
aus dem Irak und Noriega aus Panama in 
eine Reihe zu stellen. Jene sind aber nicht 
die Gegenspieler des Imperialismus, son- 
dern dessen Ziehkinder. Durch die Kriegs- 
führung der Großmächte wird jenen klei- 
nen Diktatoren nicht das Ende, sondern nur 
der Boden bereitet. 


4. Dennoch halte ich es für notwendig, 
anzuerkennen, daß Widerstandsaktionen 
gegen deutsche oder sonstige UN-Soldaten 
in Somalia gerechtfertigt sind — und zwar 
unabhängig davon, ob es mit den Trägern 
derartiger Aktionen eine politische Über- 
einstimmung gibt oder nicht. Denn auch 
dann, wenn das Antlitz dieser Kräfte ver- 
zerrt und ihr Anliegen rückständig ist, darf 
dies kein Alibi sein, die Somalia-Politik 
des Imperialismus zu akzeptieren oder zu 
ignorieren, daß die Politik der Ausbeutung 
und Ausblutung auch den Charakter der 
gegen sie gerichteten Opposition mitprägt. 
Für eine Idealisierung jener Widerstands- 
bewegungen besteht freilich ebensowenig 
ein Grund. Unter den gegenwärtigen Be- 
dingungen kann die Forderungnach Abzug 
aller Besatzungsmächte nicht mehr be- 
inhalten, als daß das besondere Gewaltver- 
hältnis einer bewaffneten Intervention be- 
endet und auf das alltägliche Gewaltver- 
hältnisdes Weltmarktszurückgeführt wird. 


5. Mit dem Somalia-Einsatz beginnt für 
den BRD-Imperialismus und damit 
zwangsläufig auch fürdessen Gegnerinnen 
und Gegner eine neue Etappe. Der Einsatz 
deutscher Soldaten in kriegerischen Aus- 
einandersetzungen verändert auch die in- 
nenpolitische Situation. Der chauvinisti- 
schen Euphorie in Wort und Tat entgegen- 
zuhalten, daßnurdie möglichst rasche Nie- 
derlage der deutschen Truppen dem huma- 
nıtären Anliegen nützt, wird nicht lange 
durchzuhalten sein, wenn es bei der gegen- 
wärtigen Vereinzelung der antinationalen 
Linken bleibt. Für die ersten deutschen 
Kriegstoten sind die Trauerheuchelfeiern 
schon konzipiert. Wie steht es um die Vor- 
bereitungen, sie zu stören? 


Max Müntzel 


Quellen: Zeit, 6.8.93; taz, 21.7.93; konkret 8/93; 
FAZ, 5.11.92; FAZ, 18.12.92; FAZ, 19.3.93; Eu- 
ropäische Sicherheit 3/93; Kommune 6/93; SZ, 
27.7.93, Spiegel 30/93; FAZ, 18.5.93; "Workers 
World”, 19.8.93; FAZ, 15.12.92; FAZ, 21.12.92; 
FAZ, 10.8.93; FAZ, 21.7.93; SZ, 22.7.93; 


D-Mark, D-Mark über alles 


Gesellenstück beim Zusammenbruch des EWS 


Am. AugustwurdedasEuropäische Wäh- 
rungssystem (EWS)faktisch aufgelöst. Die 
Bandbreite, in der die europäischen Wäh- 
rungen gegeneinander im Wert schwanken 
dürfen, war von 2,25 % auf 15 % erweitert 
worden. Damit konnte der Spekulations- 
druck von den europäischen Finanz- und 
Devisenmärkten genommen werden. 
Schwächeren Währungen wie dem Franc 
oder der Peseta ist damit die Abwertung 
ermöglicht worden, mittelfristig können 
nun jenach wirtschaftspolitischer Zielrich- 
tung auch die nationalen Leitzinsen ge- 
senkt werden. 


Das bisherige Währungssystem basierte 
darauf,daßalle WährungenderEG-Staaten 
(bis auf Griechenland) in einem relativ 
festen, Austauschverhältnis zueinander 
standen. Von einem formalen Blickwinkel 
aus betrachtet, befanden sich alle Währun- 
gen in einem gleichrangigen Verhältnis, 
weil jede an den Wert aller anderen gekop- 
pelt war. De facto war jedoch die DM die 
dominierende Leitwährung. HinterderDM 
steht nicht nur die stärkste Wirtschaft in 
West-Europa, auch die Anti-Inflationspo- 
litik der Bundesbank machte sie zur lang- 
fristig stabilsten Währung in Europa. Die 
Folge war, daß dieDM an den Finanzmärk- 
ten nie abgewertet werden konnte. Durch 
den engen Schwankungsspielraum war für 
alle Teilnehmer am EW Sdie Verpflichtung 
geschaffen, sich dem hohen Kurs der DM 
anzupassen. Das konnten die Notenbanken 
der anderen Staaten in der Regel nur durch 
noch höhere Leitzinsen als in der BRD 
gewährleisten. 


Dieses Währungssystem brach zusam- 
men, weil die Bundesbank auf Grund der 
steigenden StaatsverschuldungdieLeitzin- 
sen immer weiter erhöhte (bzw. nicht senk- 
te), um ein Ansteigen der bundesdeutschen 
Inflation zu verhindern, und West-Europa 
Anfang der 90er Jahre in eine Rezession 
schlitterte. Großbritannien und Italien ver- 
ließen daraufhin bald das EWS. In Frank- 
reich gab es auf Grund der Stabilitätspolitik 
keine Inflation und die Staatsverschuldung 
war gering, aber die Wirtschaftstätigkeit 
lag am Boden. Insbesondere die Arbeitslo- 
senzahlen stehen auf einem Höchststand. 
Um die französische Wirtschaft ankurbeln 
zu können, hätten auch die von der Bun- 
desbank hochgetriebenen Zinsen deutlich 
gesenkt werden müssen, das Ausscheren 
aus den engen EWS-Bandbreiten wurde 
damit notwendig. 

Die europäischen Finanzminister und 
Notenbankchefs hatten am 1. August meh- 
rere Optionen, der Krise zu begegnen: eine 


Abwertung der schwächeren Währungen 
incl. des Franc und der Peseta, eine Auf- 
wertung der DM, die Herausnahme des 
Franc oder der DM aus dem EWS oder die 
sofortige Herstellung einer europäischen 
Währungsunion. Weilkeineder jeweiligen 
Optionen eine qualifizierte Mehrheit unter 
den versammelten Abordnungen fand, ei- 
nigte man sich auf den kleinsten gemein- 
samen Nenner, das EWS quasi außer Kraft 
zu setzen. Dies geschah natürlich nicht 
ohne die Absichtserklärung, das alte Wäh- 
rungssystem alsbald wieder einzuführen. 
Übrig blieb nur ein DM-Block aus den 
Niederlanden, Österreich, der Schweizund 
der BRD, wobei sich Belgien und Luxem- 
burg sowie Dänemark nach einer Über- 
gangsphase wieder dem DM-Diktat unter- 
werfen wollen. 


Konkurrenz und 
Renationalisierung seit 1989 


Seitdem das EWS 1979 maßgeblich von 
Frankreich und der BRD ins Leben gerufen 
wurde, waren dessen Struktur, die beab- 
sichtigte Währungsunion sowie die EG als 
Ganzes immer auch Ausdruck jeweils spe- 
zifischer nationaler Interessen und Gegen- 
sätze. Frankreich hatte sich nach dem 2. 
Weltkrieg zum Ziel gesetzt, den ökono- 
misch stärkeren deutschen Nachbarn durch 
wirtschaftliche Integration in West-Europa 
einzubinden. DasEWS und die Währungs- 
union sollten aus französischer Sicht letzt- 
lich dazu dienen, in einer europäischen 
Zentralbank mehr alsheute die europäische 
Finanz- und Wirtschaftspolitik mitzube- 
stimmen. 

Für die BRD war die sich ständig vertie- 
fende Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft insoweit von Vorteil, alsdaßesleich- 
ter wurde, die westeuropäischen Nachbarn 
ökonomisch zu durchdringen. Ebenso war 
die BRD auf Grund der Stärke der DM 
maßgeblich in der Lage, die Wirtschafts- 
politik und -zyklen in West-Europa zu be- 
einflussen. In den letzten Jahren drang die 
BRD im Gegensatz zu anderen Ländern 
immer stärker aufdie Verwirklichungeiner 
politischen Union, um damit ihren ökono- 
mischen Einfluß auch direkt politisch um- 
setzen zu können. Großbritannien, als drit- 
tes einflußreiches Land, wählte im Gegen- 
satz zu Frankreich traditionell eine andere 
Strategie, um sich mit dem deutschen Im- 
perialismus auseinanderzusetzen: Das bri- 
tische Establishment war immer darauf be- 
dacht, nur soviel von seiner Unabhängig- 
keit abzugeben, wie gerade nötig war, um 


sich nicht von der jeweiligen wirtschatftli- 
chen Entwicklung in Europa abzukoppeln. 
Deshalb trat man erst 1990 dem EWS bei, 
und verließ diesesbereitsindererstenKrise 
1992 wieder. Die Währungsunion wird 
heute von britischer Seite solange für tot 
erklärt, bissich die Wirtschaftskraftin allen 
west-europäischen Ländern angeglichen 
habe. 

Der jetzige Zusammenbruch des EWS 
ist nur der vorerst letzte und einschnei- 
dendste Ausdruck davon, daß sich das 
Kräfteparallelogramm innerhalb der EG 
seit 1989 maßgeblich verschoben hat. Sei- 
nen Anfang nahm die Entwicklung 1990 
mit der politisch motivierten Entscheidung 
der Bundesregierung, einen schnellen An- 
schluß der DDR durch die BRD mittels 
einer deutsch-deutschen Währungsunion 
und einem 1:1-Umtauschverhältnis von 
Mark:DM durchzusetzen. Nachdem dieser 
neue Kurs in der Bundesbank durchgesetzt 
war (ihr Chef Pöhl trat daraufhin zurück), 
wurde in der Folge die Hochzinspolitik 
betrieben, um sowohl die BRD-Staatsver- 
schuldung als auch die Inflation zu brem- 
sen. Die westeuropäischen Staaten zahlten 
derweil für die “deutsche Wiedervereini- 
gung” mit hohen Zinsen und einer Ver- 
schärfung der Rezession. Diese Renationa- 
lisierung bundesdeutscher Währungspoli- 
tik setzte sich auf der politischen Bühne im 
Zusammenhang mit ihrer Jugoslawienpo- 
litik gegen alle anderen EG-Mitglieder fort 
und zeigt sich gegenwärtig darin, den Zu- 
sammenbruch desEW Snicht verhindert zu 
haben. Mit dem quasi-Aussetzen des EWS 
wurde die Bundesbank auch von der Ver- 
pflichtung zu Stützungskäufen entbunden. 

Das jetzige Währungssy stem mit größe- 
ren Schwankungsbreiten hat kaum Nach- 
teile für die BRD: Die DM bleibt an den 
europäischen Devisenmärkten weiterhin 
die dominante Währung und setzt die Be- 
dingungen und die Geschwindigkeit, mit 
der der Rezession in Europa begegnet wer- 
den kann. 


Es wird deutlich, wie eine europäische 
Währungsunion — wenn sie denn über- 
haupteines Tageskommt — aussehen wür- 
de. Eine europäische Währung wird eine 
DM mit anderem Namen sein. Der Zusam- 
menbruch des EWS läßt schließlich ein 
“Europa der zwei bis drei Geschwindig- 
keiten” erkennen — analog zu den osteu- 
ropäischen Staaten, die in ein abgestuftes 
System konzentrischerKreise unterschied- 
licher wirtschaftlicher Intensität um das 
wirtschaftliche Zentrum Europas, die 
BRD, eingruppiert werden. 
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Im Augenblick entsteht eine feste DM- 
Zone zwischen der BRD und ihren unmit- 
telbaren westeuropäischen Nachbam. 
Frankreich dagegen kann es sich wirt- 
schaftspolitisch in näherer Zukunft nicht 
erlauben (und erst recht nicht die südeuro- 
päischen Länder), sich wieder der DM un- 
terzuordnen. Die Folgen wären genauso 
katastrophal wie in den letzten Jahren. 
Möglich ist deshalb, daß sich in der näch- 
sten Zeit der DM-Block um einige wenige 
Länder erweitern wird, um dann zu einer 
faktischen oder nominellen Währungsuni- 
on zusammengeschlossen zu werden. 
Frankreich und andere Zuspätkommer 
werden sich dann bei einem nachfolgenden 
Beitritt nur der bundesdeutschen Domi- 
nanz und einer von Deutschland gesteuer- 
ten Zentralbank unterwerfen können. 

Die gegenteilige Entwicklung, nämlich 
daßdie Bundesbank ihrebisherige deutsch- 
nationale Ausrichtung zugunsten einerum- 
fassenden europäischen Integration und 
Entwicklung aufgibt (was mit hohen Ko- 
sten verbunden wäre), ist nach den Ereig- 


nissen von Anfang August gänzlich un- 
wahrscheinlich. Mit der Zerstörung der 
währungspolitischen Achse Frankreich/ 
Deutschland wurde im Gegenteil deutlich 
gemacht, daß die deutsche Politik und ihre 
RenationalisierungaufeuropäischerEbene 
keines Deckmäntelchens formaler Gleich- 
heit mehr bedürfen, und deshalb das Wäh- 
rungssystem gesprengt werden konnte. 
Da die westeuropäischen Währungen 
jetzt relativ frei gegeneinander bewertet 
werden können und die EG in einer Rezes- 
sion steckt, können sich einzelne Staaten 
auch gezwungen sehen, in einen Abwer- 
tungskampf einzusteigen. Abgewertete 
Währungen haben den Vorteil, Exporte zu 
verbilligen und Zinssenkungen zu ermög- 
lichen, die wiederum mehr Investitionen 
nach sich ziehen können. Eine solche Ent- 
wicklung würde aber auch die wirtschaft- 
lichen und politischen Gegensätze in Eu- 
ropa deutlich vergrößern. _ 
Wahrscheinlicher ist jedoch, auf Grund 
der wirtschaftlich hohen Verflechtungen in 
Westeuropa und dem selbstgesteckten Ziel 


der europäischen Eliten, mit den Wirt- 
schaftsblöcken in Nord-Amerika und Ost- 
Asıen konkurrieren zu können, daß ein 
Mindestmaß an wirtschaftlicher Einheit in 
Westeuropa erhalten bleiben und weiter 
versucht werden wird, diese zu vertiefen. 
Die Ausgangslage dafür stellt sich jedoch 
heute so dar, daß die BRD mehr denn je die 
Bedingungen und die Zeitpunkte diktiert. 
Das Ziel, wirtschaftlichen Einfluß zuneh- 
mend auch in direkte politische Macht um- 
zumünzen, bleibt damit von formal egali- 
tären Strukturen unbehindert. 


Auch wenn sich GeschichtenuralsFarce 
wiederholt, der Traum der deutschen 
Reichsbank von 1940 — eine europäische 
Wirtschaftsunion unter der Reichsmark zu 
schaffen — scheint in Zukunft nicht mehr 
ganz unmöglich. Auf dem Weg dorthin hat 
ın den letzten vier Jahren der deutsche 
Imperialismus einige Punktsiege ergattert. 


rat. 


Ein mißlungener Griff 


Eine Auseinandersetzung mit G. Fülberth’s Thesen in “konkret” 


“Dritter Griff zur Weltmacht?’’ — fragten 
wir auf der Titelseite der Bahamas Nr. 9. 
Georg Fülberth hat diese Frage im Vorfeld 
des “konkret”-Kongresses mit “Nein!” 
beantwortet. Seine I'hese besagt, daß 
Deutschlandbereits Weltmacht ist: Die Ge- 
schichte mit dem deutschen Sonderweg 
werde sich nicht wiederholen, weil das ihr 
zugrundeliegende Interesse seit der Wie- 
dervereinigung befriedigt ist (vgl. “Griff 
geglückt” in der Kongreßzeitung ‘“kon- 
kret”-extra 1/93). Diese Position richte 
sich, so Fülberth, gegen diejenigen, die wie 
Gremliza ‘mit der Einheit Deutschlands 
die Gefahr einer Wiederholung des soge- 
nannten "deutschen Sonderweges’ ein- 
schließlich seiner schlimmsten Ausprä- 
gung "als gegeben ansehen. Auch ich fühle 
mich angesprochen. 


“Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem 
das kroch ...”, sagte einmal Brecht und 
behaupten heute jene, die die These von 
der Kontinuität des deutschen Imperialis- 
mus nicht widerlegt sehen. Fülberth dreht 
den Gedanken der Kontinuität um: Was 
Deutschland als Großmacht derzeit ist, hat 
es 1914 und 1939 eigentlich immer nur sein 
wollen. Den Status einer regionalen Hege- 
monialmacht als “Weltmacht neben andc- 
ren’ habe Bethmann-Hollweg 1914 ange- 
strebt, schreibt Fülberth, und fährt fort: 
‘Auch Hitlers Strategie war anfänglich auf 
die Stellung einer Weltmacht ... nicht auf 
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Weltherrschaft ausgerichtet.” Letztere 
Ambition habe sich erst aufgrund des 
Kriegseintritts von Großbritannien undden 
USA entwickelt. Die Angelsachsen hätten 
darüber zum zweiten Mal den Versuch 
Deutschlands vereitelt, “eine Macht zu 
werden, die regional herrscht und damit 
im Weltmaßstab zum eng begrenzten Kreis 
jener Großmächte (= Weltmächte) ge- 
hört’, sodefinierter, “welche ihre Einfluß- 
bereiche wechselseitig nichtmehr in Frage 
stellen.” 


Die Tatsache, daß nach 1989 dann 
schließlich der “Griff geglückt” und das 
“anfängliche” Konzept Hitlers Wirklich- 
keit werden konnte, sei der Einsicht der 
Kontrahenten zu verdanken: “Die westli- 
chen Siegermächte gestanden (Deutsch- 
land) zu, was zu verweigern ihnen 1914- 
1918 und 1939-1945 ein Krieg wert gewe- 
sen war. Ursache des Wandels, schreibt 
Fülberth weiter, “war der Kalte Krieg, in 
dem die BRD zur Bundesgenossin der USA 
in der Auseinandersetzung mit der UdSSR 
wurde.’ Heute aber werde der Bundesre- 
publik ‘die Beute des großen Krieges 
1914-1989 (der aus zwei heißen Weltkrie- 
gen und einem Kalten Krieg bestand) nicht 
mehr streitig gemacht.” 


Dieses Geschichtsbild ist rund, aber fa- 
tal, weil es die Spezifika der deutschen 
Politik nicht nur ignoriert, sondern dieRol- 
len geradezu vertauscht. 


Fülberth unterstellt, daß Deutschland 
auch 1939 lediglich den Status einer regio- 
nalen Hegemonialmacht habe erlangen 
wollen, um nach ““geglücktem Griff” die 
“Einflußbereiche” der anderen “nicht 
mehr in Frage (zu) stellen.’ Daß die Dinge 
dann einen anderen, weitaus blutigeren 
Verlauf genommen hätten, habe demzufol- 
ge weniger an Berlin, sondern an den Spiel- 
verderbern in London und Washington ge- 
legen, die dem deutschen Aufsteiger nicht 
mal eine regionale Machtbasis gönnen 
konnten. Mit den Jahren hätten sie jedoch 
begriffen, daß solch kleinliches Besitz- 
standsdenken nichts bringt. Und da diese 
Länder Deutschland zukünftig in Ruhe las- 
sen werden, kann auch die deutsche Politik 
nicht mehr aus dem Ruder laufen. Mit an- 
deren Worten: Deutschland ist eigentlich 
friedlich, wenn man ihm nur seinen “Platz 
an der Sonne” zugesteht. 


Die Schwachpunkte dieser These sind 
evident. Ich beginne mit dem Vergleich 
1939-1989 und lasse hier unkommentiert, 
daß bei Fülberth alle NS-Spezifika ausge- 
löscht worden sind. Die Fülberthsche Be- 
hauptung, Hitler habe anfänglich mehr als 
den Status einer Regionalmacht gar nicht 
angestrebt, ist falsch, cs sei denn man be- 
zeichnet den Abschnitt zwischen Atlantik 
und Ural als “Region”. Hitler hatte in 
“Mein Kampf” nicht nur “das Ende Ruß- 
lands als Staat” proklamiert, sondern ganz 
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generell erklärt, jede zweite Kontinental- 
macht in Europa zu zerschlagen. Selbst 
wenn Fülberths Annahme richtig wäre, 
bliebe der Widerspruch, daß Nazi- 
Deutschland 1941 (zweifellos als Welt- 
macht) die benachbarte Weltmacht nicht in 
Ruhe ließ, sondern überfiel — nicht wegen, 
sondern trotz des Kriegseintritts der anglo- 
amerikanischen Welt. 

Auch der Vergleich 1914-1989 stimmt 
so nicht, wie Fülberth selbst an anderer 
Stelleschreibt. Zwaristesrichtig, daßheute 
mit der Schaffung eines großen Wirt- 
schaftsverbands ein Kernpunkt der von 
Reichskanzler Bethmann-Hollweg 1914 
formulierten Kriegsziele realisiert wurde. 
‘Aber die Schaffung eines großen 'Wirt- 
schaftsverbandes’ allein begründet noch 
nicht die Vorherrschaft einer bestimmten 
Macht... Weltmachtwirdman weder durch 
Militär noch durch Ökonomie allein. Al- 
lerdings müssen beide zum Einsatz kom- 
men.’ (Fülberth in “konkret” 11/92) 


Durch das annektionistische Kriegsziel 
war 1914 der Anspruch auf “deutsche Füh- 
rung” erheblich anders konzipiert alsin der 
heutigen Situation, in welcher Frankreich 
machtpolitisch gegen Deutschland nach 
wie vor seinen nuklearen Status ins Spiel 
bringen kann. Beide: Bethmann-Hollweg 
wie auch Hitler wollten mehr, als Deutsch- 
land heute hat. Entweder ist FülberthsKon- 
tinuitätsansatz richtig (dann ist die deut- 
sche Ambition derzeitnurteilweiseerfüllt), 
oder aber dieses Land hat sich seit 1945 
tatsächlich gewandelt, was Fülberth aber 
keineswegs unterstellt. 


Ihm zufolge war es die Einstellung der 
Siegermäthte, die sich “gewandelt” hat. 
Hatten die Westmächte nach 1952 in Folge 
des Kalten Krieges tatsächlich eine deut- 
sche Weltmacht angepeilt? Die Fakten 
sprechen m.E. dagegen. Zwar stimmt, daß 
sen aufgrund des Kalten Krieges 
eine Remilitarisierung in die Wege leiten 
durfte. Doch hatten sich die USA die Kon- 
trolle aller wesentlichen Kriegsfunktionen 
(ABC-Verbot; Nato-Integrationsgebot; al- 
liierte Kontrolle des westdeutschen Luft- 
raumsetc.pp.) vorbehalten. Ansonsten hat- 
te gerade derKalte Krieg dafür gesorgt, daß 
Berlin unter Vier-Mächte-Verantwortung 
stand und Deutschland in seiner Außenpo- 
litik somit “gefesselt” blieb. Die qualitati- 
ve Veränderung der deutschen Rolle folgte 
aus der überraschenden Kapitulation des 
RgW, einer gleichzeitigen Offensive der 
BRD-Außenpolitik aufallen Ebenen sowie 
einer — weniger von Überzeugung denn 
von Angst gezeichneten — Appeascment- 
politik der Westmächte, die nicht ihre Ein- 
stellung “gewandelt”, sondern einer ge- 
wandelten Stärkeposition des BRD-Impe- 
rialismus Rechnung getragen hatten. (Dort 
geht man übrigens, i.G. zu Fülberth, davon 


aus, daß der deutsche Griff zur Weltmacht 
noch nicht abgeschlossen ist.) 


Neues Deutschland, 
neue Ziele? 


Jene Dynamik von Aufstieg und Abstieg 
imperialistischer Mächte widerspricht, ne- 
benbei bemerkt, auch jener Fülberth-The- 
se, derzufolge die Weltmächte ihre Ein- 
flußbereiche nicht mehr in Frage stellen. 
Karl Kautsky hatte 1915 aus dieser Annah- 
me gefolgert, daß eine einvernehmliche 
Ausbeutung der Welt fortan möglich 
scheint. Wenn seither aber irgendeine 
Theorie eindrucksvoll widerlegt worden 
ist, dann wohl jene Ultraimperialismus- 
Theorie. 


Fülberth erklärt, daß heute der deutsche 
Status von keiner Macht mehr in Frage 
gestellt werde. Dies ist zutreffend, soweit 
man unterstellt, daß die deutsche Führung 
sich mit ihrem formellnicht-nuklearen Sta- 
tus auf die Dauereinrichten wird. Die wich- 
tigere Auslassung Fülberthsliegt darin, daß 
die Überlegung, Deutschland könne ande- 
ren Ländern gegenüber etwas streitig ma- 
chen, nicht einmal gedanklich bei ihm eine 
Rolle spielt. Er schreibt, daß ein auf mili- 
tärische Eroberungen zielendes Programm 
heute für Deutschland “nicht nur unmög- 
lich, sondern auch unnötig (sei), da die 
deutsche Vorherrschaft in Europa jetzt 
nicht auf bewaffneter Vorherrschaft be- 
ruht, sondern auf ökonomischer Domi- 


” 


nanz. 


Nach welchem Kriterium ist Fülberth in 
der Lage festzustellen, was für einen Im- 
perialismus “nötig” oder “unnötig” ist? 
Waren die Einmärsche in Böhmen, Mäh- 
ren, Österreich usw. “nötig”? Ist heute die 
staatlich unterstützte Destablisierungsar- 
beit der Vertriebenenverbände in Osteuro- 
pa “nötig’”? 

Seine Grundannahme, daß Deutschland 
(in Geschichte und Gegenwart) im großen 
und ganzen defensiv gewesen sei (bzw. 
defensiver gewesen wäre, wenn manesnur 
hätte Weltmacht werden lassen), bezieht 
Fülberth auch auf die Innenpolitik: Die 
NSDAP habe noch etwas umstürzen wol- 
len. Die REPs entsprächen demgegenüber 
lediglich ‘der Gemütslage einer Nation, 
die festhalten will (wenn's sein muß, rabi- 
at), was sie hat.’ Diesen Gedanken hat 
Fülberth bereits in “konkret’”” 2/93 ent- 
wickelt: “Für den Frieden, gegendenHaß, 
gegen Extremismus von rechts und links’ 
konstituiere sich eine “deutsche Nation 
neuen Typs ... Das Resultat wird nicht das 
Vierte Reich sein, sondern die deutsche 
Teilhabe am neuen imperialistischen Kon- 
dominium. Wer sich damit auseinanderset- 
zen will, muß neu anfangen und braucht 


dazu noch ein bißchen mehr als Antifa- 
schismus.” 

Ichbineinverstanden, wenn man dies als 
eine mögliche Option deutscher Politik 
skizziert. Das Problem liegt darin, daß Fül- 
berth jene “Normalisierungs-”Theorie als 
eine geschichtlich ableitbare Realität prä- 
sentiert, ohne den pessimistischen Ansatz 
auch nur einer Prüfung zu unterziehen. 
Selbstverständlich kann heuteniemand mit 
Sicherheit behaupten, daßsichderdeutsche 
Sonderweg einschließlich seiner schlim- 
meren Ausprägungen wiederholen wird. 
Ebensowenig kann diese Option mit Si- 
cherheit ausgeschlossen werden. Die De- 
batte in den herrschenden Kreisen bietet 
Indizien für den einen, wie auch für den 
anderen Kurs. Fülberth hat mit seiner Fest- 
legung eben jene ““Spökenkiekerei” betrie- 
ben, die er seinen Kontrahenten gerne vor- 
zuwerfen pflegt. 

Seine zuweilen anderen Einsichten be- 
wies nicht nur sein Aufsatz “Maastricht — 
ein deutscher Bluff” (“konkret’’ 11/92), in 
welchem er noch die “Enthemmung” 
Deutschlands prognostizierte. So wurde 
von ihm auch aufdem “konkret”’-Kongreß 
die Frage, ob die deutsche Einbindung in 
den westlichen Verband ‘dem deutschen 
Sonderweg nur besondere Schwungmas- 
se '' geben oder ihn verhindern würde, aus- 
drücklich offen gelassen. Die These vom 
deutschen Sonderweg ist aber gerade das, 
was Fülberths Aufsatz Wort für Wort ne- 
giert. 

Die Analyse der allgemeinen Entwick- 
lung von Imperialismus in einen Wider- 
spruch zur Analyse seiner spezifisch natio- 
nalsozialistischen Ausprägung setzen zu 
wollen, macht genauso wenig Sinn, wie 
jene bei Fülberth recht beliebte Antinomie, 
die gegenüberstellt: hier die sorgfältige, 
alle Aspekte der imperialistischen Politik 
berücksichtigende Analyse — dort die IV. 
Reich-Phantasten, die sich vorwiegend im 
Feuilleton tummelten und einem Kritikan- 
satz huldigten, der affirmativ schon deswe- 
gen sei, weil er sich auf den “Antifaschis- 
mus”, sprich die NS-Analyse kapriziere. 

Daß die Kritik der deutschen Spezifika 
eine Apologie des “normalen” Imperialis- 
mus bereits impliziert, ist nicht notwendig, 
kommt aber (auch in “konkret’”) vor. Eben 
diese Sorge dürfte Fülberth dazu veranlaßt 
haben, mit einer expliziten ‘“Normalisie- 
rungstheorie” aufzumachen. Seine Vor- 
lage für den “‘konkret”’-Kongreß (und eine 
Referentenpolitik der Veranstalter, die den 
Eindruck erweckte, weniger am Thema 
denn am rhetorischen Effekt orientiert ge- 
wesen zu sein), führten auf dem Kongreß 
jedoch dazu, daß am Thema “Dritter Griff” 
vorbeigeredet wurde. 


Max Müntzel 
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Auferstanden aus Ruinen... 


Robert Kurz’ deutsche Bereinigung der “allgemeinen Weltkrise” 


In — bisher — zwei Büchern hat Robert 
Kurz die ökonomische Entwicklung 
Deutschlands seit Honeckers Abgang 
nachgezeichnet und analysiert. Die Reso- 
nanz darauf war innerhalb der deutschen 
Linken beachtlich und zunehmend positiv. 
Wersein jüngstes Werk, “PotemkinsRück- 
kehr”’, gelesen hat, kann verstehen, warum 
das so ist. Denn das Buch enthält eine Reihe 
hochbrisanter Thesen, nicht nur zur Natio- 
nalökonomie; und es bietet am Schluß die 
Grundrisse eines politischen Programms, 
das zumindest überrascht. 

Die erste These von Kurz ist die, daß die 
ökonomische AnnexionderDDR durchdie 
BRD erstere in den wirtschaftlichen Ruin 
führte und letztere in eine ausweglose 
Schuldenspirale bringen wird. Daß dies so 
sei, wird auf über hundert Seiten empirisch 
nachzuweisen versucht, macht also den 
Hauptteil des Buches aus. 

Wasden NiedergangderEx-DDR angeht 
und die hartnäckige Weigerung des west- 
lichen Kapitals, in der Pleiteregion zu in- 
vestieren, glaube ich Kurz unbesehen jedes 
Wort. Für all jene, die Kohls Versprechen 
“blühender Landschaften” im Osten schon 
1990 für nackte Demagogie hielten, bietet 
dasallerdingskeineneue Erkenntnis. Eben- 
so bei der Politik der Treuhand, wo Kurz 
in zwei längeren Kapiteln aufdeckt, wie sie 
grotesk versagt und dazu noch kriminell 
gehandelt hat. Auch das leuchtet mir un- 
mittelbar ein. Nur halte ich es für Business 
as usual und teile deshalb nicht die Empö- 
rung, die Kurz umtreibt. 

Ähnlich geht esmirmit der anderen Seite 
der “Vereinigungskrise”, bei dem ebenso 
engagiert und faktenreich dokumentierten 
Schuldenberg, der infolge der DDR-Anne- 
xion im Westen angehäuft wurde. Kurz 
erschreckt seine LeserInnen mit einer “Fi- 
nanzkatastrophe”, in die die BRD gerate, 
und summiert deren Dimensionen so: ‘Bis 
1995 ergibt sich... eine Gesamtbelastung 
von mehr als einer Billion DM aus Altlasten 
und unproduktiver Subventionierung...” 
(149) 

Mag sein. Nur, unterstellt, die schreck- 
liche Zahl stimmt, was folgt wirtschaftlich 
daraus? Kurz suggeriert, daß deshalb die 
Deutschland AG kurz vor der Pleite steht 
(“marktwirtschaftlich nicht mehr bewäl- 
tigbar', 150). Er vergißt dabei die simple 
Tatsache, daß überall, wo Schulden auftau- 
chen, dem immer Guthaben und Erträge 
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gegenüberstehen. Kurz selbst führt an an- 
dererStelledie600Milliarden Cash-Gelder 
an, über die deutsche Konzerne verfügen; 
er hätte auch die sieben Billionen DM an- 
führen können, über die laut Statistik deut- 
sche Haushalte verfügen. Das aber, nebst 
deutschen Banken und Versicherungen, 
sind zum Großteil die Gläubiger, in deren 
Schuld Waigel steht. Daß die ihre Zinsen 
und Tilgungen nicht verlieren werden, 
glaube ich ebenso zuversichtlich wie auch 
daran, daß die deutsche Wirtschaft selbst 
am wenigsten an der Begleichung des 
Staatsschulden Schaden nehmen wird. 
Aber selbst wenn Kurz’ Menetekel einer 
nachhaltig geschwächten deutschen Natio- 
nalökonomie zuträfe: umso besser für die 
anderen! Sicher, die sozialen Verwüstun- 
gen infolge der Großdeutschlandpolitik 
sind verheerend, und natürlich werden Zin- 
sen und Tilgung unten abkassiert. Aberwie 
denkt jemand, der wie Kurz schreibt: “Die 
Bilanz der deutschen Einheit ist nieder- 
schmetternd.” (219) Was hatte der erwar- 
tet? Und wäre er, Schuldenberge weg und 
“blühende Landschaften” unterstellt, heu- 
te über die Einheit glücklich? 


„.. UNnd morgen 
die ganze Welt! 


Die zweite These von Kurz ist, daß die 
kapitalistische Akkumulation weltweit am 
Ende ist. Genauer gesagt: mit der gesamten 
Kultur warenproduzierender Gesellschaf- 
ten, nicht weniger als rund 6.000 Jahren 
menschlicher Geschichte, ist es seit 1990 
praktisch vorbei. Es wird nur noch abge- 
wickelt: Attrappen-Kapitalismus. Istdieser 
Untergang des Abendlandes schon für sich 
eine sensationelle Meldung, so ist doch der 
eigentliche Clou daran, daß sich das Ende 
der Weltgeschichte nirgends anders als bei 
uns in Deutschland vollzieht, denn, so 
schließt Kurz: “Die Vereinigungskrise ist 
nur der Sonderfall einer allgemeinen Welt- 
krise”’ (219). 

Darum also wird der Krisentheoretiker 
Kurz nicht müde, Buch für Buch zur Kritik 
der politischen Ökonomie der deutschen 
Vereinigung zu schreiben. Daer allerdings 
sein empirisches Beweismaterial fast aus- 
schließlich aus den Wirtschaftsdaten Ost- 
und Westdeutschlands rekrutiert, erfahren 
wir über die Faktenhintergründe des kolla- 


bierenden Weltmarktes äußerst wenig. 

Kurz beschränkt sich weitgehend darauf, 
das notwendige Ende theoretisch abzulei- 
ten. Das Verfahren ist nicht neu. Immer 
wenn die nationale oder die Weltkonjunk- 
tur etwas in Stottern gerät, sind sie auf dem 
Markt, die “marxistischen Analysen”, die 
die Flaute zur Strukturkrise hochschreiben, 
die finale Systemgrenze erkennen und tri- 
umphierend ausrufen: Habe ich es nicht 
gleich gesagt?! Bisher, soviel stehtfest, war 
das immer Quatsch. Und gerade heute ist 
es absurd, den kapitalistischen Klassen- 
feind als so gut wie erledigt darzustellen. 

Aber nun inhaltlich zur politischen Öko- 
nomie des Weltmarktes. Sie ist, soviel ist 
weithin unstrittig, gekennzeichnet durch 
den Gegensatz relativ reicher Metropolen 
und einer Mehrzahl ruinierter Volkswirt- 
schaften im Trikontundin Osteuropa. Wäh- 
rend die bürgerliche Ökonomie diese Po- 
larisierung wahlweise mit der Tüchtigkeit 
der einen und Verschwendungssucht der 
anderen, mit westlicher Demokratie und 
barbarischer Despotie oder (die mitleidige 
Variante) mit der Ungerechtigkeit im 
Tausch zwischen Starken und Schwachen 
erklärt, muß eine marxistische Analyse 
nachzuzeichnen versuchen, wie das Wert- 
gesetz Wertschöpfunghierund Entwertung 
anderswo bewirkte. Bis hier besteht übri- 
gens auch Konsens mit Kurz. 

Aber bei der Darstellung, wie das Wert- 
gesetz im einzelnen zu Wohlstand hier und 
Verelendung woanders führte, wird es ab- 
strus. Warum es den Facharbeitern in den 
Metropolen in den vergangenen Jahrzehn- 
ten zunehmend besser ging, “analysiert” 
Kurz so: 

“Es traten die Repräsentanten der einen 
lebendigen Komponente des Kapitals, die 
Lohnarbeiter, auf dem Arbeitsmarkt in 
Konkurrenz zu den Repräsentanten der an- 
deren, in Sachmitteln dargestellten Kom- 
ponente, den Kapitaleigentümernbzw.Ma- 
nagern; das Resultat waren Lohnerhöhun- 
gen und Arbeitszeitverkürzungen.” (26) 

Wie denn, der Wert der Ware Arbeits- 
kraft wird bestimmt durch die Konkurrenz 
zwischen Arbeitern und Managern? Und 
diese Konkurrenz führte zu Lohnerhöhun- 
gen, während Monopole sie gedrückt hät- 
ten? Marx hatte noch behauptet, die Kon- 
kurrenz der Ware Arbeitskraft untereinan- 
der würde dazu führen, daß die Lohnhöhe 
am Existenzminimum orientiert bleibt. 
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Wenn das aber richtig ist und wir das Phä- 
nomenerklären wollen, wieso sich die Löh- 
ne in den kapitalistischen Metropolen den- 
noch beachtlich nach oben entwickelt ha- 
ben, dann bleibt nur die Schlußfolgerung, 
daß die Ware Arbeitskraft nicht so beliebig 
verfügbar, einständigesHeuernundFeuern 
zwecks Lohndrücken nicht möglich war. 
Und da kommen wir zum Kern. Das war 
erkennbar der Fall. Es haben sich mit dem 
Fordismus so etwas wie Monopollöhne in 
den produktivistischen Zentren herausge- 
bildet, eben weil der Arbeits- und Kapital- 
markt erheblich nationalen Beschränkun- 
gen unterworfen war und sich z.B. die 
Facharbeiterschaft von Detroit zu Mono- 
polbedingungen verkaufen konnte. 


Unddie Gesetzmäßigkeiten der Konkur- 
renz erklären auch zur anderen Seite hin, 
wie es, zugespitzt in den 80er Jahren, zur 
Trikont-Verelendung kam. Die entschei- 
dende ist die Konkurrenz der Profitraten, 
diePleitendortundden Boomhierdiktierte. 
Und damit einher ging, daß der Wert der 
Ware Arbeitskraft von Millionen Gruben- 
und Plantagenarbeitern im Trikont ins Bo- 
denlosesank. Sosind, vonMarx vorgeführt, 
die grausam einfachen Gesetze kapitalisti- 
scher Verwertung und Entwertung. Und 
wie so oft, wenn ausgesucht kluge Köpfe 
über Marx hinausgehen wollen, kommtnur 
Unfug dabei heraus; bei Kurz dieser: 


‘Tatsächlich ist es evident, daß die in 
den vergangenen Jahrzehnten vielge- 
schmähte Verelendungstheorie noch nie 
soviel Berechtigung hatte wie heute. Frei- 
lich müßte sie auf der jetzigen Entwick- 
lungsstufe anders begründet werden. Denn 
nicht mehr in der und durch die abstrakte 
Arbeit... vollstreckt sich in der heutigen 
Welt der Verelendungsprozeß, sondern ge- 
rade umgekehrt dadurch, daß die rentable 
Vernutzungsfähigkeit menschlicher Ar- 
beitskraft aufgrund.der hohen Sachkapital- 
intensität zu erlöschen beginnt.’ (29) 


Auch hier mischt sich etwas Richtiges 
mit viel Unfug. Richtig ist, daß das Elend 
zur einen Seite durch gigantische Arbeits- 
losenraten geprägt ist. Allerdings erfordert 
dies Phänomen keine neue Verelendungs- 
theorie. Die Gründe sind die alten: Brach- 
legung von Kapital und Zerschlagung von 
Subsistenzwirtschaft. Aber was in den Me- 
tropolen gern vergessen wird: Daneben gibt 
es hunderte von Millionen, die durchaus 
“konventionell” verelenden, indem ihre 
Löhne an oder unter das Existenzminimum 
gedrückt werden; etwabeiden 80 Millionen 
PlantagenarbeiterInnen etc., die für den 
Kaffeegenuß in den Metropolen schaffen. 
Die hat der theoretische Neuerer Kurz mal 
eben übersehen. 


Und aufdiesem Niveau bewegt sich auch 
seine Erklärung, warum der ganze Kapita- 
lismus mit dem gescheiterten Wiederauf- 
bau der Ex-DDR zugrunde geht. Er 
schreibt: “Die Logik kapitalistischer 
Selbsterstickung durch den Expansions- 
prozeß des Sachkapitals ist in das Stadium 
ihrer realhistorischen Erscheinung getre- 
ten, und dies gilt für das Weltkapital als 
Ganzes, das gerade in diesem Erscheinen 
seiner inneren absoluten Schranke erst un- 
mittelbar zum Weltkapital wird.’ (78) 


Zusammenbruch und 
tendenzieller Fall der 
Profitrate 


Esseimithindasüberproportionale Wachs- 
tum des konstanten Kapitals, das die wei- 
tere Akkumulation unmöglich mache. 
Theoretisch beziehtersich damit aufMarx’ 
Ausführungen zum “tendenziellen Fall der 
Profitrate”’. Aber auch hier verballhomt er. 
Wo Marx nur schreibt, daß der Fall der 
Profitrate zur “periodischen Entwertung 
des vorhandenen Kapitals” führt (MEW 
25, 259), und die “Schranke der kapitali- 
stischen Produktionsweise” darin sieht, 
‘daß die Entwicklung der Produktivkraft 
der Arbeit im Fallder Profitrate ein Gesetz 
erzeugt, das ihrer eigenen Entwicklung auf 
einem gewissen Punkt feindlichst gegen- 
übertrittund daher beständig durch Krisen 
überwunden werden muß’ (ebenda, 268), 
konstruiert Kurz die “absolute Schranke’”. 
Und es ist aufschlußreich, wie er sie ver- 
anschaulicht. Nicht aus marxistischem 
Fundus, sondern aus der ““Wirtschaftswo- 
che” greift er sich folgende Zahlen, mit 
denen er beeindrucken will: “Setzen wir 
die Kosten eines rentablen Arbeitsplatzes 
mit... 300.000 DM, dann heißt das für 1 
Million Arbeitskräfte Sachkapitalinvesti- 
tionen von 300 Milliarden DM. Für die 
ursprünglich 10 Millionen Arbeitskräfte 
der DDR wären dies 3 Billionen DM. Für 
100 Millionen Arbeitskräfte in Osteuropa 
30 Billionen DM. Für 150 Millionen GUS- 
Arbeitskräfte 45 Billionen DM. Und für 500 
Millionen rentable C'hinesen noch einmal 
150 Billionen DM. Reicht das? ”’ (33) 


Wie denn, das ist die historische 
“Schranke”, die Marx mangels “realhisto- 
rıscher Erscheinung” nicht ahnen konnte: 
Bis 299 .000 DM pro Arbeitsplatz funktio- 
niert der Kapitalismus noch; aber jetzt, bei 
300.000, muß er passen? Das kann nur 
schreiben, wer seit Jahren nicht anderes im 
Kopf hat als den ““Wiederaufbau-Ost””, wo 
ständig mit solchen Kalkulationen Natio- 
nalökonomie betrieben wird. 


Wer nicht ganz blind für den “Rest der 
Welt” geworden ist, hat aber z.B. mitge- 
kriegt, wie inzwischen in den USA Millio- 
nen Arbeitsplätze geschaffen wurden (Fast 
Foodu.a. Dienstleistungen), dienurlächer- 
liche Bruchteile jener Investitionskosten 
verursachten; daß bei den Wachstumsren- 
nern wie Microsoft & Co, im gesamten 
Finanz-, Consulting- und Marketingsektor 
die ““Sachkapitalintensität”’ auch von ge- 
ringstem Übel war. Und wenn ohne blöde 
Zahlenspielereien tatsächlich auf die VR 
China geblickt wird, so ist gerade bemer- 
kenswert, daß dort vor keiner Investitions- 
summe zurückgeschreckt wird und regio- 
nale Wachstumsraten von 20 bis 50 Prozent 
Realität sind. 


Über solche Details geht Kurz souverän 
hinweg. Statt zu untersuchen, wo, wie und 
warum die Akkumulation vorangeht (oder 
nicht), kanzelt Kurz alles ab, was seiner aus 
deutschen Landen aufgetischten Zusam- 
menbruchstheorie widerspricht. Die 
Wachstumsregion Nummer 1, Japan & Co, 
erledigt er mit diesem Stammtisch-Urteil: 
‘Die ostasiatische Option erweist sich... 
als große Seifenblase.’ Zur Begründung 
liefert er dreierlei: “Erstens” sei ‘der 
Schritt über die Schwelle zum Club der 
alten Industriestaatennoch keineswegs ge- 
schafft... Zweitens reicht das Volumen des 
ostasiatischen Marktes... nicht aus... Drit- 
tens aber ist der ostasiatische Aufschwung 
extrem einseitig exportorientiert”. (82f.) 


Auch das ist eine originelle Verbesse- 
rungmarxistischer Erkenntnisse. Marx hat- 
te vielerortsals Spezifikum kapitalistischer 
Wirtschaftsweise die Tatsache bezeichnet, 
daß die Produktion von Mehrwert und des- 
sen Verwandlung in Profit Ziel sei, nicht 
aber die Befriedigung von Konsumbedürf- 
nissen. Und niemand, außer Kurz, kann 
übersehen, daß Japan, Korea& Co weltweit 
diesem Ideal am nächsten gekommen sind 
(aufopferungsvoll arbeiten — bescheiden 
leben). Darausresultierenihre gigantischen 
Wachstumsraten und die Tatsache, daß sie 
in vielen Branchen die Weltmärkte erobert 
haben. Inzwischen aber wird mit Lean Pro- 
duction, Billiglohnauslagerung und einer 
Ethik der Verzichts die “ostasiatische Op- 
tion” im Westen übernommen —nur Kurz 
hält diese Realität für Seifenblasen. 


Esistwohlrichtig,daßdie Akkumulation 
von Kapital unter den neueren Weltmarkt- 
bedingungen zu bisher nicht dagewesenen 
Verwerfungen führte, daß die weltweite 
Konkurrenz ganze Weltregionen verelen- 
den ließ, daß damit auch der Wert der Ware 
Arbeitskraft variabler denn je geworden ist 
und absinkt. Und alles spricht dafür, daß 
dieser Prozeß weitergeht und also die dann 
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weiterschrumpfenden Märkte zunormalen 
oder gar dramatischen Verwertungskrisen 
führen müssen. Nur wissen wir seit Jahr- 
zehnten, daß Krisen wie die momentane 
meist schon aufdem Wegezur Bereinigung 
sind, während sich die Untergangstheorien 
noch im Druck befinden. Selbst wenn es in 
den Metropolen zum Big Bang käme, dann 
würden zeitweilig auch dort gewaltige Ka- 
pitalmengen brachgelegt und entwertet. 
Das wäre sozial verheerend. Nur wenn sich 
insofern in den Metropolen das nachvoll- 
ziehen würde, was Trikont und Osteuropa 
erlitten, dann existiert qua Annahme kein 
Weltkapital, kein G7-Club und IWF, die 
über erdrückende Konkurrenz oder stran- 
gulierende Auflagen die Wiederaufnahme 
der Wertproduktion weithin verunmögli- 
chen. Es würde also wieder, mit Nach- 
kriegsmentalität, kräftig in die Hände ge- 
spuckt, und die ganze Scheiße begänne von 
neuem. 

Auch das ist ein Grund, die Kritik der 
politischen Ökonomie nicht als Wahrsage- 
rei zu betreiben. Schon bei normalem Ge- 
schäftsverlauf produziert die Akkumulati- 
on von Kapital wahrlich genug an Krisen, 
Elend und Zerstörungen. Und der Kritik 
daran wird nur die Spitze abgebrochen, 
wennmitdieseroderjener Theorie ihrEnde 
geweissagt wird. Denn die politische Inter- 
vention, die allein schrankensetzend ist, 
würde damit zur Nebensache, oder sie er- 
übrigte sich ganz. Bei Kurz ist das mittler- 
weile anders. Wohl wegen der deutschen 
Frage scheint es ihn zu Politischem zu 
drängen. Das macht die Sachenicht besser. 


Imperialismus heute: 
Milchbärte vs. Stoppelbärte 


Kurz beläßt esnicht bei gewagten politöko- 
nomischen Thesen; Umwälzendes bietet er 
auch zur politischen Theorie. Hier verkün- 
det er, daß erstens von einer imperialisti- 
schen Renaissance keine Rede sein könne 
und zweitens (entsprechend) “der innere 
Zusammenhang von Kapitalismus und Fa- 
schismus... systematisch reformuliert wer- 
den’ müsse. Die These, daß der Imperia- 
lismus “out” sei, stützt Kurz auf die ““Zu- 
rückhaltung” des westlichen bzw. deut- 
schen Kapitals bei Investitionen im Osten. 
Auch dieses Argument ist überraschend. 
Denn wenn es richtig ist, daß das interna- 
tionale Kapital derzeit nur zuschaut, wie 
die RGW-Ökonomien ausbluten, ohne 
groß zu intervenieren, wofür ist das ein 
Beleg? Seit wann ist die impenalistische 
Sauerei an der Höhe der geleisteten Inve- 
stitionen meßbar? Länder und Völker aus- 
bluten zu lassen, die Normalität, sie reif zu 
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machen für die Übernahme, das ist kein 
Imperialismus? 

Oder andersrum: Wenn das der Beweis 
sein soll, daß die BRD kein imperialisti- 
scher Staat ist, weil sie die osteuropäischen 
Märkterechts liegen läßt, dann bleiben ihre 
westlichen und südlichen Märkte im Um- 
kehrschluß als Beleg dafür, daß sie doch 
imperialistisch ist. Die Geschichte hat ja 
nicht erst 1990 angefangen! Schließlich: 
Wenn seit 1990 die BRD “erst” um die 
10.000 Wirtschafts- und Verwaltungsfach- 
leute als Vorposten in den Osten gebracht 
hat, bisher nur Pläne für den “Wiederauf- 
bau” in der Schublade liegen hat, sie an 
Schlüsselindustrien bisher nur Skoda auf- 
kaufte und nur bei zwei Milliardenprojek- 
ten beim Öl- und Gaslieferanten Rußland 
tätig geworden ist, so spricht das für nichts 
anderes, als daß planvoll vorgegangen 
wird. Als das Deutsche Reich 1890 massiv 
daran ging, den “Platz an der Sonne” zu 
erobern, dauerte es auch über zehn Jahre 
bis in Wilhelmshaven Kriegsschiffe vom 
Stapel liefen. Weder in Deutsch-Südwest- 
noch in Deutsch-Ostafrika wurde nennens- 
wert investiert, und auch damals gab es 
nationalistische Nörglerzuhauf, die lamen- 
tierten, daß Kolonien ein reines Zuschuß- 
geschäft seien. 


Kurz schreibt, daß die BRD mit dem 
Deutschen Reich unvergleichbar sei; denn: 
‘Im Unterschied zum Deutschen Reich der 
Zwischenkriegszeit ist die BRD ein völlig 
exportabhängiges Land mit internationa- 
lisiertem Kapital im Kampf um global 
schrumpfende Realmärkte. Deshalbgibtes 
nicht einmalder Erscheinung nach irgend- 
einen Schulterschluß von Management der 
großen Industrie bzw. des Bankensystems 
und neuem Rechtsradikalismus. Im Gegen- 
teil, niemand fordert so lautstark eine Öff- 
nung für Ausländer und ein hartes Vorge- 
hen gegen die Neofaschisten... Erst recht 
unsinnig ist... die Unterstellung imperialer 
Gelüste’des deutschen Kapitals... auf die 
territoriale Annexion fremder Gebiete.” 
(188f.) 


Das nenne ich Umwertung aller Werte: 
Dominierteine imperialistische Volkswirt- 
schaft die Weltmärkte, so bittet Kurz um 
Mitleid für sein “völlig exportabhängiges 
Land”. Sagt der BDI, Pogrome sind (der- 
zeit) geschäftsschädigend, macht Kurz dar- 
aus einen antifaschistischen Schutzwall. 
Und während die Oststaaten gerade mund- 
gerecht zerlegt und mit nationalistischen 
Destabilisierungen Interventionszwänge 
geschaffen werden, ist das Beleg für einen 
kapitalistischen Frieden ohne Annexionen 
und Kontributionen. Dabei weiß niemand 
besser als Kurz, wie argumentiert werden 


muß, um “fremde Gebiete” annexionsreif 
zu machen; er sorgt sich: 

“Noch viel bedenklicher ist der Verfall 
der Staatsautorität, wie er jede Zusammen- 
bruchsökonomie kennzeichnet. Das gilt 
eben nicht allein für die islamischen Län- 
der. Völkerschaften... gehen in Gestalt 
stoppelbärtiger und bis an die Zähne be- 
waffneter Figuren aufeinander los. Und es 
ist fraglich, ob diese das notwendige Ver- 
ständnis für westliche Investoren aufbrin- 
gen.” (45) 

Und die deutsche Angst vor stoppelbär- 
tigen Barbaren schlägt um in nackte Wut, 
wenn “Altlinke” die zivilisierten Deut- 
schen der Aggression bezichtigen; dann 
packt er aus: “Und waren es die Abchasen 
oder waren es die Osseten, die mit dem 
Einsatztaktischer Atomwaffen drohten, die 
sie sich angeblichunter den Nagelgerissen 
haben? Die Sibirier sollen übrigens im 
Verteilungskampf auch nicht von schlech- 
ten Eltern sein. Alles in allem: ideale Be- 
dingungen für den westlichen Investor. 
Oder meint Rainer Trampert, daß die 
Milchbärte der Bundeswehr demnächst 
doch noch die imperialistische Ordnung 
vom Kaukasus ostwärts wiederherstel- 
len?” (46) 

Ich denke, da muß Trampert passen. 
Denn die ““Milchbärte” üben tatsächlich 
erst noch in Somalia — und da auch nur in 
der Etappe. Grund nicht allein für Kurz, 
sondernfüralleLandser-LeserundFreunde 
der Fremdenlegion, Hohn und Spott aus- 
zugießen. 

Da also weder Bundeswehr noch Unter- 
nehmer zu Imperialismus und Rechtsradi- 
kalismus taugen; letzterer nun aber Realität 
ist, müssen andere verantwortlich gemacht 
werden. KurzdenunziertalsTäter: “Essind 
doch hauptsächlichdie Verlierer, ....dieden 
neuen 'Nationalismus nach innen’ vertre- 
ten. Genauer: “das Bündnisvon Arbeitern 
und Bauern (nebst sonstigen kleinbürger- 
lichen Bündnispartnern) gegen das Groß- 
kapital ist es, das den neuen rassistischen 
Rechtsradikalismus trägt. Es handelt sich 
um einen veritablen Arbeiter-und-Bauern- 
Faschismus...’ (198) 


“Arbeiter-und-Bauern- 
Faschismus" 


Dasmacht Sinn: WenndieBRDunschuldig 
wie ein Lamm ist, muß das Übel aus der 
DDR kommen. Und weil der ideelle Ge- 
samtkapitalist BRD auf radikal antifaschi- 
stischem Kurs ist, müssen beim Rechtsra- 
dikalismus Spalter am Werk sein. Deshalb 
urteilt Kurz: “Der neue Nationalismus faßt 
die Nation nicht mehr zusammen, sondern 
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er spaltet sie... Ausgegrenzt werden... nicht 
nur die offensichtlichen Ausländer oder 
Menschen mit anderer Hautfarbe usw., 
sondern die gesellschaftliche Binnenrase- 
rei besetzt... auch andere Konfliktlinien..., 
und sei es mit an den Haaren herbeigezo- 
genen Kriterien.’ (201) 


Da wird deutlich, daß sich nicht nur der 
BDI, völlig glaubwürdig, dem Antirassis- 
mus verschrieben hat. Auch Kurz: mit Haut 
und Haaren. Und weil er so deutlich unter- 
scheiden kann zwischenverständlichenPo- 
gromursachen und solchen , die “an den 
Haaren herbeigezogen” sind, gilt seine Zu- 
kunftsangst mehr letzterem, daß die Volks- 
gemeinschaft übereinander herfällt: 


“Die Verteilungsschlachtwirdalsonicht 
nur... zwischen Inländern und Ausländern 
geschlagen, sondern die Deutschen gren- 
zen sich auch wechselseitig aus... Der Tat- 
bestand mag gegenwärtig... von den Po- 
gromen gegen Asylbewerber und andere 
Ausländer überdecktwerden.’’(202) Aber: 

“Das Undenkbare kann Wirklichkeit wer- 
den, und es schleicht sich aufleisen Sohlen 
ein, bevor es als offene Katastrophe aus- 
bricht... Die Pogrome gegen Asylbewerber 
könnten das Vorspiel anderer (und viel- 
leicht auch deutsch-deutscher) Gewaltaus- 
brüche vonverheerenden Ausmaßengewe- 
sen sein. Schon werden... Waffenlager an- 
gelegt. Solche Prozesse können schnellun- 
kontrollierbar werden...’’ (217) 


Man sieht, Kurz hat nicht nur fürchterli- 
che Angst vor dem “Verfall von Staats- 
autorität”, vor “stoppelbärtigen und bis an 
die Zähne bewaffneten Völkerschaften”; 

“ vor Abchasen und Össeten, die uns mit 
Atomwaffen bedrohen; auch die mit Ab- 
lenkungsmanövern gegen Asylbewerber 
begonnene Verschwörung der “Arbeiter- 
und-Bauern-Faschisten” gegen das eigene 
Volk und Vaterland treibt ihn um. Da wun- 
dert es nicht mehr, wie er am Ende seiner 
“Reformulierung” vormalslinkerFaschis- 
mustheorien auch dem antifaschistischen 
Kampf eine neue, “gesunde” Wendung 
gibt: “So vorsichtig man sein muß, soziale 
Phänomene mit physikalischen und biolo- 
gischen zu vergleichen, hier (bei den 
Rechtsextremen) ist der Vergleich bis zu 
einem gewissen Grade angemessen. Wie... 
Triebtäter, Geisteskranke, Hirnverletzte 
oder Drogenberauschte nicht schlechthin 
als Menschen aufgegeben sind, wenn sie 
als nicht zurechnungsfähig behandelt und 
notfalls gewaltsam aus dem Verkehr gezo- 
genwerden, somußdies auch fürdie Träger 
der neuen rechtradikalen Barbarei als 
Faustregel gelten. Sie stehen durch ihre 
Vorgehensweise außerhalb der menschli- 
chen Zivilisation...’ (230) 


Diese zwischen gutbürgerlich-psychia- 
trischen Anstalten, dem Archipel Gulag 
und noch schlimmeren Ausgrenzungsla- 
gern einzuordnende Maßnahme zum 
Schutz der Volksgemeinschaft ist nicht das 
einzige, was der Fachökonom Kurz an po- 
litischen Lösungen bereithält. 


Deutscher Kommunismus: 
VEBs plus Deputat 


Gegen Ende desBuches kündigt er generell 
jede Zurückhaltung auf und diese Zugabe 
an: “Zwar ist es nicht die Pflicht des Ana- 
Iytikers und Theoretikers, der Analyse un- 
bedingt ein Bewältigungsrezept anzuhän- 
gen. Die Aufgabe der kritischen Analyse 
kann nur darin bestehen, die real existie- 
renden immanenten Widersprüche aufzu- 
zeigen und auch vor einem worst-case-Sze- 
nario im Sinne einer absoluten System- 
schranke nicht zurückzuschrecken; selbst 
auf die Gefahr hin, daß der Analytiker als 
unbestechlicher Zeuge des Zynismus be- 
schuldigt... wird... Es wird also notwendig, 
über das... warenproduzierende System... 
hinauszudenken. ” (220) 

In aller Bescheidenheit entwirft Kurz 
deshalb im Schlußkapitel “Perspektiven 
einer anderen Transformation nicht nur in 
Deutschland’. Freilich bleibt ihm 
Deutschland Dreh- und Angelpunkt. Und 
als Protagonist einer neuen “Dritten Posi- 
tion’ sieht er zwei Ansätze Zur spezifisch 
deutschen Transformation. Erstens seien 
da die Lichterketten, die er strategisch so 
einordnet: ‘Vielleicht könnte hierin, wenn 
der Prozeß selbsttätiger Initiativen auch in 
Bezug auf andere Krisenprobleme weiter- 
geht, der Keim einer neuen Qualität liegen: 
nämlich der einer Entmachtung der politi- 
schen Klasse, der perspektivisch überein- 
stimmt mit der Transformation des Markt- 
systems.’ (232) 

Der andere Ansatz zur Weltrevolution 
kommt aus Deutschlands Osten: “Obwohl 
Ostdeutschland der historisch rückständi- 
gere Teil der neuen Gesamt-BRD ist, wird 
also vielleicht in Deutschland auf diesem 
Territorium zuerstdie Alternative von Bar- 
barisierung einerseits oder Überwindung 
des Staat-Markt-Systems andererseits her- 
anreifen. Da die alte Staatsökonomie zu- 
sammengebrochen istund die neue Markt- 
ökonomie nicht greifen kann, ist der deut- 
sche Östen unversehens zum historischen 
und strukturellen Niemandsland gewor- 
den...” (233) 

Und in diesem, ansonsten vom “Arbei- 
ter-und-Bauern-Faschismus” geprägten 
“Niemandsland” hat der unbestechliche 
Analytiker und Theoretiker Kurz völlig 


freie Hand, Weltgeschichte zu machen: 
“Jetzt... ginge es... darum, daß die von den 
staatsökonomischen Planungszwängen 
befreiten Betriebe... von sich aus unbüro- 
kratisch Kontakt mit alten und neuen Part- 
nern inden anderen Zusammenbruchsöko- 
nomien aufnehmen und ein... System ge- 
genseitiger Belieferung zu installieren be- 
ginnen... Und zweitens könnte dies ein Sy- 
stem sein, das innerhalb seiner eigenen 
Kreisläufe überhaupt nicht mehr in Geld- 
kategorien nach den Äquivalenzkriterien 
des Warentauschs verfährt, sondern in na- 
turalen Größen nach sinnlichen Bedürfnis- 
und ökologischen Verträglichkeitskrite- 
rien.’ (235) 


Die Sinnlichkeit der Werktätigen ver- 
langt anfangs aber noch Einschränkungen, 
die der ausgefuchste Fachökonom in Rech- 
nung stellt: “Zum anderen ist eine Weiter- 
entwicklung der betrieblichen Naturalbe- 
ziehungen nicht möglich, wenn nicht auch 
die marktförmige Konsumfreiheit einge- 
schränkt wird, d.h. zumindest ein Teil des... 
Arbeitslohns in... Naturalgütern erscheint. 
Was in diesem Kontext zunächst vielleicht 
als teilweise Naturallohn erscheinen mag, 
wäre aber perspektivischdas Elementeiner 
Aufhebung des Lohnverhältnisses über- 
haupt.” (236) 


Für den Fall, daß das mit dem Natural- 
lohn beim Übergang der VEBs zum Kom- 
munismus auch noch klappt, sieht Kurz 
nicht nur die Transformation der Ostzone 
als gelungen an, sondern ist auch sicher, 
daß die Herrschenden im Westen kapitu- 
lieren und den Beitritt zum Naturallohn- 
Kommunismus beantragen: “Mit fort- 
schreitender Krise werden auch die west- 
deutschen Weltmarktkoryphäen, sosehrsie 
sichnoch sträuben mögen, aneiner solchen 
neuen und anderen Orientierung teilhaben 
müssen. (239) 


So erhellt sich zum Schluß, warum Kurz 
sein Buch “Potemkins Rückkehr” titelte. 
Im analytischen Bereich ist es schlicht eine 
Verwechslung. Die Bewegungsgesetzedes 
Kapitals sind ihm nicht Potemkinsche, 
sondernnur ‘“BöhmischeDörfer”’. Undwas 
das Perspektivische angeht, so ist er selbst 
der Architekt: Seine Potemkinschen Dörfer 
stehen in Hennigsdorf und Bischofferode, 
in Schwedt und Bitterfeld. Und auch wenn 
sielängst abgerissen sind, wirdKurz immer 
noch behaupten, hinter den Fassaden voll- 
ziehe sich die Weltrevolution. Daß Marx 
und Engels das nicht mehr erleben durften: 


° “Es geht ein Gespenst um...’”” — in Bitter- 


feld! 


Christian Schmidt 
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Banditen und Eingeborene 


Historischer Ausklang des Spätkapitalismus 


Mit dem Verschwinden des sogenannten 
“Reichs des Bösen” traute sich das wirk- 
lich Böse in unserem Land wieder an die 
Öffentlichkeit. Zu Recht bemühen sich die 
verbliebenen, völlig vereinzelten Linken 
um Erklärungen. Ist esschon das IV. Reich 
undistdiesesLand wieder aufdem Sprung? 
Vielleicht wiederholt Geschichte sich 
doch? Man wird verleitet, diese Frage zu 
bejahen, wenn allein die Analyse des spe- 
zifisch deutschen Wesens als Kriterium 
herangezogen wird. Doch Schrittmacher 
der Geschichte ist heute längst nicht mehr 
das Wesen eines Volkes, obwohl es die 
Erscheinungsformen maßgeblich beein- 
flussen kann. 


So wenig wie ausdem jeeigenen Wesen, 
so wenigerklärt sich heute die Entwicklung 
der historischen Prozesse aus der inneren 
Konstitution einzelner Staaten. Ohne den 
Zusammenbruch einer Weltmacht hätte es 
z.B. keinen Jugoslawienkrieg gegeben. 
Ohne Einflußnahme äußerer Mächte, maß- 
geblich der Deutschen, hätte wahrschein- 
lich nicht einmal dieser Zusammenbruch 
dazu gereicht. Seit Vietnam, das für das 
Ende der Kolonialzeit steht, und dem Zu- 
sammenbruch der Sowjetunion, der das 
Ende der Aufteilung in zwei Blöcke bedeu- 
tete, hat die durchgesetzte “‘One World” 
die weltweite Entwicklung quasi zum in- 
neren Widerspruch gemacht. Mit ihr ist 
eine völlig neue Konstellation entstanden, 
die Geschichtswiederholung nicht mehr 
zuläßt, obwohl Parallelen aufzuzeigen sind 
und Begriffe verwendet werden müssen, 
die aus der Vergangenheit kommen. 


Der Zusammenbruch eines Imperiums 
ist nicht gerade neu, obwohl er natürlich 
immereine völlig veränderte Konstellation 
hervorbringt. Neu am Zusammenbruch des 
RGW ist der daraus hervorgehende Welt- 
markt, den es in dieser Form noch nie 
gegeben hat. Erhat den bisherigen, vermit- 
telten Weltmarkt in eine unvermittelte 
Weltproduktionsstätte verwandelt, in der 
zum ersten Mal alle als Konkurrenten ge- 
setzt sind. Was das bedeutet, hat noch am 
allerwenigsten die ehemals zehntgrößte In- 
dustrienation der Welt zu spüren bekom- 
men. Quasi über Nacht wurde nicht nur das 
Geld, sondern wurden die Produktionsmit- 
tel selbst wertlos. Nur bei wenigen Fabri- 
ken lohnte sich das Ausschlachten, in an- 


deren konnte man noch Giftmüll unterstel- 
len; alles andere müßte vom Metropolen- 
bruder neu gebaut werden. Für diesen han- 
delt es sich um ein Faß ohne Boden, das es 
zum ersten Mal seit dem Faschismus nötig 
macht, die absolute Mehrwertrate zu erhö- 
hen. Ohne das Glück, Blut einer Herren- 
rasse in den Adern zu haben, wäre der freie 
Fall in die Peripherie für die Ossis unab- 
wendbar gewesen, und die Mecklenburger 
hätten sich vielleicht überlegt, ob in Sach- 
sen oder’lhüringennichtnoch waszuholen 
ist. 


Von der Zerstörung der 
Subsistenzproduktion. ... 


Natürlich war der Weltmarkt nie eine idyl- 
lische Angelegenheit. Er entstand aus dem 
Handelskapital und der ursprünglichen 
Akkumulation, die es nötig machten, un- 
glaubliche Mengen von Waren auf andere 
Kontinente zu bringen, wenn man von der 
Sache wirklich etwas haben wollte. Da 
einem die Waren, mit denen man handeln 
wollte, aber nicht gehörten, mußte man sie 
der dortigen Bevölkerung erst einmal steh- 
len. Also klaute man alles zusammen, was 
woanders großen Gewinn versprach: Opi- 
um aus Ostindien, Silber aus Südamerika 
und Menschen aus Afrika. Die Eingebore- 
nen wurden in den Minen oder auf den 
Pflanzungen regelrecht verschlissen und 
mußten durch afrikanische Sklaven ersetzt 
werden, da diese mehr aushielten. Marx 
meinte 1858, daß der Weltmarkt mit der 
Kolonisation von Kalifomien und Austra- 
lien und dem Aufschluß von China und 
Japan hergestellt sei. Diese Kolonisation 
bedeutete für die Aborigines und die Prä- 
rieindianer die fast vollständige Ausrot- 
tung, dasieals Sklavennichtzu gebrauchen 
waren. Brutale Gewalt gebrauchte man 
auch, um den abgeschotteten chinesischen 
Markt zu öffnen, indem man China durch 
Krieg zum Opiumkonsum zwang. 

Der Weltmarkt entstand also nicht durch 
abenteuerliche, friedliche Händler; und 
Kolonien entstanden nicht, weil die einen 
besser handeln oder tauschen konnten als 
die anderen. Tauschwert besaßen die Wa- 
rennurfürdieKolonialisten. Den Kolonien 
wurden sie einfach geraubt und nicht, auch 
nicht gegen Glasperlen, eingetauscht. Ge- 


nau das aber ist der Unterschied zum Welt- 
markt mit IWF und Weltbank, wie wir ihn 
in den letzten Jahrzehnten erlebt haben. 

Während des Kolonialsystems existier- 
ten in der überwiegenden Mehrzahl der 
Länder nämlich noch zwei grundlegend 
verschiedene Formen von Ökonomie. Nur 
in Ausnahmefällen, wie inden USA und in 
Australien, also dort, wo die ursprünglich 
dort lebende Bevölkerung fast vernichtet 
wurde, gelang es den Kolonialisten, eine 
eigenständige kapitalistische Wirtschaftzu 
entwickeln. IndenübrigenLändernblieben 
die Produktion von Rohstoffen für die Ko- 
lonialisten, dieüberdiese vermitteltaufden 
Weltmarkt kamen, und die Produktion fürs 
Überleben der Bevölkerung deutlich ge- 
schiedene Sektoren. Die Subsistenzpro- 
duktion, die der Erhaltung des Status quo 
der Gemeinschaft diente und in der die 
Produktion von Waren etwas Zufälliges, 
die Ausnahme war, bot dem Kapital keinen 
Ansatzpunkt und war gegen sein Eindrin- 
gen abgeschlossen. Erst im Laufe der Jahr- 
hunderte gelanges den Europäern, die Sub- 
sistenzwirtschaft zu zerschlagen. Mit mas- 
siver Gewalt wurden die einheimischen 
Bauern immer weiter vertrieben, um auf 
dem so gewonnenen Grund und Boden 
Rohstoffe und Nahrungsmittel als Waren 
für den Weltmarkt herzustellen. 


„. Zur “One World” 


Als es durch nationale Befreiungskriege 
gelang, das Kolonialjoch abzuschütteln, 
nützte diesden neuen Nationen wenig. Ihre 
selbsthergestellten Produkte wurden ihnen 
zwar jetzt nicht mehr gestohlen und sie 
konnten, besser: sie mußten mit ihren Wa- 
ren selbst auf den Weltmarkt gehen. Die 
jahrhundertelange Herrschaft der Europäer 
hatte ihnen nämlich als wichtigstes Erbe 
die Einbindung in den Weltmarkt hinter- 
lassen, aufgrund der meist einseitigen Aus- 
richtung der Produktion, die ausschließlich 
für den Export taugte. Die Funktion der 
Peitsche des Kolonialherren übernahmen 
nun die Zinssätze und die “Terms of Tra- 
de”. Das Kommando fiel dem in Weltbank 
und IWF organisierten internationalen Ka- 
pital zu, das inzwischen das durchgesetzt 
hat, was den Kolonialisten nur in Ansätzen 
gelungen war: die Ablösung der Subsi- 
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stenzproduktion durch die Mehrwertpro- 
duktion, die Umwandlung von Subsistenz- 
produktion in die Produktion von ‘“Cash- 
Crops”. Die naturwüchsige Gebrauchs- 
wertproduktion wurde also vollständig 
durch eine Produktion abgelöst, die sich 
ausschließlich an der Verwertung des 
Werts orientiert. 

ObwohldamitalleLänderunabänderlich 
anden Weltmarkt gebunden warenundihre 
Waren quasi als freie Händler anbieten 
konnten bzw. mußten,handelteessichdoch 
noch nicht um den totalen, unvermittelten 
Weltmarkt, wie wir ihn jetzt vorfinden. Es 
gab eigentlich zwei Weltmärkte, die zwar 
untereinander in allen möglichen Formen 
Handel trieben, für sich aber jeweils einen 
abgeschlossenen Markt bildeten. Im nach- 
hinein war diese Konstellation für die Län- 
der des Trikonts noch ein großes Glück, 
was zynisch klingen mag angesichts Mil- 
lionen Hungertoter, die es in dieser Zeit 
gab. Als das Kapital noch Konkurrenz hat- 
te, konnte man mit dem Versprechen, nicht 
zur Konkurrenz zu gehen, z.B. Energie 
billiger als auf dem heutigen Weltmarkt 
kaufen oder gar Subventionen für Rohstof- 
fe bekommen. Dem jeweiligen Konkurren- 
ten geostrategisch günstige Lagen als Mi- 
litärstützpunkte anzubieten, brachte min- 
destenszusätzliche Gelderund oftdieMög- 
lichkeit, Waren zu festen Quoten und Prei- 
sen aufdem jeweiligen Marktloszuwerden. 
Mit dem Verschwinden der Konkurrenz 
sind solcherlei Werbungskosten fürs Kapi- 
tal nicht mehr nötig, denn jetzt gibt es sie 
ja endlich — die ‘“‘One World”. 

Das Kapital hat den Weltmarkt durchge- 
setzt, total und unvermittelt. Doch in der 
Totalität zerfällt er, denn ohne Konkurrenz 
sind jetzt alle ganz unvermittelt als Kon- 
kurrenten gesetzt. Jetzt muß die eigene 
Nationalökonomie stark genug sein, um 
sich auf dem Weltmarkt durchsetzen zu 
können. Dieses darwinistische Prinzip gilt 
auch für die westlichen Industrienationen, 
trotz G7, NATO und unglaublichen Kapi- 
talverflechtungen. Denn mit dem Unter- 
gang des “Reichs des Bösen” verschwin- 
det natürlich auch das “Reich des Guten”: 
kein Pol ohne Gegenpol — obwohl gerade 
die neu in die Peripherie geschleuderten 
Ostblockländer glauben, er sei noch da. 
Regionen wie Slowenien, Kroatien und 
Tschechien haben sich deshalb rigoros aus 
ihren bisherigen Staatsgrenzen gelöst und 
versuchen, über alte Seilschaften aus dem 
Trikont zu entkommen. 

Wo die Nationalökonomie zerfällt, das 
heißt auf dem Weltmarkt chancenlos ist, 
zerfällt auch die Nation. Die unzähligen 
Stammeskriege, die z.Zt. in Schwarzafrika 


geführt werden, resultieren eben nicht aus 
den künstlich gezogenen Grenzen der Ko- 
lonialisten, nach denen Stamm A mit 
Stamm B in einem Staat zusammenleben 
mußte. 


Die Entstehung der 
Raubökonomie 


Nur durch die völkische Brille betrachtet 
gehört die Nation zur Ersten Natur. In 
Wahrheitist die Nation ebennichts anderes 
alsder gelungene Versuch unterschiedlich- 
ster Menschen einer Region, während der 
Herrschaft des Bürgertums eine gemeinsa- 
me Ökonomie herzustellen. Jede National- 
ökonomie und damit jede Nation ist ein 
künstliches Gebilde, das zerfällt, sobald es 
seinen Zweck nicht mehr erfüllt, z.B. die 
dort lebenden Menschen zu ernähren. Eine 
Rückkehr in die Subsistenzwirtschaft läßt 
die durchgesetzte kapitalistische Produkti- 
onsweise aber nicht mehr zu, und für eine 
notwendig innovative Weiterführung die- 
ser Produktionsweise langt der Tauschwert 
ihrer Waren bei weitem nicht. Es bleibt ein 
Leben von der Substanz, das unweigerlich 
in den gegenseitigen Raub führen muß. 
Dabei entstehen durch den Zerfall neben 
den alten Clans und Stämmen auch ganz 
neue Cliquen und Banden, die die neue 
Form der Ökonomie, eben die Raubökono- 
mie, durchsetzen. Da die meisten Raub- 
züge bisher noch auffestgelegtem Territo- 
rium stattfinden, verwechseln viele sie mit 
Befreiungskriegen aus der Kolonialzeit. 
Warum sollen nicht jeder Stamm und jede 
religiöse Sekte ihre eigene Nation bekom- 
men? 

Nun, erstens weiles dann Eingeborenen- 
dörfer und keine Nationen wären, auch 
wenn man sie so nennen würde, und zwei- 
tens weil diese Form des Gemeinwesens 
genausowenig zurückzuholen ist wie die 
dazu gehörende Ökonomie, die Subsistenz- 
wirtschaft. Bei den ganz “Fortschrittli- 
chen” ist diese Verbrämung von gemein- 
samem Blut und Stamm, Ideologie oder 
Religion, heute schon ganz weggefallen, 
wie man an den somalischen “Technics” 
sehen konnte, die zum Teil tageweise die 
Fronten wechselten. Mit dem schönen Satz 
“Mein Herrschaftsgebiet ist da, wo meine 
Männer sind’ machte ein afghanischer 
“War-Lord’’ deutlich, daß auch die Zeiten, 
in denen man noch ein bestimmtes Terri- 
torium für sich beanspruchte, seit langem 
vorbei sind. Wie Heuschreckenschwärme 
ziehen diese modernen Nomaden durchs 
Land, mit der einzigen Aufgabe, die ver- 
bliebenen Reste einer maroden Ökonomie 


in Trümmer zu legen und auszuschlachten. 
Die Produktionsmittel selbst werden zer- 
stört und lassen so eine kapitalistische Ver- 
wertung nicht mehr zu. Was von Linken 
revolutionär gedacht war, wird in diesen 
Regionen durchgesetzt: die Abschaffung 
des Geldes. Mögen diese modernen Ban- 
dennoch Beutemachen, die aufabgeschot- 
teten Mafiamärkten auf Dollarbasis ge- 
tauscht werden kann, für die zurückgelas- 
sene Bevölkerung ist das Geld negativ auf- 
gehoben. Sie ist auf den direkten Tausch, 
wie Eingeborene vor der Kolonialzeit, an- 
gewiesen, diesmal allerdings ohne funktio- 
nierende Schattenwirtschaft. So entstehen 
auf der von Metropolenmenschen gemach- 
ten Landkarte wieder weiße Flecken, wie 
zu Columbus’ Zeiten — zuerst nur auf der 
ökonomischen Karte, später aber auch auf 
der geographischen, weil Gebiete, in denen 
außer Raub und Mord nichts mehr passiert, 
keiner mehr sehen und schon gar nicht 
dorthin fahren mag. 

Mit vollem Recht könnte man schon an 
dieser Stelle von einer Regression spre- 
chen, weil zum einen der Weltmarkt nicht 
mehr die ganze Welt umspannt und zum 
anderen in den rausgefallenen Gebieten die 
kapitalistische Produktionsweise nicht 
mehr funktioniert. Doch wäre es müßig, 
mit Metropolenmenschen darüber zu re- 
den, bliebe diese auf den Trikont be- 
schränkt. Zu sehr ahnten die Menschen 
hier, daß ihr Wohlstand in direkter Bezie- 
hung zu den Hungertoten dort stand. Daß 
die Grenze nur zwischen oben und unten 
verlaufe und nicht auch zwischen den Völ- 
kern, war nur eine andere Form der bürger- 
lichen “Brot-für-die-Welt”-Weihnachts- 
spende und hatte die gleiche Alibifunktion. 
Die jetzt endende Etappe der indirekten 
Gewalt durch Zinssätze und Weltbankdik- 
tate machte es den Menschen hier offen- 
sichtlich leicht, Zusammenhängenicht ver- 
stehen zu wollen. Aberdie Regression voll- 
zieht sich natürlich keineswegs nur im Tri- 
kont, sondern aufdem gesamten Weltmarkt 
und damit inderbürgerlichen Gesellschaft, 
deren eigentliche Aufgabe es einmal war, 
diesen herzustellen. 


Ursprüngliche 
Akkumulation 
und Zweite Natur 


Um später zusammenzukriegen, was dies- 
mal in der Tat zusammengehört, ist noch 
einmal ein kurzer Rückblick nötig. Oben 
haben wir einen Aspekt der ursprünglichen 
Akkumulation betrachtet, der letztendlich 
zum Weltmarkt führte, Raub und Handel. 
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Der andere wichtige Aspekt ist die Durch- 
setzung der kapitalistischen Produktions- 
weise und der damit verbundenen bürger- 
lichen Gesellschaft. Die kapitalistische 
Produktionsweise konnte nur eingeführt 
werden durch die völlige Zerschlagungjeg- 
licher Subsistenzwirtschaft. Es mußte eine 
absolute Trennung des Produzenten von 
seinen Produktionsmittelnerreicht werden. 
Der Bauer durfte nicht mehr an die Scholle 
oder als Leibeigener an den Fürsten gefes- 
selt sein, genauso wenig wie der Handwer- 
ker an seine Zunft. Zum Aufbau der kapi- 
talistischen Produktionsweise brauchte 
man den wirklich freien Arbeiter, und zwar 
in Massen. So wurden die Bauern von ihren 
Äckern vertrieben und ihre Höfe angezün- 
det, um z.B. in England Weideland daraus 
zu machen. Gleichzeitig wurden Terrorge- 
setze gegen das Vagabundieren erlassen, 
die sich gegen die richteten, die keine Ar- 
beitfanden oder nicht arbeiten wollten. Die 
Strafpalette reichte vom Auspeitschen, 
Brandmarken und Ohrenabschneiden bis 
zum Dienst auf der Galeere und Aufhän- 
gen. Jahrhunderte dauerte es, den Men- 
schen die für den Kapitalismus nötige Dis- 
ziplin einzutrichtern. 

Mit der Zehnstundenbill bewies der Ka- 
pitalismus 1850 in England erstmals, daß 
er in der Lage war, die Arbeiterklasse der 
führenden Industrienation auszubeuten, 
ohne sie gleichzeitig physisch zu vernich- 
ten. Marx sprach damals von der “physi- 
schen und moralischen Wiedergeburt” der 
englischen Arbeiterklasse (MEW 23, S. 
313). 

“Im Fortgang der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise entwickelt sich eine Arbei- 
terklasse, die aus Erziehung, Tradition, Ge- 
wohnheit die Anforderungen jenerProduk- 
tionsweise als selbstverständliche Natur- 
gesetze anerkennt.” (ebd., S. 765) Diese 
Anerkennung setzte die Befriedigung der 
existentiellen Bedürfnisse durch das Kapi- 
talverhältnis wesentlich voraus. Der Ver- 
kauf der Ware Arbeitskraft war die Haupt- 
erwerbsquelle, aus der die Mittel für die 
Reproduktion stammten; es existierten da- 
neben aber noch lange andere Möglichkei- 
ten des Zuerwerbs, die an ältere Formen 
der Subsistenz erinnerten, wie beispiels- 
weise die Bestellung kleinerer Äcker oder 
Gärten sowie die Haltung von Kleinvieh. 
Diese Arbeiten wurden nach Schichtende 
oder von Frauen und Kindern erledigt. Mit 
dem Wegfall dieser außerkapitalistischen 
Residuen war der Integrationsprozeß der 
Arbeiterklasse ins Kapitalverhältnis abge- 
schlossen, insofern die Reproduktion selbst 
Gegenstand einer eigens dafür sich herstel- 
lenden Industrie wurde. Jetzt, wo sie von 


nichts anderem mehr weiß, wird die Ware 
Arbeitskraft vollständig Teil der Totalität 
des Kapitalverhältnisses. Die Konkretisie- 
rung der Bedürfnisse wird nun über das 
Angebot hergestellt. Krahl sah in diesem 
Prozeß die ‘“Nivellation des Marktes”; es 
hat “nicht nur endgültig die Verpackung 
über das Produkt gesiegt — der Gebrauchs- 
wert ist zerstört — wir konsumieren Re- 
klame, wenn wir essen und trinken, und 
emähren uns doch davon.” (Konstitution 
und Klassenkampf, S. 84) Die Menschen 
leben unter dem Diktat der Verwertung des 
Werts wie unter den Bedingungen natürli- 
cher Notwendigkeiten; die Bewegungen 
des Kapitals, Hochkonjunkturen, Überpro- 
duktion und Rezession erleben sie wie vor- 
mals den Wechsel der Jahreszeiten, als 
quasi natürliche Ereignisse, über die nie- 
mand wirklich Macht hat und mit denen 
man sich folglich nur arrangieren kann. Der 
Begriff der kapitalistischen Gesellschaft 
als Zweiter Natur beinhaltet weiter, daß die 
Menschen in. den Metropolen die Totalität 
des Kapitalverhältnisses nicht mehr als hi- 
storisch entstandene und damit auch ver- 
änderbare Gesellschaftsformation erleben, 
sondern in ihr die eigentlich natürliche 
menschliche Produktions-undLebenswei- 
se erblicken. 


Verdinglichtes vs. 
völkisches Bewußtsein 


Als Pendant zu diesem verdinglichten Be- 
wußtsein, das im Kapitalverhältnis die Be- 
dingung fortschreitender Naturbeherr- 
schung ist, entstand im 20. Jahrhundert vor 
allem in Deutschland eine pseudokritische 
Haltung des Denkens, die in unterschiedli- 
cher Art und Weise die Totalität der Zwei- 
ten Natur als “künstliches Gebilde” denun- 
zierte, das dem menschlichen oder auch 
deutschen Wesen gänzlich fremd sei. Die 
Ahnung, daß die wachsende Naturbeherr- 
schung nicht freier macht, sondern die Fes- 
sel nur noch straffer zieht, bringt immer 
wieder aufs Neue Reaktionen hervor, deren 
Gemeinsamkeit die Suchenach einem kos- 
mischen Ganzen ist, in dem der Mensch 
sich glücklich schätzen darf, wenn ihm 
erlaubt wird, eine ihm zugewiesene Nische 
einzunehmen. Indem wahrheitswidrig be- 
hauptet wird, die gesellschaftliche Unter- 
jochung der Natur habe zur Grundlage, daß 
der Mensch sich zum Mittelpunkt der 
Schöpfung gesetzt habe, also alle Produk- 
tion ausschließlichmenschlichenZwecken 
und Bedürfnissen unterworfen sei — was 
sie im Kapitalverhältnis ja gerade nicht ist 
— wird ihm, gegen seinen vorgeblichen 
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Größenwahn, seine Ohnmacht gegenüber 
dem Naturganzenalssein wahresSchicksal 
vorgehalten, in das er sich zu fügen habe. 

Diese Haltung, von Heidegger und den 
Seinen als ““Seinshörigkeit”’ empfohlen, 
die heute neben allerlei Hexenhokuspokus 
und Schamanentum von den Grünen er- 
folgreich als Common Sense etabliert wur- 
de, war die Grundlage des deutschen, völ- 
kischen Dunstkreises, aus dem die Natio- 
nalsozialisten hervorgingen. Die aus der 
falschen Kritik am Kapital abgeleitete Pro- 
paganda für die schicksalhafte Ohnmacht 
des Menschen in seiner Naturverfallenheit 
festigt nur die Unterwerfung unter die zu- 
nehmende Willkürherrschaft sich politisch 
organisierender Banden, die die anonyme 
Macht des Marktes, wie sie für das 19. 
Jahrhundert charakteristisch war, im 20. 
Jahrhundert überlagert und phasenweise 
abgelöst hat. 


Die teuflische Befangenheit der Men- 
schen in den Metropolen oszilliert je nach 
Bedarf zwischen diesen beiden Polen: dem 
verdinglichten Bewußtsein, das die histo- 
rische Wirklichkeit der Zweiten Natur als 
überhistorisch ontologisiert, unddem pseu- 
dokritisch-völkischen Bewußtsein, das der 
Barbarisierung der gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse zuarbeitet und der unmittelbaren 
Gewalt zum Durchbruch verhilft. Ein Aus- 
bruch aus der Totalität der Zweiten Natur 
scheint hier nur als Regression hinter die 
Kapitalverwertung, zurück zum einfachen 
Raubkrieg möglich zu sein. 


Trikont und RGW-Staaten 


Die Integration der im Trikont lebenden 
Menschen ist bis heute nicht vollständig 
gelungen. Sie wird inzwischen wieder 
rückgängig gemacht. Die ökonomische 
Einbindung der politisch selbständig ge- 
wordenen jungen Staaten durch die Erset- 
zung der Subsistenzproduktion durch 
““Cash-Crops’”, die mit der *‘Grünen Revo- 
lution’” durchgesetzt wurde, blieb stets un- 
sicherund prekär. Durch wenige Bewegun- 
gen auf dem Markt wurde oft eine ganze 
Jahresproduktion schlagartig entwertet. 
Halbwegs sichere Produktionsergebnisse 
scheint nur der Anbau von Mohn und Hanf 
zu gewährleisten. 

Spätestens seit dem Ende des RGW er- 
scheintden “Verdammten dieserErde’’der 
Kapitalismus als nachahmenswerte Ent- 
wicklungsweise, die— wenn sienur gründ- 
lich kopiert werde — auch ihnen die Reich- 
tümer der westlichen Staaten bescheren 
soll. Von diesen sind sie fasziniert wie 
Kinder, die sich an Schaufenstern die Nase 
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plattdrücken. Der Zustand der Metropolen 
wird ihnen zum Inbegriff des richtigen Le- 
bens, die spätkapitalistische Gesellschaft 
als Ganzes zum Fetisch. Der objektive 
Zwang zur Kapitalverwertung, der vermit- 
telt durch das Individuum als rücksichtslo- 
ser Bereicherungstrieb erscheint, ist ohne 
die materielle Basis der Metropolen (die ja 
das Ergebnis 500jähriger Plünderung und 
Ausbeutung sind) nicht gesellschaftlicher 
Motor einer ungehemmten Entwicklung, 
sondern wird zu nichts anderem als blan- 
kem Raub, derden einen um dasbereichert, 
was er dem anderen nimmt. Post festum ist 
es wahrscheinlich richtig, anzunehmen, 
daß diese Staaten am Endeihrersiegreichen 
Befreiungskämpfe keine Chancen hatten, 
nichtkapitalistische Gesellschaften zu bil- 
den, solange der Spätkapitalismus seine 
Herrschaft über den Weltmarkt konstitu- 
iert. Che Guevara, der das Finanzministe- 
rium verließ und in den bolivianischen 
Dschungel ging, mag diesen objektiven 
Druck gespürt haben. 

Der Zusammenbruch des RGW, der im- 
merhin behauptet hatte, der blinden Ver- 
wertung des Kapitals die Planung der Pro- 
duktion nach menschlichen Bedürfnissen 
entgegenzusetzen, erschien dem falschen, 
verdinglichten Bewußtsein als Triumph 
der unverfälschten, “‘natürlich”’-menschli- 
chen Produktionsweise, eben der des Ka- 
pitals über seinen unnatürlich und volunta- 
ristisch verzerrten Widerpart. Die Naivität, 
zu glauben, mit ein wenig Hilfestellung 
würden auf dessen Terrain “blühende 
Landschaften” entstehen, rührte von der 
Gewißheit her, der ganze produktive Ap- 
parat müsse nur zurück in sein natürliches 
Scharnier, das Produktionsziel Kapitalver- 
wertung, gehoben werden und alles würde 
laufen wie am Schnürchen. Im Kern war 
das gescheiterte Modell jedochnieüberden 
Staatskapitalismus hinausgekommen. 
Nicht zuletzt aufgrund der furchtbaren 
Rückständigkeit der russischen Gesell- 
schaft von 1917 steht der Kommunismus 
erst heute auf der Tagesordnung. Daß er 
heute möglich wäre, macht seine Realisie- 
rung aber nicht gerade sicherer. Die faschi- 
stischen Konterrevolutionäre setzen nicht 
ohne Grund auf die Hoffnung vieler Men- 
schen, sie müßten nur den Westen imitie- 
ren, um schon bald im Mercedes zur Arbeit 
fahren zu können. Ein Traum, der für die 
neuen Führerund Banden zur Wirklichkeit 
wurde. 

Die Niederlage des RGW auf dem Welt- 
markt und damit der Zerfall des Ostblocks 
erzwingt dort die gleiche Ökonomie wie in 
den alten 'Trikontländern, mit sämtlichen 
Folgen. Versuche, bestimmte Territorien 


abzustecken oder neu zu gliedern, stellen 
ausschließlich Rückzugsgefechte dar und 
sind gerade das Gegenteil der bürgerlichen 
Nationenbildung des 19. Jahrhunderts. 
Diese neuen Staaten- und Nationengebilde 
bleiben instabil, weil sie ökonomisch auf 
dem Weltmarkt keine Chance haben. Kurz- 
fristig halten sich einige Regionen über 
Wasser, indem sie einfach einen großen 
Räumungsverkauf veranstalten. Kapitali- 
stische Produktionsweise kann man das 
aber kaum noch nennen, weil kein Kapital 
mehr akkumuliert wird. Fabriken abzu- 
wracken, um aus dem Schrott Stahl zu 
produzieren, verschafft einem auf dem 
Weltmarkt nurkurzfristig Vorteileund ver- 
schleiert für ein paar Jahre die wahre Si- 
tuation. Hier entsteht keine Krise durch den 
tendenziellen Fall der Profitrate, indem das 
Capital fixe prozentual immer größer wird, 
sondern hier wird Capital fixe vernichtet. 
Die durch den Ausverkauf noch kurze Zeit 
fließenden Devisen reichen nicht einmal 
mehr zur notdürftigsten Versorgung der 
Bevölkerung; sie können also in keiner 
Weise akkumuliert werden. Zynisch drängt 
der Westen auf freie Marktwirtschaft, ohne 
selbst auch nur eine müde Mark zu inve- 
stieren. Zu deutlich hat die BRD vorge- 
führt, wie sehr man sich selbst bei dem 
Versuch, ein so winziges Land wie die 
DDR auf Weltniveau zu bringen, verheben 
kann. Weil jeder die ausweglose Lage 
kennt und der Zusammenbruch eines Rie- 
senreichs zu so etwas immerherausfordert, 
wird das Primat der Ökonomie verdrängt 
vom Primat der Politik. 


Politik der Vorkriegszeit 


Wir haben oben bereits gesehen, wie aus 
dem Zusammenbruch des RGW die Re- 
gression des Weltmarktsresultiertund war- 
um mit dieser Regression der Zerfall von 
Staaten bzw. Nationen in Clans und Rak- 
kets verbunden ist. Diese Rückentwicklung 
von Ökonomie in modernes Raubrittertum 
geschieht natürlich nicht nur im Trikont, 
sondern ist im Prinzip auch für die ehema- 
ligen RGW-Länder und den Westen von 
Bedeutung. Der Zusammenbruch und Zer- 
fall vor allem der Sowjetunion eröffnet den 
Siegern, also den westlichen Metropolen, 
ganz neue Möglichkeiten; dies allerdings 
gerade nicht ökonomisch, weil sich etwa 
neue Absatzmärkte etc. auftäten, sondern 
rein politisch. Der verzweifelte Versuch 
vieler Linker, einen vernünftigen ökono- 
mischen Grund zu finden, warum Deutsch- 
land z.B. den Jugoslawienkrieg angezettelt 
hat, stammt noch aus einem Denken der 


Nachkriegszeit. In der jetzt herrschenden 
Vorkriegszeit können aber politische 
Handlungen durchaus vemünftig sein, 
selbst wenn sie einem ökonomischen Kal- 
kül vorläufig widersprechen. Die auch den 
Siegern gesetzte Konkurrenz als Totalität 
macht es nötig, sich auch nach außeröko- 
nomischen Vorteilen umzusehen, und der 
ZerfalldesRGW birgt gute Möglichkeiten, 
sich solche zu verschaffen. Ist der Gegner 
ökonomisch am Boden, weil er auf dem 
Weltmarkt niedergerungen wurde, heißt 
das ja keineswegs, daß es keine Beute zu 
verteilen gibt. Zunächst aber kommt es 
darauf an, den Sieg zu vervollständigen, 
nach der ökonomischen Niederlage also 
den politischen Todesstoß zu versetzen. So 
ist der Zerfallsprozeß ehemals handlungs- 
fähıger Staaten in Operettenstaaten und 
Stämme ein enormer Herrschaftsgewinn 
für die Sieger. Das krampfhafte Bemühen, 
einen versoffenen Banditenhäuptling als 
Staatschef von Rußland zu halten, gilt we- 
der der Person (die beim jetzigen Lesen 
vielleicht schon keiner mehr kennt) noch 
dem Pathos von Demokratie und Markt- 
wirtschaftunderstrechtnichtderErhaltung 
des russischen Staates. Erst jugoslawische 
Verhältnisse würden den Sieg perfektio- 
nieren. Nur weil esnoch nicht ausgemacht 
ist, ob alte Cliquen und neue Banden ihren 
Herrschaftsbereich regional absichern 
können oder ob sich aus den damit verbun- 
denen Wirren ein russischer Napoleon er- 
hebt, der die noch vorhandene militärische 
Macht in neue politische Macht umsetzen 
kann und gen Westen zieht, agiert der We- 
sten zur Zeit vorsichtig. Natürlich ist auch 
die jugoslawische Variante ein Vabanque- 
spiel, schon weil nicht klar ist, wievielen 
Verrückten damit ein großes Arsenal von 
Atomwaffen zur Verfügung stehen würde. 


Die BRD jedenfalls scheint sich auf ge- 
nau diese Zukunft vorzubereiten. Von der 
Ostsee bis zum Mittelmeer wurde ein Cor- 
don sanitaire aus Polen, Tschechen und 
Kroaten gegen alles geschaffen, was mal 
aus dem Osten kommen mag. So wird aus 
einem eventuellen Frontabschnitteindurch 
Hilfsvölker abgesichertes Hinterland, und 
die NATO-Strategie der schnellen Ein- 
greiftruppen erscheint so erst im richtigen 
Licht. Als Abwehr und Räuberbande zu- 
gleich soll diese moderne Söldnertruppe 
kurzfristig genehme Parteien und Cliquen 
unterstützen, um z.B. Rohstofflieferungen 
zu sichern; aber sie soll auch Totalfrustrier- 
ten den Druck aufsroteKnöpfchen verweh- 
ren. Somaliaistdafür ein gutes Übungsfeld, 
weilesgenausoharmloswiebedeutungslos 
ist. Notwendig ist nur der Test, was eine 
Truppe in einem Land anstellen kann, das 
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völlig aus dem Ruder gelaufen ist und ın 
dem die chaotisch-barbarischen Zustände 
bereits herrschen. Der Test taugt für die 
Ostrealität wohl nicht viel, weil sie es hier 
nicht nur mit “Technics” und Maschinen- 
gewehren zu tun bekommen werden. Des- 
halbistdiedahintersteckende Strategie, aus 
einem gesicherten Hinterland heraus ope- 
rieren zu können, auch absurd. Die schö- 
nen, ruhigen Zeiten sind fürdie Metropolen 
ein für alle Mal vorbei, weil der rein öko- 
nomische Raub über den ungleichen 
Tausch nicht mehr richtig funktioniert und 
weil es den inneren Markt des RGW gar 
nicht mehr gibt. Vorbei ist auch die Zeit, 
in der man auf diesem Markt immer mal 
wieder einen Großteil der Überproduktion 
wie z.B. Butter- und Weizenberge ver- 
scherbeln konnte. Heute haben diese Ak- 
tionen keinen ökonomischen Sinn mehr, 
sondern nur noch einen politischen, näm- 
lich den jeweils genehmen Führer zu stüt- 
zen, der dann auch bereit ist, die Drecksar- 
beit für seine Gönner zu verrichten. Daß 
diese Führer aber auch eigene Vorstellun- 
gen haben und keineswegs immer an der 
kurzen Leine gehalten werden können, hat 
sich schon im Irak gezeigt. Nurmachen das 
militärische Potential und die Anzahl der 
alten Clans und Rackets den Wüstensturm 
im nachhinein zum harmlosen Sandkasten- 
spiel. Auch in puncto Skrupellosigkeit und 
Brutalität braucht sich keiner dieser neu 
ernannten Häuptlinge hinter dem iraki- 
schen Diktator zu verstecken. Die Vorstel- 
lung vom ruhigen Hinterland ist schon des- 
halb eine Illusion, weil man die Festung 
immer wieder verlassen muß, um im eige- 
nen Sinne regulierend einzugreifen. Vor 
allem aber ändern sich die gesellschaftli- 
chen Verhältnisse im Hinterland, also in 
den Metropolen, gravierend. In der Nach- 
kriegszeit blieb es den Schreibtischtätern 
von IWF und Weltbank vorbehalten, durch 
“Terms of Trade’ und Zinssätze ganze 
Länder auszuplündern und damit Millio- 
nen von Hungertoten in Kauf zu nehmen. 
Die Metropolenbevölkerung ahnte zwar 
die Zusammenhänge, schaffte es aber 
durch hervorragende Verdrängungslei- 
stungen und die damit verbundene Verblö- 
dung, ihr Gewissen rein zu halten. Der 
vermittelte Raub durchs Kapital blieb eine 
saubere Sache und ließ das Seelenheil un- 
beschadet; schließlich hatte man ja auch 
was davon, wenn die Jeans oder der Kaffee 
wieder mal billiger wurden. Nun gab es in 
der Nachkriegszeit natürlich auch Militär- 
aktionen, aber es gab ja auch das “Reich 
des Bösen”. Diese bösartigen Menschen 
strebten immerhin nach der Weltherr- 
schaft, um der Metropolenbevölkerung 


dann das Bananenessen verbieten zu kön- 
nen. So blieb der Seelenfrieden ungetrübt, 
weil für die Vernichtung des Bösen eben 
Opfer gebracht werden müssen. Ist das 
Böse aber vernichtet, ist alles gut — oder 
alles böse! Der Kristallisationspunkt fällt 
weg und damit der letzte verbliebene Sinn 
der bürgerlichen Demokratie. Die bürger- 
liche Gesellschaft zerfällt, und es entsteht 
eine Raubrittermentalität, die quer durch 
alle Schichten geht, aber das nach wie vor 
funktionierende Kapitalverhältnis, also die 
Verwertungdes Werts, beibehält. Aufdiese 
Weise tritt zur Willkürherrschaft der sach- 
lichen Verhältnisse eine zusätzliche — die 
politische — hinzu und setzt jene so als 
gedoppelte. 


Die Zerstörung der Vernunft 


In Frankreich spricht man von der größten 
moralischen Herausforderung seit dem 
Zweiten Weltkrieg, in Deutschland, woder 
Mob gerade wieder anfängt, Politik zuma- 
chen, indem er Menschen verbrennt, istvon 
Politikverdrossenheit die Rede, und in Ita- 
lien hat schon jeder zehnte gewählte Poli- 
tiker ein Strafverfahren am Hals. Völlig 
willkürlich werden dabei Politiker oder 
Konzernbosse von der Justiz oder der Meu- 
te geschaßt, weiles wirkliche Unterschiede 
nicht mehr gibt. Ob Zuckermafia, Müllma- 
fia oder Mafia, wer heute noch den großen 
Boß mimt, kann morgen schon ganz unten 
sein, weil er den falschen Richter oder 
Journalisten geschmiert hat. Was war 
schon der legendäre englische Postraub 
gegen den genialen Coup mit dem Grünen 
Punkt? Wo aber reine Willkür herrscht, 
kann jeder mit gutem Grund annehmen, er 
müsse selbst sehen, wo er bleibt, und sich 
halt nehmen, was ihm zusteht. Dieser in- 
nere Zustand ist nur die Reflexion einer 
Außenpolitik a la Genscher, die versuchte, 
mit Hilfe faschistischer Banden Jugosla- 
wien zu zerschlagen, um sich eigene kleine 
Satellitenstaaten zu schaffen. 


Mit der durchgesetzten Totalität der 
Willkürherrschaft sachlicher Verhältnisse 
war schon jegliche Vernunft am Ende, seit 
aber die politische Willkürherrschaft dazu- 
gekommen ist, wird auch jegliche ökono- 
mische Gesetzmäßigkeit außer Kraft ge- 
setzt (oder auch kurzfristigreinstalliert). Es 
läuft einem eiskalt den Rücken runter, 
wenn man sich dieses Horrorszenario kon- 
kret vorstellt. Trotzdem — als auf die Spit- 
ze getriebene politische Willkürherrschaft 
wird der Schein der Zweiten Natur, die 
Willkürherrschaft der Sachen, transparent 
und aufgehoben, wenn auch nur durch bar- 


barische Regression. Vielleicht besteht da- 
mit aber noch einmal die Möglichkeit, 
durch die militärische Zerschlagung der 
unmittelbaren Herrschaft gesellschaftliche 
Verhältnisse zu schaffen, in denen die Pro- 
duktion nicht Selbstzweck, sondern ver- 
nünftig wäre. Die eventuell in einem Drit- 
ten Weltkrieg sich stellende Alternative 
hieße dann nichtmehr Kommunismus oder 
Barbarei, da Barbarei bereits der heutige 
Zustand der meisten Staaten ist. Der Ver- 
lauf des Krieges entscheidet zwischen 
Kommunismus und dem Tod jeder zivili- 
sierten menschlichen Gesellschaft. 


Gerd Kuhnen, Holger Schlüter 


Bahamas 11 - 9/93 


21 


Die Avantgardefunktion der 
deutschen Jugoslawienpolitik 


Intervention — Selbstbestimmungsrecht — völkisches Prinzip 


Die Veränderungen in der Welt entziehen 
sich den traditionell linken Vorstellungen 
des Kampfes um Befreiung. Nicht erst im 
Golfkrieg (dort aber offensichtlich) ist 
deutlich geworden, daß Konflikte zwi- 
schen Imperialismus, Subimperialismen, 
Regionalmächten und abhängigen Staaten 
immer weniger mit Befreiung und immer 
mehr mit Herrschafts- und Elitenwechsel 
verbunden sind. Auchinder Vergangenheit 
war dies häufig das Ergebnis nationaler 
Befreiungsbewegungen, aber heute bildet 
es zumeist das einzige übriggebliebene 
Ziel; es gibt keine darüber hinausgehende 
Programmatik. Der Zusammenbruch der 
RGW-Ökonomien hat Machtkämpfe der 
Eliten um eine nationalkapitalistische 
Herrschaft ausgelöst. Jugoslawiens Zerfall 
ist dafür ein markantes Beispiel. Man wird 
als Kommunist oder radikaler Linker das 
Bestreben neuer politischer Nationaleliten 
in Slowenien und Kroatien nach Eigen- 
staatlichkeit so wenig einen Befreiungs- 
kampf nennen können wie den Kampf der 
serbischen Führung gegen Sezession und 
Einmischung von außen und für ein ser- 
bisch dominiertes Rest-Jugoslawien. Wer 
den einen Kampf als gerecht und den an- 
deren als ungerecht voneinander scheiden 
möchte, irrt nicht nur, sondern findet sich, 
egal für welche Seite er sich entscheidet, 
im falschen Lager wieder. 


Wer im gnadenlosen Konkurrenzwett- 
lauf der einen zu Lasten der anderen um 
einen Platz an der marktwirtschaftlichen 
Sonne Begriffe wie Selbstbestimmung, 
Demokratie und Menschenrechte für bare 
Münze nimmt, wird zugeben müssen, daß 
sie nicht für alle gedacht sind und sein 
können. Eine “europäisch’”’ begründete 
Entscheidung für Kroatien und Slowenien 
muß zu Lasten der Abgekoppelten gehen. 
Wer also meint, mit “Menscheln” die Ent- 
wicklungen moralisch qualifizieren zu 
können (böse Serben gegen gute Kroaten 
und Muslime), hat vom grundsätzlichen 
Dilemma im jugoslawischen Konfliktnicht 
viel verstanden, wenn nicht sowieso das 
“Menscheln” die eigene proimpernalisti- 
sche Parteinahme vertuschen soll: Es gibt 
auf der Basis der aktuellen Alternativen 
keine friedliche und schon gar keine 
“selbstbestimmte”’ Entwicklung. 


Die deutsche Politik hat dies frühzeitig 
begriffen und deshalb diebrutalste Varıan- 


te — die Sezession und Auflösung Jugo- 
slawiens — unterstützt. Die Parteilichkeit 
zur einen wie zur anderen Seite muß bis 
zur Unkenntlichkeit dessen, was links ist, 
argumentieren. Im Golfkrieg war die Kon- 
sequenz der linken Realpolitik der Über- 
gang vieler Linker ins Lager der “Bellıizi- 
sten”, die Parteilichkeit für die westlich- 
imperialistischen Hegemoniebestrebun- 
gen und ihre Weltordnungsvorstellungen. 

Immerhin war diese in der deutschen 
Diskussion teilweise überlagert vom eh- 
renwerten Motiv, antisemitische, antiisrae- 
lische Positionen in spezifisch deutscher 
Tradition zubekämpfen. Das hat allerdings 
die AnalysederEntwicklungnichtrichtiger 
und die reale Konsequenz nicht ehrenwer- 
ter gemacht. Bereits in der französischen 
und italienischen linken Golf-Diskussion 
zählte das antideutsche Moment nicht, und 
doch war die Debatte vergleichbar polari- 
siert. Im Streit um eine Intervention in 
Jugoslawien wiederholt sich das Motiv der 
besonderen Verantwortung gerade von 
Deutschen in antifaschistischer Tradition, 
einen Völkermord zu verhindern. Indiesem 
Fall hat es auch seinen Ehrenwert verloren. 


Partei gegen den 
Imperialismus 


Allerdings wird die neue Diskussion ge- 
genüber dem politischen Frontverlauf im 
Golfkrieg seitenverkehrt geführt. Die 
“konkret” hat sich im antideutschen Motiv 
blamiert, als sie im Oktober 199] meinte, 
eine Rede von Milosevic vor der Jugosla- 
wien-Konferenz in Den Haag veröffentli- 
chen zu müssen, ‘die in ihrer Klarheit und 
Vernünftigkeit verstehen läßt, warum die 
Deutschen mit ihrer antiserbischen Hetze 
so allein dastehen. ’ Die Parteilichkeit für 
den Nationalisten und Demagogen Milo- 
sevic war so fehl am Platz, wie es die 
andererfür Saddam Hussein war. Vorallem 
aber täuschte sich die “konkret” in der 
Isolation Deutschlands. Der bisherige Ver- 
lauf zeigt, daß es der deutschen Politik 
gelungen ist, den Bündnispartnern ihre an- 
tiserbische Linie der Zerschlagung Jugo- 
slawiens aufzuzwingen. Nicht Deutsch- 
land war isoliert, sondern es trieb die an- 
deren vor sich her. Über die Gründe dafür 
weiter unten. Demgegenüber haben sich 


die Gegner einer Golf-Intervention vom 
ehemaligen KB (“Mehrheit”), denen das 
antideutsche Motiv ein Greuel ist, beharr- 
lich von der antiserbischen Einschätzung 
des jugoslawischen Konflikts zu Interven- 
tionsbefürwortern entwickelt (siehe den 
nebenstehenden Kasten). 

Die Veränderung der Weltlage, die 
Durchsetzung des einen, nur noch von den 
imperialistischen Konkurrenten be- 
herrschten Weltmarkts und das Fehlen jeg- 
licher sozialistischen Alternative hat be- 
wirkt, daß es für eine Befreiung in der 
derzeitigenLage wederein ‘“Subjekt”’noch 
eine Perspektive gibt. Es existiert keine 
relevante sozialistische Bewegung, die un- 
terstützenswerte ökonomische und politi- 
sche Ziele hat. Das macht, daß “Antiimpe- 
rialismus”’ der Tat im wesentlichen eine 
Sache der Saddams, Milosevics und wes- 
sen auch immer ist. Die Parteilichkeit der 
Linken muß heute deshalb darin bestehen, 
strikt antiimperialistisch über den Charak- 
ter der Konflikte aufzuklären und eine an- 
tiimperialistische Kritik zu entwickeln so- 
wie die wenigen Rudimente antiimperiali- 
stischer Gegenwehr in “sozialistischer Ab- 
sicht” wie z.B. Kuba zu unterstützen. Die 
Parteilichkeit definiert sich als Partei ge- 
gen den Imperialismus. 

Jeder Gedanke an ein anderes als huma- 
nitäres Eingreifen (das in der Regel auch 
politisch funktionalisiert wird), beispiels- 
weise im jugoslawischen Konflikt, muß 
sich der eigenen politischen Ohnmacht be- 
wußt sein. In Jugoslawien besteht die Aus- 
weglosigkeit darin, daß es mehr oder we- 
niger westlich und marktwirtschaftlich ori- 
entierte nationalistische Bewegungen gab, 
zwischen denen der Jugoslawismus zerrie- 
ben wurde. 


Zerfall Jugoslawiens und 
Selbstbestimmungsrecht 


Die Krokodilstränen, die für ein kosmopo- 
litisches Sarajewo/Bosnien vergossen wer- 
den, sind in der westlichen Realität nichts 
weiter als ein Kampfmittel gegen die ‘““Ser- 
bokommunisten” in Belgrad. Real hat es 
keine Kraft gegeben, die ernsthaft diese 
Alternative erhalten wollte, sonst hätte die 
Sezession vermieden werden müssen. Sie 
hat jedem Zusammenleben der verschiede- 
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nen Traditionen, Religionen und Kulturen 
den Boden entzogen. 

Die Auflösung Jugoslawiens hat eine 
innere Dynamik und eine außenbestimmte 
Verlaufsform. Die innere Dynamik ist da- 
von bestimmt, daß der ökonomische Zu- 
sammenbruch der zentral verwalteten Re- 
gionalwirtschaften (Autonomie der jugo- 
slawischen Republiken) in Abhängigkeit 
von der Weltbank/IWF-Verschuldung und 
dem Handel mit der EG den im alten Jugo- 
slawien gepflegten Regionalismus als neu- 
en Nationalismus hervorbrachte. Das wirt- 
schaftliche Nord-Süd-Gefälle vom “rei- 
chen” Slowenien zum armen Kosovo und 
Mazedonien begünstigte die nationale Se- 
zession in dem Augenblick, in dem der 
Vorteilnichtmehrim gemeinsamen Staats- 
und Wirtschaftsverband gesehen, sondern 
vor allem seit 1989/90 im schnellstmögli- 
chen Anschluß an den Westen, die EG, 
erhofft wurde. Daß Slowenien und Kroati- 
en als wirtschaftlich stärkere Regionen sich 
hierfür größere Chancen durch die Abtren- 
nung von den ökonomisch weniger ent- 
wickelten Republiken ausrechneten, wur- 
de durch das Vorbild der vermeintlich be- 
vorstehenden EG-Assozierung Polens, 
der CSFR und Ungarns angespomt. 


Doch war diese Vorstellung von Anfang 
an illusorisch, da die EG-Hierarchie “kon- 


zentrischer Kreise” von “abnehmender 
wirtschaftlicher Intensität” um den EG- 
Kern wohlweislich verhindert, daß jeder an 
die Fleischtöpfe rankommt. Auch die 
Widersprüche in der EG um die Ostaus- 
dehnung, die in erster Linie ein deutsches 
Projekt ist, standen gegen die erhoffte 
schnelle Wirtschaftsintegration. Die Hoff- 
nung des slowenischen Wirtschaftsmini- 
sters Muncinger aus dem November 1991, 
daß nach den Zerstörungen des Krieges der 
Wiederaufbau die Möglichkeit böte, “den 
Wirtschaftsaufbau auf moderner Basis zu 
bewerkstelligen, wie in Deutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg”, konntenicht auf- 
gehen, da das Marshall-Plan-Interesse der 


USA an Deutschland sich ökonomisch auf 


ein hochentwickeltes Industrieland bezog 
und politisch-strategisch auf den Wieder- 
aufbau Westdeutschlands als “Bollwerk 
gegen den Kommunismus’ ausrichtete. 


Der kroatische und slowenische Natio- 
nalismus zur Vorbereitung der Sezession 
steuerte zielstrebig die eigene Westorien- 
tierung mit Deutschland als “Schutz- 
macht” an (der Kongreß der früheren slo- 
wenischen Kommunisten im Februar 1990 
stand unter dem Motto “Europa jetzt!””). 
Entgegen der weitverbreiteten Anschau- 
ung, in Slowenien habe es nur einen ver- 
gleichsweise “gemäßigten” Nationalis- 


mus gegeben, diskutierten slowenische In- 
tellektuelle bereits seit 1987 die “kulturelle 
Zugehörigkeit zu Mitteleuropa” und setz- 
ten sich von jugoslawischen “Lumpen- 
naivlingen” und “Lumpenrevolutionä- 
ren’ und den ““übervermehrten Ratten oder 
Ameisen” im Kosovo ab, jenen Albanern, 
die im jugoslawischen Slowenien den De- 
facto-Status von ““Gastarbeitern” hatten. 
Ähnlich wie in Kroatien war die christlich- 
katholische Abgrenzung gegenüber den 
“ribalistischen”” und ‘“asiatischen’’ Sla- 
wen in Belgrad und dem südlichen Jugo- 
slawien für die slowenische Nation konsti- 
tutiv. In einem offenen Brief an amerika- 
nische Wissenschaftler warb der sloweni- 
sche Technologieminister Tancig im Juni 
1991 für die Anerkennung des Landes so- 
wohl mit der westlichen Kultur Sloweniens 
als auch mit seiner Funktion als “cordon 
sanitaire’’ gegendie “östliche Flutdes Cha- 
os” (1). Die ethnische Homogenität Slo- 
weniens, seine Tradition als Teil des Habs- 
burger Reiches und sein bewußt auf West- 
europa orientiertes Bekenntnis zu den 
westlichen Freiheitswerten haben eine an- 
dere innere Verlaufsform des Konflikts er- 
möglicht, zumal die serbisch dominierte 
jugoslawische Führung sich nach kurzem 
Kriegsverlauf schnell aus Slowenien zu- 
rückzog, um die Gebiete zu erobern und zu 


Linke Realpolitik und Intervention: der Ex-KB (“Mehrheit”) 


Die Zeitungdeschemaligen KBC Mehihreit”, 
der “ak”, hatihre strikt antiserbische, prodeut- 
‚sche Parteinahme im jugoslawischen Krieg 
programmatisch untermauert (1). 
In einer Jugoslawienbeilage des “ak” (Nr. 
356) überraschen uns die AutorInnen der 
“ak”-Redaktion nicht nur mit der bahnbre- 
chenden Erkenntnis, daß die meisten soge- 
nannten Nationalitätenkonflikte gar nicht 
.nationalistisch oder ethnisch motiviert seien, 
| sondern andere Widersprüche, z.B. ökonomi- 
sche Konkurrenz, zum Hintergrund hätten. 
Werdiesals “neue Analysc” verkauft, beweist 
nur, daß er selber dem Mythos von Nation und 
ethnischem Volk als “natürlichen Gegeben- 
‚heiten’” aufgesessen ist. Zwar hält der “ak” 
‚eine Militärintervention gegen Serbien wegen 
unklarer Frontverläufe für nicht akzeptabel, 
doch ist fürihn auchkklar, daß die Ursache dafür 
im Versagen der EG und der USA gelegen 
habe, die “mit ihrem geradezuerpresserischen 
Bestehen auf der Einheit Jugoslawiens’’ den 
Schlamassel angerichtet hätten. Weil die Au- 
torInnen nicht nur die Konsequenz aus der 
Konkurrenz — die ökonomisch Stärkeren 
(Slowenien und Kroatien) hängen die Schwä- 
cheren ab — für natürlich halten, sondern auch 
die ethnisch und territorial definierte Staaten- 
bildung (sofern sie nicht von Serben betrieben 
wird) entlang angeblich gewachsener Gren- 
zen, klagen sie die fehlende Erpressung gegen 
Jugoslawien/Serbien zu Beginn des Krieges 
als mögliche ““Kriegsverhinderung” ein. Die 


EG und die USA hätten 1990/91 Kredite und 
Unterstützung nurandie Bedingungeiner Auf- 
teilung Jugoslawiens knüpfen dürfen. Für die 
Zukunft fordert ein Teil der ganz realpolitisch 
in Alternative zu Carrington, Vance und Owen 
argumentierenden “ak”’-RedakteurInnen die 
Notwendigkeit einer ‘Polizei-Möglichkeit" 
der “internationalen Gemeinschaft” ,die nicht 
“im Interesse der großen imperialistischen 
Staaten’ agiert. 

Solcherart Realpolitik kann bei der Alterna- 
tive zwischen der Wahl für die ethnisch-natio- 
nalistischen und kriegerischen Auflösungs- 
prozesse bisheriger Nationalstaaten bzw. auch 
Zentralstaaten einerseits und dem ökonomi- 
schen, politischen und militärischen Neuord- 
nungsdiktat der die Welt beherrschenden 
Mächte andererseits nur auf ganz schnödes 
Einschwenken auf Interventionen hinauslau- 
fen. Das Linkssein beschränkt sich dann, wie 
in der Friedensbewegung, bei Semler in der 
“taz” und eben neuerdings auch im “ak” auf 
die Klage, daß ‘die internationale Gemein- 
schaft nicht über effektive Gegenmilttel ver- 
fügt" (ak 356). Konsequente Schlußfolgerung 
aus diesem “Dilemma”: Zwischen “interna- 
tionalem Faustrecht”’ und deformierter UNO- 
Intervention entscheiden sich die linken Real- 
politiker dann doch lieber für das vermeintlich 
kleinere Übel, die Intervention mit kritischer 
Begleitmusik. Daß diese Position gar nicht so 
weit von der der sozialdemokratischen Oppo- 
sition entfernt ist, ist nur ein Kritikpunkt. Daß 


sie dem Interesse deutscher Politik ä la Kin- 
kel/Genscher nahekommt, deutsche Interven- 
tionen als in itärer Hinsicht am besten 
und im Vertreten von Minderheiten- und Men- 
schenrechten unübertroffen zu verkaufen — 
und sich damit auch von den international 
unbeliebten und rabiaten Weltmacht-Militär- 
polizisten der USA zu unterscheiden —, wiegt 
schwerer. 

Wer den SAuswog”” realpolitisch in der Re- 
form internationaler Gremien sucht, muß sich 
fast zwangsläufig am herrschenden “Diskurs” 
über die Ausgestaltung von Deutschlands 
“Verantwortungsrolle”’inder Weltbeteiligen. 
Da ist der ehemalige KB (“Mehrheit”) ange- 
kommen, und entsprechend verzichtet er auf 
Kritik an der deutschen Jugoslawienpolitik 
und beklagt nur, daß in der deutschen Diskus- 
sion “die Interventionsforderung ausschließ- 
lich dazu dient, das politisch-ideologische Kli- 
ma für Einsätze der Bundeswehr zu verbes- 
sern”, was dem “ak” weniger schlimm er- 
schiene, wenn dies durch “erkennbare Vortei- 
le für die betroffene Bevölkerung ... kompen- 
siert wird.” Diese indirekte Position für das 
Gute im Schlechten ist übrigens gar nicht so 
weit von der kritischer enge 
ter entfernt. 


1) Jugosiawienbeilage zu ak 356, Juli 1993, besen- 
ders die Thesen “Neue Entwicklungen erfordern 
neue Analysen" 
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sichern, die als genuin serbisch reklamiert 
werden. 

Die herrschenden Eliten in Serbien be- 
trachteten sich als absehbare Verlierer der 
reinen Westorientierung Jugoslawiens ge- 
genüber den neuen nationalen (personell 
häufig den alten, kommunistischen) Eliten 
in Kroatien und Slowenien. Seit 1986 be- 
zog sich der serbische Nationalismus nur 
noch insoweit auf den Jugoslawismus, als 
er den eigenen territorialen Machtansprü- 
chen nützte. Aber auch die serbischen 
Nationalisten hatten nicht nur ein großes, 
serbisch dominiertes Staatsgebiet zum 
Ziel, sondern auch die Überführung des 
Landes in die Marktwirtschaft und die wirt- 
schaftspolitische Anbindung an die EG. 
Die Behauptung, Slowenien und Kroatien 
hätten den jugoslawischen Verbund erst 
dann konsequent verlassen wollen, als im 
Juni 1991 die ersten Schüsse zwischen der 
jugoslawischen Bundesarmee und der slo- 
wenischen Territorialverteidigungsarmee 
fielen, ist Legende. Die Eigenstaatlichkeit 
und die Veränderung der Republikgrenzen 
war erklärtes Ziel aller Nationalisten in 
Serbien, Slowenien, Kroatienund dem Ko- 
sovo/Albanien, die 1990 alle ihre eigenen 
Parteien gegründet haben. Allein taktische 
Gründe haben Tempo und Ausmaß dieser 
Entwicklung bestimmt. So war beispiels- 
weisedie Aufteilung von bzw. der serbisch- 
kroatische Machtkampf um Bosnien-Her- 
cegowina ausgemachte Sache für den Fall, 
daß der Prozeß der Auflösung Jugosla- 
wiens beginnt. 


Warum die deutsche Politik 
hegemoniefähig ist 


Es gilt in der deutschen Diskussion über 
Jugoslawien als gesichert, daß Drohungen 
gegen Serbien und die schnelle Anerken- 
nung der einzelnen Republiken den Krieg 
verhindert hätten. So einhellig, wie die ser- 
bischePolitik die alleinige SchuldamKrieg 
erhält, ist auch die Schuldzuweisung und 
Hetzederdeutschen Verliererinzwei Welt- 
kriegen gegen Serbiens/Jugoslawiens da- 
malige Verbündete Frankreich und Groß- 
britannien, denen eigennütziges Taktieren 
zugunsten von Serbien vorgeworfen wird. 
Dabei gehört es zur Legendenbildung, daß 
diese Staaten Jugoslawien unter serbischer 
Dominanz alsZwangsvereinigungerhalten 
wollten. Natürlich war weder ihr Agieren 
noch das der USA uneigennützig, so wenig 
wie es die deutsche Kritik daran ist. Die 
Unterschiede im Handeln verdienen jedoch 
Beachtung, weil sie ein Schlaglicht auf die 
besondere Entwicklung der deutschen Au- 
Benpolitik werfen. 

Identisch waren die westlichen Interes- 
sen bei der Angliederung Jugoslawiens an 


den westlichen Markt und die Abhängig- 
keit von der EG. Doch damit hörten die 
Gemeinsamkeiten auf. Unterschiedlich 
sind die Optionen gegenüber Osteuropa 
und die daraus resultierende künftige Eu- 
ropakonzeption ebenso wie die strategi- 
schen Interessen. Schließlich unterschei- 
den sich die Vorstellungen vom internatio- 
nalen Recht, das ın seiner deutschen Tra- 
dition stärker völkisch und in der westli- 
chen eher staatsbürgerlich definiert wird. 
Gerade die völkische Definition liegt aller- 
dings im [rend internationaler Krisen und 
Auflösungs- bzw. Umbildungsprozesse. 

Der oben benannte Widerspruch zwi- 
schen Imperialismus und verzerrter ““Be- 
freiung” bedeutet nicht, daß das jeweilige 
imperialistische Agieren gleich zu werten 
ıst. Es fällt auf, daß die deutsche Politik seit 
Juli 1991 immer wieder aggressiv antiser- 
bisch aus der Minderheit heraus agiert hat, 
sich dennoch beider von außen beförderten 
Zerschlagung Jugoslawiens und der Iso- 
lierung Serbiens durchsetzen konnte. Des- 
wegen irrt Jürgen Elsässer (wiezuvorschon 
die ““konkret”’ 1991, s.o.), wenn er in ‘‘kon- 
kret”’ 8/93 von einer “Blamage Kohls” 
schreibt, weil die anderen Staatschefs auf 
dem EG-Gipfel Mitte Juli die Forderung 
Kohls, das Waffenembargo gegen alle ju- 
goslawischen Staaten einseitigfürdie Mus- 
lime aufzuheben (Elsässer: “Isolierter ist 
Deutschland in diesem Gremium wohl sel- 
ten gewesen”), abgelehnt haben. Das halte 
ich für eine eklatante Fehleinschätzung der 
deutschen Jugoslawienpolitik. Da ist ver- 
mutlich ähnlich wie bei seiner Hoffnung, 
die Alliierten mögen die Wiedervereini- 
gung verhindern, oder der, Maastricht mö- 
ge das destruktive deutsche Politikpotenti- 
al einbinden, der Wunsch der Vater des 
Gedankens gewesen. 


Nur wenig später starteten die USA, von 
Deutschland unterstützt, ihren Vorstoß zur 
Bombardierung serbischer Stellungen 
durch die NATO, den wiederum Deutsch- 
lands “Gegner” in der EG nur abbremsen 
konnten, indem sie dafür das Mandat des 
UN-Sicherheitsrats erwirkten. Solch be- 
grenztes Vorpreschen der deutschen Poli- 
tik charakterisiert den Anspruch auf eine 
eigene Außenpolitik seit der Wiederverei- 
nigung. Zugleich läßt diese sich einbinden, 
da es derzeit erkennbar nur die Strategie 
einer Außenpolitik im europäischen Ver- 
bund gibt. Im Unterschied zur vorsouverä- 
nen Unterordnung unterdie politische Füh- 
rungsrolle Frankreichs in Europa wird da- 
bei auch der Anspruch formuliert, selber 
zu führen. Die Maastrichter Gemeinsam- 
keit wird überall dort nicht auf die Probe 
gestellt, wo die ökonomischen und politi- 
schen Interessen identisch sind. Sie wird 
künftig dort mit dem eindeutigen Willen 
zur Durchsetzung deutscher Figenständig- 


keit konfrontiert werden, wo es um das 
jeweilige Eigeninteresse geht. 

Deswegen wird sich auch die politische 
Position Frankreichs, Deutschland immer 
wieder einzubinden, die noch aus der Zeit 
der ‘““Siegermächte” datiert, nicht durch- 
setzen können. Der Grund liegt auf der 
Hand: Solange die deutsche Politik nur 
formuliert, was unter Imperialismen un- 
strittig ist, daß man seine Einflußzonen 
abzusichern und seine nationalen Interes- 
sen zu verfolgen hat, und dies nicht in 
Abkoppelung von den internationalen Gre- 
mien vollzieht, kann dieBremse nicht mehr 
wirken, weil mit den Zwei-Plus-Vier-Ver- 
trägen dafür die Grundlage entfallen ist. 
Die jetzige Konkurrenz der großen Mächte 
in Europa wird das Machtgefüge ganz real 
zu Gunsten Deutschlands verschieben und 
den Einfluß Großbritanniens und Frank- 
reichs auf absehbare Zeit ebenso reduzie- 
ren, wie der der USA als europäische 
““Schutzmacht’’ mit dem Ende der Sowjet- 
union real gesunken ist. Auch das Konzept 
Mitterands, Deutschland überdieim Maas- 
trichter Vertrag vereinbarte “Europäische 
Zusammenarbeit” und gemeinsame Au- 
Benpolitik zu bremsen, kann schnell zur 
anderen Seite losgehen: Die neue Ge- 
schäftsgrundlage in Europa hatdie Voraus- 
setzungen so weit verändert, daß Deutsch- 
land nicht gebremst wird, sondern zieht. 


Nur eine knappe Woche nach der Unter- 
zeichnung der Maastrichter Verträge hat 
die Bundesregierung im Dezember 1991 
ihren bisher härtesten Affront gegen ihre 
Bündnispartner gestartet: Sie begann unter 
der Drohung eines außenpolitischen Al- 
leingangs die Anerkennung Kroatiens und 
Sloweniens vorzubereiten, und alle sind sie 
mitgezogen, weil es europapolitisch kein 
Druckmittel gegen das deutsche Vorgehen 
gab, in der EG nicht und nicht in Jugosla- 
wien. Denn das deutsche Vorgehen stützte 
sich aufdemokratische Prozesse: Volksab- 
stimmungenin Kroatien und Slowenien für 
die Abtrennung sowie die Erosion bisheri- 
ger Völkerrechtsgrundlagen, die ihre Basis 
im nationalistischen Druck in den zerfal- 
lenden Zentralstaaten und den Krisen in 
den ehemaligen Kolonialländern hat. Ziel- 
sicher hat die deutsche Politik hierauf am 
schnellsten reagiert und ihre Definition von 
Nation, Selbstbestimmungsrecht und 
Rechten der Minderheit — gestützt auf 
reale Bewegungen — zum Gegenstand 
neuerinternationaler Normen gemacht: mit 
der Konsequenz, daß diese Normen 
Deutschland größerund einflußreicherma- 
chen, während alle anderen zerfallen. 

Kohl und Genscher haben seit 1989, we- 
niger einer strategischen Konzeption fol- 
gend, “instinkt-” und machtsicher diesen 
Weg beschritten, und niemand konnte und 
wollte sie aufhalten, weil die ökonomische 
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Weltmacht Deutschland zur politisch un- 
umgänglichen Vormacht in Europa gewor- 
den ist und zugleich eine Stärkung aus 
Osteuropa und Teilen der zerfallenden So- 
wjetunion erhält, für die Deutschland das 
bevorzugte Anlaufland auf dem Weg in die 
westeuropäischen Arme ist, auch wenn un- 
gewiß bleibt, ob sie dort jemals ankommen 
werden. Praktisch “über Nacht” standen 
alte Verbündete und alte Einflußgebiete für 
das neue Deutschland wieder offen. Die 
Außenpolitik orientiert sich sowohl an die- 
sen Traditionen als auch daran, in den in- 
ternationalen Gremien eine erheblich ge- 
wichtigere Rolle zu spielen. 


“Risiko- und 
Krisenvorsorge” weltweit 


Mittlerweilehat die deutsche Außenpolitik 
Konturen gewonnen. Sicherlich ist es auch 
ein sprachlicher Lapsus gewesen, als Kin- 
kel formulierte: ‘Nach außen müssen wir 
etwas vollbringen, woran wir zweimal zu- 
vor gescheitert sind: im Einklang mit un- 
seren Nachbarn zu einer Rolle zu finden, 
die unseren Wünschen und unserem Poten- 
tial entspricht.” (FAZ, 19.3.93) Der dritte 
Griff zur Weltmacht folgt der Logik der 
beiden ersten, gescheiterten. Er hat aller- 
dings erheblich andere, bessere Vorausset- 
zungen, weil er auf der derzeitigen Grund- 
lage ökonomischer Stärke von Akzeptanz 
und maßgeblicher Beteiligung in den inter- 
nationalen Gremien ausgeht. Allerdings 
beginnt sich im Prozeß der Neuordnungder 
One World die Grundlage zu verschieben: 
Die Gemeinsamkeit der imperialistischen 
Zentren nimmtnach dem Zusammenbruch 

“ der SU ab, die Konkurrenz zu. Die europä- 
ische Politik gerät in die Zerreißprobe zwi- 
schen relativer Gemeinsamkeit (Maas- 
tricht) und deutscher Ostorientierung (nach 
Lage der Dinge Maastricht Zwei). Die öko- 
nomische Option hat der Wirtschaftslibe- 
rale Kinkel formuliert: freier Welthandel 
für die Exportnation Nummer Eins, “eine 
große Kraftanstrengung zur Stärkung un- 
serer Stellung auf dem Weltmarkt’ aufder 
Basis der europäischen Führungsrolle: 
“Das nationale Interesse gebietet, den eu- 
ropäischen Weg weiterzugehen — und 
zwar kategorisch!”’ Das ist das Programm 
für heute. Ob es morgen noch Gültigkeit 
besitzt, bleibt offen. 


Die Bundeswehr assistiert und formu- 
liert darüber hinaus bereits für morgen. In 
den “Verteidigungspolitischen Richtli- 
nien” (26.11.92) ausdem Hause Rühe wird 
als sicherheitspolitische Zielsetzung be- 
nannt: “Aufrechterhaltung des freien Welt- 
handels und des ungehinderten Zugangs zu 
Märkten und Rohstoffen in aller Welt im 
Rahmen einer gerechten Weltwirtschafts- 


ordnung ".Derbisherige Auftragder“Lan- 
desverteidigung”’ wird ausgedehnt: ‘Ver- 
teidigungsvorsorge kann künftig nicht auf 
das eigene Territorium beschränkt blei- 
ben’, sondern soll “im Sinne einer erwei- 
terten Landesverteidigung’’ verstanden 
werden. ‘“Risikovorsorge’’ als Auftrag be- 
trifft nicht nur die militärische Bedrohung, 
sondern ‘vielschwerwiegender sind nega- 
tive Einflüsse auf die wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit der Indu- 
striestaaten.’’ Sie darf daher “nicht euro- 
zentrisch sein, sondern muß sich vermehrt 
an der Interdependenz regionaler und glo- 
baler Entwicklungen orientieren. Risiken 
müssen schon am Ort ihres Entstehens ... 
aufgefangen werden”. Das ist das Pro- 
gramm einer interventionswilligen Welt- 
macht, dessen Schwerpunkt auf “Krisen- 
vorsorge’’ und entsprechende “Krisenre- 
aktionsstreitkräfte” umgestellt wird. 

‘“Militarisierung der deutschen Außen- 
politik'’ nennt der Freiburger Militärhisto- 
riker Wolfram Wette dieses Programm. 
‘Was wir hier vor uns haben, hätte man 
früherrundheraus alseinimperialistisches 
Programm bezeichnet”, ein ‘“Militärinter- 
ventionismus im Bündnis mit anderen In- 
dustriestaaten zur Domestizierung des 
Rests der Welt” (Zeit, 30.7.93). 

Die Parzellierung Rußlands, der Tsche- 
choslowakei und Jugoslawiens ist Teil die- 
ses Programms für Europa. Der Sicher- 
heitskordon nach Osten bedeutet, deutsche 
bzw. europäisch angebundene Vasallen zu 
schaffen, die wirtschaftlich von der EG 
abhängigsind, militärisch in Beistandspak- 
ten und der NATO an der kurzen Leine 
gehalten und politisch mit deutschen und 
europäischen Normen versehen werden 
(derzeit vor allem im Asylrecht). Zugleich 
gilt es, die “slawischen” Bedrohungen 
(Rußland, Serbien) auf Distanz zu halten. 
Zudiesem Zweck werden die Beziehungen 
zur eher “europäischen” Ukraine intensi- 
viert, zu diesem Zweck sind auch die be- 
vorzugten Beziehungen zu Kroatien und 
Slowenien bedeutsam. In diesem Rahmen 
macht die deutsche Jugoslawienpolitik 
Sinn, wenngleich sie die Schwäche eigener 
Handlungsfähigkeit jenseits des diploma- 
tischen Drucks offenbart hat. Die Somalia- 
Aktion ist die Probebühne für die Gewin- 
nung von militärischer Interventionsfähig- 
keit über Europas Rahmen hinaus. 


Völkische 
Selbstbestimmung: 
Ethnisierung 


Weitgehend übersehen und belächelt wird 
der Hinweis auf eine grundlegende Tradi- 
tion deutscher Außenpolitik, die Volks- 
tumspolitik. Sieistmehrals Traditionspfle- 


ge, der Bezug auf völkische Traditionen 
bezeichnet eine besondere Eigenständig- 
keit deutscher Machtpolitik. 

Essindnichtnur Journalistender “Welt” 
und der “FAZ”, die die Parzellierung des 
sowjetischen, jugoslawischen und tsche- 
choslowakischen Staatesmiteinem Begriff 
von Nation und Staat begründen, dem eine 
völkische Definition zugrundeliegt. Das 
deutsche Agieren in Jugoslawien ist von 
einem tiefen Abscheu gegen ein so hetero- 
genes Staatswesen wie das jugoslawische 
erfüllt. Dieser Haß ist historisch motiviert, 
weil Jugoslawien und sein Mehrheitsvolk 
der Serben in zwei Weltkriegen auf Seiten 
der deutschen Gegner gestanden hat. Zu- 
gleich waren Staaten wie Jugoslawien und 
die Tschechoslowakei Produkte der Nach- 
kriegsverhandlungen 1918/19. Im deut- 
schen “Trauma” von Versailles verbarg 
sich nicht nur der Haß auf das Versailler 
“Diktat”, sondern auch der Wunsch nach 
der Korrektur “künstlicher” Grenzen. Ist 
der Gedanke einer homogenen Nation erst 
einmal verbreitet, dann kann international 
wieder in Erinnerung gebracht werden, daß 
es nach der Überwindung der “unnatürli- 
chen” Teilung Deutschlands, dem Zerfall 
“unnatürlicher’’ Staaten, noch mehr unna- 
türliche Zustände gibt. Die ehemals deut- 
schen Ostgebiete harren der Selbstbestim- 
mung. Die Parzellierung der ‘“‘Kunststaa- 
ten” kann daher als Vorbild für ihre Aus- 
hebelung gelten. Daß dies nicht nur Ge- 
spinste einiger Vertriebenenfürsten sind, 
soll am Begründungszusammenhang der 
deutschen Jugoslawienpolitik erläutert 
werden. 


‘Das bisherige Jugoslawien ist ein 
’Staat ohne Nation”, schreibt Dr. Herwig 
Roggemann vom Osteuropa-Institut an der 
FU Berlin (FAZ, 27.6.91). “Jugoslawien” 
— in Anführungsstriche gesetzt — ist ein 
“künstliches Produkt” ohne “nationale 
oder nationalstaatliche Homogenität”, so 
der Staatsrechtler und Ex-Verteidigungs- 
minister Rupert Scholz. Gleiches gelte für 
die Tschechoslowakei, ‘denn auch Tsche- 
chen und Slowaken sind äußerst verschie- 
dene Völker”. “Originäre Völker’ dürften 
nicht weiter in “ungewollten, widernatür- 
lichen oder aufgezwungenen staatlichen 
Organisationen festgehalten werden, be- 
gründet er seine Interpretation von Selbst- 
bestimmungsrecht (Welt, 12.12.91). Der 
Zusammenbruch des RGW, der Zerfall 
ökonomisch und politisch entwurzelter 
Staaten in nationalistische und ethnisch 
definierte Staatsvorstellungen, wird in der 
deutschen Diskussion als Gewinn des 
Selbstbestimmungsrechts gefeiert. Die 
Staatsordnungen nach 1918 und 1945 ha- 
ben ‘die in multinationalen Staaten einge- 
schlossenen Völker, denen die nationale 
Unabhängigkeit verweigert blieb”, über- 
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gangen, schreibt der ““Welt”’-Redakteur 
Lothar Rühl (Europa-Archiv 6/93). Die be- 
rühmte Schlußakte der KSZE von Helsinki 
sah, so seine Kritik, zwar die Teilnehmer- 
staaten als Nutznießer staatlicher und ter- 
ritorialer Integrität vor, “nichtaberdie Völ- 
kerinihnen”. DenneinRechtauf Sezession 
enthielten weder die KSZE-Schlußakte 
noch das geltende UNO-Recht. Damit soll 
nach dem Zusammenbruch des RGW 
Schluß sein. 

Die deutsche Politik hat bei ihrer Defi- 
nition des Selbstbestimmungsrechts mehr 
oder weniger intensiv eine Sezession ent- 
lang völkisch-national definierter Grenzen 
unterstützt. Im Baltikum mochte dies noch 
mit der Unterdrückung von Mehrheitsbe- 
völkerungen durch das russische Staats- 
volk begründet werden. Im Fall der Tsche- 
choslowakei galt diese Begründung schon 
nicht mehr. Und auch im “Kunststaat Ju- 
goslawien’’ (Robert Leicht in der Zeit, 
14.8.92) würde dieses Kriterium für die 
Albaner im Kosovo, nicht aber für die se- 
zessionswilligen Kroaten und Slowenen 
gelten. Es muß also unterschieden werden 
zwischen einem in der internationalen 
Rechtsdiskussion in Formulierung befind- 
lichen neuen Rechtsstatus, der Kriterien für 
solche Sezessionen entwickelt, und einer 
Praxis, die grundsätzlich jedes völkische 
Abtrennungsbegehren für natürlich hält. 


Staaten und Völker 


Bislang existierte im internationalen Recht 
sowohl das Recht auf Selbstbestimmung 
als auch das auf Souveränität und territo- 
riale Integrität von Staaten, nicht aber das 
auf Sezession, weil dies ohne Verletzung 
der territorialen Integrität gar nicht zu ver- 
wirklichen ist. Es hat bis zur Anerkennung 
Sloweniens und Kroatiens erst einen Fall 
in der Geschichte der UNO gegeben, in 
dem diese eine Sezession — die Ostpaki- 
stans zum heutigen Bangladesh — aner- 
kannt hat. Die staatliche Souveränität hatte 
nach bisherigem Verständnis Vorrang vor 
der Selbstbestimmung. Das Selbstbestim- 
mungsrecht bezog sich auf die Selbstbe- 
stimmung in bestehenden Staaten (2). Staa- 
ten sind die Subjekte des internationalen 
Rechts. In deutsch-nationalsozialistischer 
Tradition wird jedoch der deutsche Aus- 
druck Völkerrecht einfach als “Recht der 
Völker” verwandt. 

Nun ist auch dieses herrschende Recht 
das Recht der Herrschenden. Es entspringt 
zum einen dem universalistischen Rechts- 
prinzip,nachdem vordemRechtalle gleich 
und Rechte für alle gleich zu gelten haben, 
und ist zum anderen bestimmt von der Ära 
des Kalten Krieges (in der die USA als 
rechtsmächtigster Staat im Umgang mit 
den Menschenrechten sehr wohl wußten, 


diese zur Erosion des sowjetischen Blocks 
in Stellung zu bringen, ohne im eigenen 
Einflußbereich die gleichen Maßstäbe gel- 
ten zu lassen) und von der nachkolonialen 
Ära. Die Grenzen der in die Unabhängig- 
keit entlassenen Kolonien wurden von den 
ehemaligen Kolonialmächten gezogen, per 
Völkerrecht sollten sie garantiert werden. 
In Äthiopien (mit der Unabhängigkeit Eri- 
treas) erleben wir beispielsweise das Auf- 
brechen solcher Grenzziehungen. Mit der 
Unverletzlichkeit der Grenzen begründen 
beispielsweise der türkische, irakische und 
iranische Staat, den Kurden das Selbstbe- 
stimmungsrechtund einen eigenen Staat zu 
verweigern. Zwischen unterschiedlichen 
machtpolitischen Interessen und der Ver- 
weigerung eines Rechts für eine Gruppe 
von Menschen, die wegen der Zugehörig- 
keit zu einer ethnischen Minderheit unter- 
drückt werden, hat das bisherige Völker- 
recht nicht unterschieden. 

Doch daraus kann ja — gar nicht revo- 
lutionär, sondern nur “rechtsimmanent” 
gedacht — nicht geschlußfolgert werden, 
ein ethnisches Selbstbestimmungsrecht zu 
fordern, sondern nur die Rechte von Min- 
derheiten zu achten und ihnen im Falle der 
Verweigerung das Recht auf einen Staat 
zuzuerkennen. Angesichts des realen Aus- 
einanderbrechens bisheriger Staaten wird 
daher das internationale Recht Modifika- 
tionen erfahren, die für diese Unterschei- 
dung Regelungen bereitstellen. Die deut- 
sche Position aber ist eindeutig die des 
völkischen Rechts. 


Für die Linke stellt sich m.E. die Frage 
sowieso nicht, abstrakte Rechtsformeln 
zum Gegenstand ihrer Analyse zumachen. 
Das Auseinanderbrechen solcher Staaten 
hat in aller Regel nicht irgendwelche eth- 
nischen Grundlagen, sondern ökonomi- 
sche und politische Ursachen, die aus der 
Weltmarktabhängigkeit resultieren. Die 
Bildung ethnischer Nationalstaaten, die in 
der Regel als Befreiung gefeiert wird, ist 
der Schein der Lösung solcher Probleme 
und zieht in aller Regel die neue Unter- 
drückung von Minderheiten in den neuen 
Staaten nach sich, ohne daß sich an den 
UrsachennationalistischerKonflikte etwas 
verändert. Nationalismus als Befreiung 
wird auf dieser Grundlage eine Zukunft 
haben. Nur was hat das mit sozialer Befrei- 
ung zu tun, warum soll das von Linken 
unterstützt werden? 


In Jugoslawien lag der Fall von Beginn 
an sowieso anders. Das Selbstbestim- 
mungsrecht reklamierten jene, die die Be- 
nachteiligung in der Führung staatlicher 
Unterdrückungsorgane wie Polizeiund Ar- 
mee in “Unterdrückung” umwandelten, 
um diese Organe für den eigenen Staat zu 
benutzen. Ihr Motiv war die Abkoppelung 
von den armen Regionen. Selbst den inter- 


nationalen Befürwortern der Anerkennung 
Sloweniens und Kroatiens war — mit Aus- 
nahmederDeutschen —klar, daßeslanger, 
schwieriger Verhandlungen bedürfen wür- 
de, um die Grenzfrage bei einer Sezession 
zu regeln, da mit Ausnahme des homoge- 
nen Slowenien alle anderen die (Repu- 
blik)Grenzen infragestellten. Hierfür gab 
es nur zwei Lösungsmöglichkeiten: den 
(Bürger)Krieg oder Kompromißregelun- 
gen, die durch Vermittlung zustandekom- 
men. Den zweiten Wegbeschritten die ver- 
schiedenen EG-Vermittler, selbstverständ- 
lich nicht als neutrale Mittler, sondern dik- 
tiert bzw. gehindert von den widerstreiten- 
den Interessen der EG-Staaten. Die deut- 
sche Politik und Publizistik aber wolltenur 
eines: Jugoslawien klein machen, Serbien 
reduzieren. Das aber, fürchteten sie, würde 
über Verhandlungen ungünstiger ausge- 
hen. Deswegen war der Krieg genehm, 
zumal er sich mit dem Feindbild Serbien 
und der Klage über die “Ohnmacht” der 
“internationalen Gemeinschaft” hervorra- 
gend für die deutschen Ziele - UN-Sicher- 
heitsrat, Europa-Interventionsarmee und 
eine eigenständige Europaabteilung der 
UNO (KSZE) - sowie die innenpolitische 
Diskussion funktionalisieren ließ. 

Als Slowenien im Juni 1991 die jugosla- 
wische Staatsgrenze nach Österreich auf- 
hobundzurslowenischenmachte und Zöll- 
ner und Grenzbeamte in slowenische um- 
wandelte, warnach geltendem Recht dieser 
AktderSezession Unrecht und das Eingrei- 
fen der jugoslawischen Bundesarmee 
Recht, da die territoriale Integrität Jugosla- 
wiens gefährdet war (3). Das Selbstbestim- 
mungsrecht wurde den Republiken auch in 
Frankreich und Großbritannien nicht be- 
stritten, nur wurde es nicht ethnisch defi- 
niert, sondern als Selbstbestimmung inner- 
halb Jugoslawiens. Daßmittlerweile in Ser- 
bien, Kroatien und Slowenien nicht nur 
neue Nationen entstanden sind, sondern 
auch jede ein bevorzugtes, die Nation be- 
gründendes Staatsvolk geschaffen hat, 
demgegenüber alle anderen Ethnien künf- 
tig Minderheiten sind, warunausbleibliche 
Folge der Ethnisierung. Zu Kroatiens Ver- 
fassung schreibt Joseph Markos, ‘daß zwei 
TypenvonGruppenangesprochen werden: 
das den Nationalstaat konstituierende 
kroatische Volk im ethnischen Sinn und die 
dem Staat als Staatsbürger angehörenden 
anderen Völker und Minderheiten, so daß 
also ethnischer und politischer Volksbe- 
griff vermischt werden’ (Neumann, S. 
36/37 (4)). 


In diesem Krieg werden nun kübelweise 
deutsche Krokodilstränen für die armen 
Opfer vergossen, weil sie (absehbar) 
schwächer sind als die Sieger. Kriegsver- 
hinderung hätte daher oberste Maxime in 
Jugoslawien sein müssen. Doch in guter 
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deutscher Tradition läßt man andere für 
höhere Ziele kämpfen: Erst sah man Kroa- 
ten als Opfer im Kampf für die Freiheit, 
jetzt sind es die bosnischen Muslime ge- 
worden, deren Menschenopfer dem deut- 
schen Ziel einer Interventionsarmee zum 
Durchbruch verhelfen soll. 


Selbstbestimmung und 
bosnischer Krieg 


In der linken Diskussion wurde diese Bot- 
schaft verstanden: Alles räsoniert darüber, 
daß eine wirksame militärische Interven- 
tionfehle und streitet sichnurnoch darüber, 
wer diese kontrolliert. Nicht einmal das 
Naheliegende, den Bosniern von einem 
nicht zu gewinnenden Krieg abzuraten, 
statt unter unzähligen Opfern für das Ideal 
eines eigenen Staates durchzuhalten, wird 
gar nichterst ernsthaft erörtert. Auch dieses 
Durchhalten bis zum letzten Blutstropfen 
um der Ideale willen ist sehr deutsch und 
in diesem Fall ungefährlich — bluten müs- 
sen andere. 

Es gehört zu den Legenden im jugosla- 
wischen Krieg, daß in Bosnien alles anders 
gewesen sei. Zwar gibt es eine längere 
Tradition multinationalen Zusammenle- 
bens und eine ethnisch und religiös kaum 
trennbare Besiedlung. Doch auch in Bos- 
nien wirkte die Erosion Jugoslawiens frü- 
her als im Krieg. Bei den Novemberwahlen 
1990 traten Serben, Kroaten und Muslime 
in eigenen ethnischen, nationalistischen 
Parteien an. Die daraus hervorgegangene 
Regierungskoalition aller drei Parteien teil- 
te sich die Ministerien fein säuberlich auf, 
jedes Ministerium wurde mit Beamten der 
jeweiligen Gruppe besetzt. Entsprechend 
errichtete jeweils die ethnische Mehrheit 
in den Gemeinden und öffentlichen Ein- 
richtungen “eine hegemoniale und oft in- 
tolerante Macht”, schreibt Svebor Dizdar- 
evic. “Die Dreierkoalition degenerierte 
schnell zu einer Auseinandersetzung um 
die sterblichen Überreste des Staates, wo- 
beidie einzigeGemeinsamkeitder Parteien 
ander Macht die Bekämpfung jeder Option 
war, die aufStaatsbürgerschaftgründete. 
(Blätter f. deutsche u. int. Politik, 5/93) 


Dem deutschen Verbrechen der forcier- 
ten Anerkennung Kroatiens und Sloweni- 
ens folgte das der Anerkennung Bosnien- 
Hercegowinas als eigenständiger Staat. 
Denn diese erste Anerkennung sowie die 
Tatsache, daß die EG und die USA nach 
anfänglichem Zaudern sich dem deutschen 
Schritt anschlossen, war der Beschluß zur 
Auflösung Jugoslawiens. Spätestens damit 
wurde den ethnischen Staatsgründern das 
Signal zum bosnischen Krieg gegeben. 
Bosnien — ein Jugoslawien im Kleinen — 
wurde damit zwangsläufig zum Schlacht- 


feld ethnischer Kantonisierung, dem Ju- 
goslawismus war der Boden entzogen. Den 
kroatischen und serbischen Nationalisten 
in Bosnien konnte nach dieser Logik — 
außer mit Zwang — die eigene ““Selbstbe- 
stimmung” — und sei es als Anschluß an 
ihr jeweiliges Vaterland — nicht mehr 
ernsthaft verwehrt werden. Den Muslimen 
wurde damit quasi der “Auftrag” erteilt, 
von bosnisch-jugoslawischen Staatsbür- 
gern “zu sich selbst” zu finden und sich 
schnellstens eine muslimische “Identität” 
zuzulegen, um im Kampf um die ethnische 
Staatlichkeit mitspielen zu können: ein 
Sieg des deutschen, völkischen Prinzips. 
Es gehört zum deutschen Zynismus, selbst 
in völlig auswegloser Lage diesen Kriegzu 
Hauptlasten der Muslime immer wieder 
angeheizt zu haben, sei es durch die For- 
derung Kohls und Kinkelsnach Waffenlie- 
ferungen, sei es durch die deutsch-ameri- 
kanische NATO-Drohung mit Luftangrif- 
fen auf serbische Stellungen. 


Das deutsche “völkische 
Prinzip” 


Ist der Bogen in die Vergangenheit zu weit 
gespannt, wenn man darauf verweist, daß 
mit dem deutschen Verständnis von Selbst- 
bestimmungsrecht schon einmal Erobe- 
rungspolitik betrieben wurde? Einer der 
nationalsozialistischen “Großraum ’’pla- 
ner, der ‘‘Geopolitiker”” Karl Haushofer, 
beschrieb die Bedeutung der Losung von 
der Selbstbestimmung: ‘Denn eine weilt- 
aussehende Politik eröffnet uns gerade bei 
strenger Achtung vor dem Selbstbestim- 
mungsrecht der großen und kleinen Völker 
... unter dem Wahlspruch ’Ehre, Freiheit 
und Gleichberechtigung ungeheure Mög- 
lichkeiten ... Voraussetzung freilich ist da- 
bei: überlegene Kenntnis der Volksdruck- 
verhältnisse und Herrschaftsformen rings 
um die Erde, die längst ein einheitliches 
Kraftfeld geworden ist.’ Franz Neumann, 
der diese Passage zitiert, kommentiert: 
“Das Selbstbestimmungsrechtistnichts als 
eine Waffe. Man nutze jede aus dem Min- 
derheitsproblem erwachsende Spannung. 
Man schüre nationale und rassische Kon- 
flikte, wo man kann. Jeder Konflikt wird 
Deutschland, dem neuen selbsternannten 
Hüter der Ehre, Freiheit und Gleichbe- 
rechtigung, in die Hände spielen. ’’ (4) 

In Jugoslawien hat die deutsche Politik 
““überlegene Kenntnis der Volksdruckver- 
hältnisse’” bewiesen und alles getan, den 
Konflikt entlang der Frage des Selbstbe- 
stimmungsrechts zu eskalieren. Heute hei- 
ßen die Werte Menschenrechte und Min- 
derheitenschutz, die zu vertreten mit den 
Worten Genschers ‘wir uns von nieman- 
dem übertreffen lassen’. Nachfolger Kin- 


kel machte es ihm prompt nach: ‘/ch lasse 
mich in Menschenrechtsfragen von nie- 
mandem überholen. ’’ (Die Zeit, 10.7.92) 
Die nationalsozialistische Politik setzte 
dem geltenden Recht zum Schutz von Min- 
derheiten das sogenannte Volksgruppen- 
recht entgegen. Anstelle des Vorrangs von 
individuellem Rechtsschutz für Staatsbür- 
ger, die sich einer Minderheit zugehörig 
erklären, setzte das deutsche Recht auf das 
Gruppenrecht und den “nationalen Cha- 
rakter und die Kultur” einer Minderheit. 
Diese Minderheit zu schützen, lag danach 
inder Verantwortung des (deutschen) Mut- 
terlands bis hin zur Einmischung in die 
inneren AngelegenheitendesFremdstaates 
mit deutscher Minderheit, was Neumann 
dendeutschen Rassenimperialismus nennt. 


Elemente davon finden wirheute wieder: 
Fragen der Auslandsdeutschen sind beim 
Bundesinnenministerium angesiedelt, das 
in der Person des Staatssekretärs Waffen- 
schmidt eine rege “Innenpolitik” im Aus- 
land für die ““Volksdeutschen” veranstal- 
tet. Als großer Erfolg deutscher Politik seit 
1990 wird die KSZE-Charta für die Min- 
derheitenrechte gefeiert, die den Schutz 
nationaler Minderheiten zum Menschen- 
recht erklärt. Seither bemüht sich die Bun- 
desregierung noch weitergehend, den 
Schutz von Minderheiten zum Grund für 
die innere Einmischung der KSZE und der 
UNO in andere Staaten zu machen. Unter 
Berufung auf die Situation der irakischen 
Kurden und mit Verweis auf Jugoslawien 
beschloß der Bundestag einen Antrag aller 
Parteien (also auch Bündnis 90/Grüne) mit 
Ausnahme der PDS, daß die Verurteilung 
der irakischen Massaker durch die UNO 
“für die Völkergemeinschaft die Perspek- 
tive eröffnet, aufVerletzungvonMenschen- 
und Minderheitenrechten durch den Ein- 
satz von Zwangsmitteln zu reagieren. Die 
Verletzung von Minderheitenrechten als 
künftige Menschenrechtsverletzung soll 
daher nach Meinung des Bundestags eine 
Intervention von außen ermöglichen, die 
“keine Einmischung in die inneren Ange- 
legenheiten von Staaten darstellt” (Bun- 
destagsdrucksache 12/796, 18.6.91). Zu- 
gleich wird unter bundesdeutscher Ägide 
eine “Charta der europäischen Volksgrup- 
penrechte” für die KSZE erarbeitet. 


Bislang gibt es allerdings Widerstand 
gegen die vor allem vom deutschen Völ- 
kerrechtler Christian Tomuschat, Berater 
bei und Gutachter für die Erstellung der 
kroatischen Verfassung, und seiner Bonner 
Völkerrechtsschule betriebene Änderung 
des internationalen Rechts. (l'omuschat ist 
1.ü. Vorsitzender jener Kommission der 
UNO, die auf Initiative Kinkels Kriegsver- 
brechen in Jugoslawien untersuchen soll 
und von Deutschland mit dem Ziel der 
Bildung eines internationalen Strafge- 
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richtshofs betrieben wird.) Die deutsche 
Klage über die Verweigerung eines neuen 
Minderheitenrechts bemängelt ausdrück- 
lich, daß die Mehrheit in der UNO ‘von 
einer Individualisierung der Rechte von 
Minderheiten ausgeht, die so aussieht, daß 
der einzelne Angehörige einer Minderheit 
Rechte hat, nicht aber die Minderheit an 
sich (!)’’ (Heintze/Worku, siehe Anm. 2). 


Die Tradition deutscher Einflußnahme 
über die Auslandsdeutschen in anderen 
Ländern ist lang. Schon vor dem Ersten 
Weltkrieg gehörte es zu den strategischen 
Zielen der ““Alldeutschen”, die Auslands- 
deutschen zu einem “Eckpfeiler” der Ost- 
expansion vor allem inRußlandzumachen. 
Das 1917 gegründete “Deutsche Auslands- 
institut”, das während der Weimarer Re- 
publik rege tätig war, verfaßte eine “Zen- 
tralkartei über das Deutschtum im Aus- 
land”, deren Zweck “die Vorbereitung der 
Wiederherstellung von Beziehungen zu 
dem in Rußland verbliebenen Deutschtum, 
sowie überhaupt die Bereithaltung der 
Rußlanddeutschen für ihren in Zukunft 
etwa möglichen Einsatz in Rußland’ war. 


Die Nationalsozialisten schufen dann 
den Begriff des ““Volksdeutschen” als 
Grundlage einer Rechtsvorstellung vom 
“Naturrecht des Vertrauens in das Mutter- 
land’, die das international geltende Recht 
zum Schutz von Minderheiten ablösen soll- 
te. Von diesem “Naturrecht” leitete sich 
die ““Obhutspflicht”” des deutschen Staates 


cha ke. % 
et inne einer Abstammungsge- _ nationale Selbstverständnis« rhebich voneina 
meinschaft und ich 1 der universalistischen 


für alle diejenigen ab, die als Deutsche 
definiert wurden. Unterschieden wurde da- 


nach zwischen Personen “deutscher 
Volkszugehörigkeit”” (mit deutscher 
Staatsangehörigkeit) und ““Volksdeut- 


schen”, worunter “deutsche Volkszugehö- 
rige fremder Staatsangehörigkeit’ ver- 
standen wurden, also jene heutigen Aus- 
landsdeutschen, die wir zumeist als einrei- 
sende Aussiedler kennen. Damit warrecht- 
lich die Möglichkeit derEingliederung die- 
ser ‘““Volksdeutschen” ins Deutsche Reich 
ebenso geschaffen wie die willkürliche 
Ausweitung des “bekennenden” Perso- 
nenkreises. Die nationalsozialistische 
“‘Germanisierungspolitik” berief sich auf 
dieses Rechtskonstrukt des Deutschen (5). 


Das deutsche Staatsbürgerrecht, auf 
Blutsbanden basierend (ius sanguinis, sie- 
he nebenstehenden Kasten), ist der Kern 
rechtlicher und politischer Ableitungen, 
die ich mit dem “völkischen Prinzip” in 
der Politik bezeichnet habe. Während viel 
über doppelte Staatsbürgerschaft diskutiert 
wird, steht dieses Blutsrecht kaum zur De- 
batte. Daß daran festgehalten wird, obwohl 
es sich um einen rechtlichen Anachronis- 
mus handelt, dürfte m.E. in seiner Funktio- 
nalität liegen: Es hält Einmischungsmög- 
lichkeiten ebenso offen. wie es den Rechts- 
anspruch Deutschlands aufdieGrenzen des 
Reichsgebiets von 1937 ausdehnt. Zwar 
sind diese Grenzen in zweiseitigen Ver- 
trägen garantiert, doch hat die deutsche 


Politik zukeiner Zeit daraufverzichtet, sich 
die Option auf diese Gebiete im Grundge- 
setz offenzuhalten. Zugleich erweist sich 
am Beispiel Jugoslawiens und der Tendenz 
der Ethnisierung inner- und zwischenstaat- 
licher Konflikte, daß dieses deutsche Prin- 
zip in der Tradition des Rassenimperialis- 
mus politisch funktional und zukunfts- 
trächtig ist. 


Heiner Möller 


Anmerkungen: 

1) Siehe zum slowenischen Nationalismus: Moj- 
mir Krizan, Zur Diskussion einer "Gesellschaft 
aller Bürger” in Jugoslawien (Osteuropa, 4/89); 
ders., Nationalismen in Jugoslawien, Osteuropa 
2/92 — (Krizan spricht vom “europafreundlichen 
Nationalismus” Sloweniens); Milica Bakic-Hay- 
den/Robert M. Hayden, Orientalist Variations on 
the Theme “Balkans”, Slavic Review 51, 1/92 
2) siehe dazu: Norbert Ropers/Peter Schlotter, 
Minderheitenrechte und Staatsverfall, Normbil- 
dungen im KSZE-Prozeß, in: Blätter fürdeutsche 
und internationale Politik 7/93; Heintze/Worku, 
Golfkrieg und Jugoslawienkrise — Einwirkungen 
auf das Völkerrecht, in: Sicherheit und Frieden 
1/92 

3) Vergleiche dazu die Diskussion in Joseph 
Marko/Tomislav Boric, Slowenien — Kroatien — 
Serbien, Die neuen Verfassungen, Wien 1991 
(hier vor allem S. 92) 

4) Franz Neumann, Behemoth. Struktur und Pra- 
xis des Nationalsozialismus 1933-1944, 1944 
veröffentlicht, Frankfurt 1984 (S. 185) 

5) Zur “Germanisierungspolitik” siehe insbeson- 
dere: Martin Broszat, Nationalsozialistische Po- 
lenpolitik 1939-1945, Stuttgart, 1961 
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Volkstumspolitik und Grenzrevision 


Die Kontinuität deutscher Politik am Beispiel Polen 


Mit dem Zusammenbruch des RGW und 
dem Antritt bürgerlicher Regierungen in 
Osteuropa ergab sich für die BRD erstmals 
die Möglichkeit, eine eingreifende Politik 
für die sogenannten deutschen Minderhei- 
tenin Osteuropazubetreiben. Diese Politik 
ersetzte die Bemühungen um Auswande- 
rung der Deutschen “in die Heimat”. Das 
Wiederaufleben der “Deutschtumspoli- 
tik” der deutschen Großmacht fällt auf den 
“fruchtbaren Boden” extremer politischer 
und ökonomischer Schwäche jener Staaten 
in Osteuropa, die noch zählbare deutsche 
Minderheiten haben. Bei allen Unver- 
schämtheiten, der die polnische und tsche- 
chische Regierung von Seiten der Bundes- 
regierung ausgesetzt sind, verbleibt die of- 
fizielle Minderheitenpolitik im Rahmen di- 
plomatischer Gepflogenheiten, offenerRe- 
vanchismus wird vermieden. Das hat Tra- 
dition. 

Wie auch nach dem Zweiten Weltkrieg 
war Grundprämisse deutscher Polenpolitik 
nach 1919die Nichtanerkennung der Gren- 
zen, mit dem Ziel ihrer Revision. Der so- 
zialdemokratische Reichsaußenminister 
Hermann Müller erklärte in der National- 
versammlung am 23.7.1919: “Wir lassen 
keinen Zweifeldarüber, daß es uns mitdem 
Willen zur Erfüllung der Vertragsver- 
pflichtungen bis zur Grenze unserer Fähig- 
keiten ernst ist, aber darüber auch nicht, 
daß wir mit allen loyalen Mitteln die Revi- 


sion dieses Vertrages erstreben werden.’ 


(1) Dahinter stand das Konzept der Siche- 
rung des Friedens und der Einbindung in 
den Westen als ‘Voraussetzung für ein 
Wiedererstarken Deutschlands ', der dann 
als ‘große Aufgabe” die ‘Korrektur der 
Ostgrenzen’’ (Stresemann) (2) zu folgen 
habe. Dashatunverkennbare Parallelen zur 
Politik nach 1945 - erinnert sei hier nur 
daran, daß vom ersten deutsch-polnischen 
Vertrag unter Willy Brandtbis zu den jüng- 
sten Vertragsverhandlungen unterKohldie 
Anerkennung der polnischen Grenze als 
endgültige immer unter den Vorbehalt ei- 
nes Friedensvertrages gestellt wurde. 


‘Mehr oder weniger illusorische Er- 
wägungen einer militärischen Aktion ge- 
gen Polen’ (1) zur Grenzkorrektur wurden 
spätestens mit dem Locamo-Vertrag 1925 
aufgegeben, von Verhandlungen mit der 
polnischen Regierung versprach Strese- 
mann sich nichts. Er knüpfte vielmehr in 
jenen Jahren Erwartungen an einen wirt- 
schaftlichen Zusammenbruch Polens. In 
einer Geheimbesprechung der Staats- und 
Ministerpräsidenten im November 1925 


(2) erklärte Stresemann, es sei anzustreben, 
“eine endgültige und dauerhafte Sanie- 
rung Polens so lange hinauszuschieben, bis 
das Land für eine unseren Wünschen ent- 
sprechende Regelung der Grenzfrage reif 
und bis unsere Machtstellung genügend 
gekräftigtist. ’EineLösungderGrenzfrage 
sei nicht zu erreichen, “ohne daß die wirt- 
schaftliche und finanzielle Notlage Polens 
den äußersten Grad erreicht und den ge- 
samten polnischen Staatskörper in einen 
Zustand der Ohnmachtgebrachthat. Man 
hoffte, daß Deutschland dann durch Mit- 
wirkung bei einer ‘Sanierung’ Polens ent- 
weder ‘den Korridor zurückkaufen 'könn- 
te, oder aber durch revolutionäre Entwick- 
lungen in Polen ein “Eingreifen Deutsch- 
lands erforderlich’’ würde. 

Ähnliche Planspiele sind heuzutage aus 
den Reihen der Vertriebenen und aus FAZ- 
Leserbriefen bekannt. Klarist auch, daß die 
unter Willy Brandt begonnene Politik der 
exzessiven Kreditvergabe, des “Wandels 
durch Handel”, ihren Anteil an der ökono- 
mischen Dauerkrise des heutigen Polen hat 
— und daß es keinerlei Interesse an einer 
“dauerhaften Sanierung” Polens gibt. 
Denn diese würde den Zustand wirtschaft- 
licher Abhängigkeit und politischer Er- 
preßbarkeit Polens durch die BRD beenden 
und damit ihren von der polnischen Regie- 
rung notgedrungen geduldeten Einfluß auf 
die Neuformierung der deutschen Minder- 
heit im westlichen Polen. 


Geheime Infiltration 


Zur Aufrechterhaltung des Revisionsan- 
spruches unabdingbar war (und ist) der 
Erhalt der deutschen Minderheit. Sie, wie 
auch die Landsmannschaften im Reichsge- 
biet, waren ein wichtiger Bestandteil deut- 
scher Innen- und Außenpolitik der Weima- 
rer Republik — doch verblieb diese Politik 
immer im Bereich indirekter und verdeck- 
ter Einflüsse. Die Konsulate und Gesandt- 
schaften wurden systematisch aus dem 
“aktiven Bereich der Deutschtumspolitik 
herausgehalten. Eine Beteiligung andieser 
Aufgabe hätte für die deutschen Vertretun- 
gen ein unnötig großes Risiko dargestellt, 
da sich das Mißtrauen der polnischen Be- 
hörden vornehmlich gegen sie wandte. Die 
Aktivitäten der diplomatischen Vertretun- 
gen gingen aus diesem Grunde nach außen 
nie über die Möglichkeiten hinaus, die ih- 
nen das allgemeine Völkerrecht... bot. ’”’(3) 
Eine direkte politische oder materielle Un- 
terstützung der deutschen Minderheiten 


durch die Reichsregierung hätte unweiger- 
lich den Einspruch der Siegermächte nach 
sich gezogen, Deutschland dem Vorwurf 
des Revanchismus und die deutsche Min- 
derheitdem desLandesverrates ausgesetzt. 


Von Seiten der Reichsregierung begann 
man nach Formen der Unterstützung zu 
suchen, die die Deutschtumspolitik dem 
Einblick derzurechtmißtrauischen Staaten 
Osteuropas und der Entente entzog. Da die 
Siegermächte auch die Haushaltskontrolle 
über die Ausgaben der Reichsregierung 
ausübten, konnten keine Mittel zugunsten 
der deutschen Minderheiten im offiziellen 
Budget auftauchen. Aus Gründen der Ge- 
heimhaltung wurden im zuständigen 
Außenministerium keinerlei Akten über 
beteiligte Organisationen oder Personen 
angelegt. Entscheidungen wurden bei Zu- 
sammenkünften bestimmter Personen ge- 
fällt, die Einbindung einzelner Abgeordne- 
ter aller Fraktionen bis auf Kommunisten 
und Nationalsozialisten garantierten den 
stillschweigenden parteiübergreifenden 
Konsens. Das Auswärtige Amt wies die 
Gesandtschaften in Kopenhagen, War- 
schau, Wien und Prag in einem Brief vom 
29.9.1922 an: ‘Das Reich muß sehr vor- 
sichtig operieren und in dieser Arbeit stark 
zurücktreten, vermieden werden sollte al- 
les, was nach Irredenia’ oder ’deutscher 
Propaganda’ aussieht.’ (“Irredenta” ist 
eine politische Bewegung zum Wiederan- 
schluß abgetrennter Gebiete.) 


Dies galt jedoch nur für die von der 
Reichsregierung geschaffenen Tarnorga- 
nisationen, ansonsten wardie anwachsende 
Irredentabewegung dem Auswärtigen Amt 
(AA) nurrecht. So schrieb der Gesandte in 
Warschau, Rauscher, an das Auswärtige 
Amt: “Das einzige, was zum mindesten in 
meinem Amtsbezirk vollkommen unnötig 
ist, ist die Schaffung einer Irredenta. Die 
existiert und wächst, ganz ohne Zutun ir- 
gendeiner amtlichen Stelle; im Gegenteil, 
die Gesandtschaft wird eher zu tun haben, 
sie vor unklugen Ausbrüchen zurückzuhal- 
ten und sie realpolitisch einzustellen.’ (4) 


Um keinerlei Rückschlüsse auf Aktivi- 
täten eines Reichsministeriums zuzulas- 
sen, wurden vom Auswärtigen Amt ver- 
schiedene “private” Organisationen und 
Firmen gegründet, über die während der 
ganzen Zeit der Weimarer Republik, z.T. 
bis zur Wiedereroberung der betreffenden 
Gebiete im Zweiten Weltkrieg, die 
Deutschtumspolitik der Reichsregierung 
abgewickelt wurde. 
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Zur Verhinderung der Ausschaltung der 
deutschen Presse beschloß man in Berlin 
— noch vor der offiziellen Abtretung der 
“Ostprovinzen” anPolen—, “‘dasgesamte 
deutsche Pressewesen in dem Abtretungs- 
gebiet in die Hand zu bekommen.” Zur 
Unterstützung bzw. zum Aufkauf der Zei- 
tungen samt Druckereibetrieben wurde im 
Januar 1920 aus Mitteln geheimer Reichs- 
fonds die “Konkordia Literarische Gesell- 
schaft’ gegründet. Sie kaufte zunächst in 
Polen, später auch anderswo, alle deut- 
schen l'ages- und Lokalzeitungen auf. Ge- 
rade durch die scheinbare Beibehaltung 
einer auch parteipolitischen Meinungsviel- 
falt konnte das Auswärtige Amt seine Po- 
litik in allen Kreisen der deutschen Min- 
derheit erfolgreich propagieren. 


Organe der Einflußnahme 


Um den Erhalt deutscher Schulen küm- 
merte sich zunächst der “Ostausschuß”, 
eine aus Abgeordneten gebildete überpar- 
teiliche Parlamentariergruppe, der seine 
Aufgabe zunächst im Kampf um den Ver- 
bleibderGebietebeim Reich gesehenhatte. 
Nach der Unterzeichnung des Friedensver- 
trages machte er sich die “Erhaltung des 
Deutschtums” zur Hauptaufgabe. Nach 
seiner Umwandlung zur ‘Deutschen Stif- 
tung’ avancierte er unter dem ehemaligen 
Regierungsrat des Preußischen Innenmini- 
steriums Krahmer- Möllenberg zum “ent- 
scheidenden Instrument der Deutschtums- 
politik des Auswärtigen Amtes.’ (3) Nach 
außen hin war die “Deutsche Stiftung” ein 
eingetragener Verein, in Wirklichkeit je- 
doch eine verschleierte Dienststelle des 
Auswärtigen Amtes, die seit Beginn der 
Inflation fast ausschließlich ausReichsmit- 
teln finanziert wurde und als Finanzie- 
rungs- und Kontaktorgan zu den deutschen 
Organisationen zuerst nur in Polen, später 
im gesamten europäischen Ausland diente. 
‘Diese Aufgabe hatdie... Deutsche Stiftung 
von ihrer Gründung bis zu ihrer Auflösung 
im Jahre 1939, nach dem Einmarsch in 
Polen,... erfüllen können. ’’(3) Die Stiftung 
bediente sich ihrerseits zweier sogenannter 
Selbstverwaltungsorgane, des Deutschen 
Schulvereins in Bromberg und der Deut- 
schen Vereinigung im Sejm und dem Senat 
in Bromberg. ‘Die Notwendigkeit der Ge- 
heimhaltung entzog die Deutschtumspoli- 
tik jeder öffentlichen Diskussion nicht nur 
im Parlament, sondern auch innerhalb der 
Parteien.’ (3) 

Nach dem Friedensvertrag entstanden in 
Polen zwei Deutschtumsorganisationen, 
die gewerkschaftsnahe “Zentral-Arbeits- 
gemeinschaft der deutschen Parteien’ 
(ZAG)undder “Deutschtumsbund’’. Maß- 
geblich fürdiese Gründungen war auch das 
von der Fntente Polen auferlegte Minder- 


heitenschutzabkommen vom 28.6.1919, 
das zwar keinen offiziellen Kontakt zwi- 
schen den Regierungsstellen im Reich und 
der ‘deutschen Volksgruppe” ın Polen er- 
möglichte, aber einige Vergünstigungen 
bot. Das Recht zum Aufbau von Wohl- 
fahrtsverbänden, religiösen und sozialen 
Einrichtungen sowie auf Vereinsbildung 
bewirkte eine umfassende und intensive 
Organisierungderdeutschen Volksgruppe. 
‘Die Vorstände der deutschen Organisa- 
tionen stellten... die Bezugsgruppen für die 
deutsche Politik dar. ”’ (3) 

Anfang 1920 wurden im Auswärtigen 
Amt Überlegungen angestellt, wie die 
ZAG, die mit ihrem Einfluß unterliegenden 
Zeitungen ein breites Publikum in den ab- 
getretenen Gebieten anzusprechen ver- 
mochte, als Störfaktor der eigenen 
Deutschtumspolitik ausgeschaltet werden 
könnte. Sie wurde schließlich vom Aus- 
wärtigen Amt planmäßig finanziell ausge- 
trocknet und politisch kaltgestellt, was den 
rechtskonservativen “Deutschtumsbund” 
zur einzigen Vertretung der Deutschen in 
Polen machte. “Die Organisation des 
Deutschtums, die, von außen betrachtet, 
aus der Volksgruppe selbst zu wachsen 
schien, entstand also in Wirklichkeit auf 
Druck oder zumindest Anregung, in jedem 
Falle aber nach den Vorstellungen des AA 
und seiner Hilfsorgane und den Notwen- 
digkeiten der deutschen Außenpolitik. ’’(3) 


Autonomie vs. Integration 


Als wichtigste Aufgabe sah das AA den 
Erhalt der deutschen Minderheiten und die 
Abwehrjeder Assimilationan. 1926konnte 
Deutschland im Völkerbund die deutsche 
Definition von “Minderheitenrecht” weit- 
gehend durchsetzen: Dauerhafte national- 
kulturelle Autonomie kontra Integration. 
“Das Auswärtige Amt betrieb in Polen und 
speziellinden abgetretenenGebietenkeine 
auswärtige Kulturpolitik im herkömmli- 
chen Sinne. Hier wurde nicht versucht, mit 
den Mitteln der kulturellen Selbstdarstel- 
lung eine Art Sympathiewerbung für 
Deutschland bei den Polen gleich welcher 
nationalen Herkunft durchzuführen. Die 
gesamten Bemühungen dienten vielmehr 
dem Ziel,... die Angehörigen der deutschen 
Minderheit in ihrem Deutsch-Sein zu stär- 
ken, um die deutsche Volksgruppe als ei- 
genständigen kulturellen Faktor zu erhal- 
ten.” (3) Doch man wollte sich von Anbe- 
ginn nicht auf das “Konservieren” be- 
schränken, die ‘Kräftigung des Deutsch- 
tums über seinen jetzigen Bestand "hinaus, 
d.h. die Rückkehrmöglichkeiten Abge- 
wanderter, galten alserstrebenswertesZiel. 

Infolge der starken Abwanderung aus 
den abgetretenen Gebieten sahman “inder 
Ostmarkdie (refahr einer fastvölligen Ent- 


germanisierung. ” Als ein erstes Mittel ge- 
gen diese Tendenzen beschloß man eine 
Verschärfung der Einreise-, Paß- und Vi- 
sabestimmungen und eine härtere Ausle- 
gung der Verdrängteneigenschaften (heute 
““Vertriebene””), die Grundlage von Ent- 
schädigungsansprüchen im Reich waren. 
Dochauchdieserwiessichalsungenügend, 
so daß nach 1924 neben der Finanzierung 
deutscher Schulen und Kindergärten die 
“Stützung wirtschaftlich schwacher Ele- 
mente ’ zentrale Bedeutung bekam. Erstes 
Ziel dieser Bemühungen war “das ın den 
abgetretenen Gebieten noch vorhandene 
Deutschtum — etwa 350.000 von 1,3 Mio. 
— ... durch Sicherstellung seiner wirt- 
schaftlichen Existenz (zu kräftigen)..., um 
später die Aufrollung der Frage der Grenz- 
revision zu erleichtern.” (5) Im Rahmen 
der “Sicherung des deutschen Besitzstan- 
des” trat die Landwirtschaft, vor allem der 
Großgrundbesitz, in den Mittelpunkt der 
Bemühungen. 

Doch es ging nicht nur um die Sicherung 
der deutschen Position, sondern auch deren 
Ausbau. Nach dem Aufbau des Ossa-Kon- 
zes stand ab 1926, zunächst für Danzig 
und Oberschlesien, einumfangreicherKre- 
ditapparat zur Verfügung, der seine Tätig- 
keit später auf die Tschechoslowakei und 
Südosteuropa ausdehnte. Mit Krediten in 
einer Gesamthöhe von 40 Millionen Mark, 
wiederum aus Fonds des Reichsetats, “die 
an sich für andere Zwecke ’’ bestimmt wa- 
ren (6), wurden zwischen 1925 und 1928 
‘422 Objekte aus polnischer in deutsche 
Hand überführt.” (3) Weitere Kredite und 
Unterstützungen in Höhe von 60 bis 70 
Mio. RM erhielt die Großindustrie in Ost- 
Oberschlesien. 

Neben der Stärkung der politischen An- 
sprüche Deutschlands an Polen und der 
Offenhaltung der territorialen Revision, 
versprach man sich von den Millionenbei- 
trägen, die Jahr für Jahr an die Deutschen 
in Polen flossen, daß ihre Unterstützung 
dort “mit Rücksicht auf die Valutaverhält- 
nisse beider Länder” (7) billiger wäre als 
ihre Eingliederung in das deutsche Wirt- 
schaftsleben. 

Norbert Friedrich Krekeler schreibt dazu 
(3): ‘In der Außenpolitik mußten solche 
Maßnahmen jedoch eine völlig neue Di- 
mension gewinnen, da sie Ausdruck einer 
Politik waren, die sich im Grunde gegen 
die Existenz des anderen Staates richtete, 
indem sie ein bestimmtes Gebiet mit einer 
spezifischen Bevölkerung von der Integra- 
tion in den fremden Staat — nicht allein 
von der Assimilation — bewußt und plan- 
mäßig abzuhalten versuchte.’ 

Auch in der ersten Phase der nationalso- 
zialistischen Herrschaft behielten die 
Grundsätze der Deutschtumspolitik ihre 
Gültigkeit wie auch ihre Zuständigkeit in- 
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nerhalb von Ministerien und Organisatio- 
nen. Mittels der Gleichschaltung gelang 
eine lückenlose Kontrolle und Vereinheit- 
lichung der bis dahin nur unzulänglich un- 
ter einen Hut gebrachten diversen Vereine 
und Interessenverbände des Deutschtums. 


Von der kulturellen zur 
biologischen Überlegenheit 


In den Vordergrund der Argumentation 
geriet der Rassegedanke. Entsprang der 
überhebliche Zug deutscher Ostpolitik bis- 
langdem Gefühlkulturellerund wirtschaft- 
licher Überlegenheit (“die polnische Kul- 
tur mit ihrem weit verbreiteten Analphabe- 
tentum ” sei “der deutschen weit unterle- 
gen’ - Schreiben des Reichskriegsmini- 
sters a.d. Preuß. Staatsministerium v. 
12.1.1919 (1) - so kam jetzt die Überzeu- 
gung vonderdeutschen biologischen Über- 
legenheit dazu. 

‘Die Weimarer Republik hatte dem 
nationalsozialistischen Regime das 
deutschtumspolitische Instrumentarium 
des AA und auch die Organisationen der 
deutschenMinderheit in Europavererbt— 
angesichts der Dominanz konservaliv- 
nationalistischer Vorstellungen zwar nicht 
ideologisch gleiche, doch für die deutsche 
expansionistische Außenpolitik sehr 
brauchbare Hilfstruppen, die gewöhnt wa- 
ren, ihren Kurs immer nach dem des Rei- 
ches auszurichten.” (3) 


Statt offener Grenzen... 


Zum Abschluß möchte ich einige nicht 
zufällige Ähnlichkeiten zwischen der heu- 
tigen Deutschtumspolitik und der der Zwi- 
schenkriegszeit in Thesenform aufzeigen: 

* Die Bundesregierung hat durch ent- 
sprechende Abkommen (Grenz-und Nach- 
barschaftsvertrag mit Polen, Charta zum 
Schutz von Minderheiten im Rahmen der 
KSZE)den Rahmen fürdieNeuformierung 
der deutschen Minderheiten in Osteuropa 
geschaffen. Die Organisierung und Unter- 
stützung der deutschen Minderheiten ge- 
schieht offiziell nicht durch die Bundesre- 
gierung und die deutschen Konsulate, son- 
dern von scheinbar unabhängigen und pri- 
vaten Organisationen wie dem ‘Verein für 
das Deutschtum im Ausland” (VdA) und 
insbesondere den Vertriebenenverbänden 
aus. Die von diesen Organisationen und 
Vereinen privat aufgebrachten Mittel ste- 
hen in keinem Verhältnis zu ihren umfang- 
reichen und kostspieligen Aktivitäten in 
Osteuropa. Durch ihre überwiegende Fi- 
nanzierung durch die Bundesregierung 
kann man sie als heimlichen verlängerten 
Arm bundesdeutscher Außenpolitik be- 
zeichnen 


* Heute wie damals würde sich die (Bun- 
des)Regierung hüten, eine Irredentabewe- 
gung zu unterstützen. Dies würde unwei- 
gerlich internationale Proteste nach sich 
ziehen und die Bundesregierung dem Vor- 
wurf des Revanchismus aussetzen. Daß 
große Teile der in Westpolen in ‘‘Freund- 
schaftskreisen”” organisierten ‘‘Deut- 
schen” darauf setzen, daß ““Oberschlesi- 
en’ auch eines Tages mit der BRD wieder- 
vereinigt wird — eine Vision, die von den 
Vertriebenen lanciert wurde — ist aber für 
die Bundesregierung keineswegs ein 
Grund, ihnen den Geldhahn zuzudrehen. 

* Die scheinbar urwüchsige Entstehung 
der Vereine der deutschen Minderheiten in 
Osteuropa und ihre Zusammenschlüsse zu 
Dachorganisationen wurde von den Ver- 
triebenenverbänden mit Unterstützung der 
Bundesregierung betrieben, da eine ein- 
heitliche Vertretung leichter beeinflußbar 
und steuerbar ist. Jene Vereine der deut- 
schen Minderheit in Polen, der Tschechi- 
schen und Slowakischen Republik, die ent- 
weder noch der KP nahestehen oder aus 
anderen Gründen auf Grenzanerkennung 
oder Integration in die jeweiligen Staaten 
setzten, erhielten keine finanziellen Mittel 
mehrund wurden damit auch politisch kalt- 
gestellt. 

* Im Rahmen der Vertragsverhandlun- 
gen mit Polen und der ehemaligen CSR 
wurde von Seiten der Bundesregierung 
überMaßnahmen zum Erhaltderdeutschen 
Minderheiten hinaus auch auf Rückkehr- 
möglichkeiten samt Rückerhalt ehemali- 
gen Besitzesfürdie 1945 Vertriebenenoder 
später ın die BRD Ausgereisten gedrängt. 
Mit der Rückkehr ehemaliger Vertriebener 
könnte die deutsche Minderheit auch in 
jenen Teilen Polens, wo sie heute kaum 
noch von Bedeutung ist oder in Tschechien 
und der Slowakei wieder zum bedeutenden 
ökonomischen und damit auch politischem 
Faktor werden. 


„offene Grenzfragen 


* Wie in der Zwischenkriegszeit legt die 
deutsche Regierung auch heute Wert auf 
nationalkulturelle Autonomie der deut- 
schen Minderheiten zur Verhinderung der 
Integration bzw. Assimilation in Osteuro- 
pa. Insbesondere in der Sowjetunion wird 
dieses auch im Rahmen der KSZE vertre- 
tene Konzept durch die Gründung deut- 
scher Rayons oderder Wolga-Republik mit 
eigener Ökonomie und Verwaltung zu ei- 
ner regelrechten Ausgliederung aus dem 
russischen Staat zugespitzt. Doch auch die 
von der deutschen Minderheit in Polen mit 
deutscher Unterstützung erhobene Forde- 
rung nach einem autonomen Status für 
Oberschlesien dürfte kaum einem besseren 
Zusammenleben dienen, sondern sich viel- 


mehr langfristig als gegen den polnischen 
Staat gerichtet erweisen. 

* Die mit erheblichem finanziellen Auf- 
wand seit der Wiedervereinigung betriebe- 
ne “Rekultivierung” deutscher Minderhei- 
ten in Osteuropa dient öffentlich dem 
Zweck, ihre Einwanderung nach Deutsch- 
land zu verhindern. Auch Gustav Strese- 
mann (Denkschrift vom 13.1.1925) for- 
derte in der Zwischenkriegszeit “alles zu 
tun”, um die deutschen Minderheiten ‘im 
Kampf um die Erhaltung ihres Deutsch- 
tums zu unterstützen und hierbei keinMittel 
unversucht zu lassen, auch dann, wenn die 
Wirksamkeit der Hilfe nicht mit voller Si- 
cherheitvorauszusehen istundder erhoffte 
Erfolg langsam eintreten kann.” 

Das Ziel der Sicherung ‘kultureller 
Selbstverwaltung” und “eigennationaler 
Gesinnungsschulen” benannte Strese- 
mann am Schluß seiner Denkschrift: “Die 
Schaffung eines Staates, dessen politische 
Grenze alle deutschen Volksteile umfaßt, 
die innerhalb eines geschlossenen deut- 
schen Siedlungsgebietes in Mitteleuropa 
leben und den Anschluß an das Reich wün- 
schen, istdas ferne Zieldeutschen Hoffens, 
die schrittweise Revision der politisch und 
wirtschaftlich unhaltbarsten Grenzbestim- 
mungen der Friedensdiktate (polnischer 
Korridor, Oberschlesien) das nächstlie- 
gende Ziel der deutschen Außenpolitik.’ 

Das westliche Polen, dasneben Rußland 
die größte und geschlossenste deutsche 
Minderheit hat, grenzt heute wieder an 
Deutschland. Damals wie heute gilt: Ohne 
Erhalt der “deutschen Volksgruppe” kann 
kein Anspruch auf Revision einer Grenze 
oder auf Europäisierung oder Internationa- 
lisierung bestimmter Regionen erhoben 
werden. Insofern war es konsequent, daß 
die Anerkennung der polnischen West- 
grenze für Kohl stets nur als Preis für die 
deutsche Wiedervereinigung akzeptiert 
wurde. 


Sabine Roisch 
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Der Fall Türcke 


Rassismus konkret: ein Vortrag mit Folgen 


Rassismus auf dem “konkret”-Kongreß? 
— Hermann L. Gremliza winkt müde ab: 
Christoph Türcke, Philosoph undkkritischer 
Theoretiker (1), habe keinesfalls, wie Bet- 
tina Hoeltje behaupte, “von der Hautfarbe 
ausgehend ... auf innere Disposition’ ge- 
schlossen. Den Unterschied zwischen Pro- 
fessor und Kritikerin bilde jener ‘zwischen 
einem Gedanken und einem Gerede” (2). 
Zwar greift er ihn dann auch noch an, der 
Gremliza den Türcke, doch für den Kern 
des Konflikts ist der Bescheid des ‘‘'kon- 
kret”’-Herausgebers eindeutig. Mit Verve 
stellt er sich vor seinen Autor, versteigt sich 
gar dazu, sich den Kongreß-Redetext sei- 
nes Schäfchens inhaltlich zur Gänze als 
“richtig” zueigen zu machen (3). 

Solche Reaktionen auf Türckes Text — 
Gremlıza steht als Beispiel für einen Groß- 
teil des Kongreß-Publikums — zwingen 
dazu, dessen Erwägungen über zu unter- 
scheidende “Rassen”, “schwarze, weiße, 
gelbe, rothäutige Variante(n) der Mensch- 
heit’, etwas genauer in den Blick zu neh- 
men. 


“.. Temperament, Neigung, 
Begabung, Charakter...” 


Türcke macht zunächst Unterschiede in 
“Wuchs, Gestalt, Farbe, Sprache und Sit- 
ten’ zwischen verschiedenen Völkerschaf- 
ten aus, die ‘keine Erfindung”, sondern 
“simple Tatsachen’ seien. Er suggeriert, 
AntirassistInnen leugneten Unterschiede 
als solche, wo sie in Wirklichkeit die Bio- 
logisierung von — realen und angeblichen 
— gesellschaftlich ausgeprägten Differen- 
zen verurteilen. Mit der Koppelung von 
erblichen Merkmalen (z.B. “Farbe ’’) und 
sozialen Kategorien (z.B. ‘Sitten ’’) deutet 
bereits der erste Satz Türckes ein rassisti- 
sches Gegenkonzept an. 

Der zweite Satz bestärkt diese Vermu- 
tung — er lautet: ‘Es gibt nun einmal 
Menschengruppen schwarzer, weißer, gel- 
ber oder rötlicher Hautfarbe, die sich 
durch die Gemeinsamkeit erblicher Merk- 
male signifikantvon andernunterscheiden, 
und so unmöglich es ist, genau anzugeben, 
wie weit dieser Merkmalsunterschied sich 
über die Hautfarbe hinaus auf Tempera- 
ment, Neigung, Begabung, Charakter er- 
streckt, so absurd wäre es, ihn zu leugnen 
und so zu tun, als bedeute der Unterschied 


zwischen schwarzer und weißer Hautfarbe 
nicht mehr als der zwischen einem roten 
und grünen Anorak.” '\ürcke stellt hier 
zwei Ansichten zueinander in Opposition. 
Die einen — die idealtypischen Antirassi- 
stInnen —leugnen, daßsichder Merkmals- 
unterschied “Hautfarbe’’ vererbe, und be- 
haupten, erbedeutenichtmehralsdie Farbe 
eines Anoraks. Diese Leute gelten als dis- 
qualifiziert, indem Türcke ihnen offen- 
sichtlich Unsinniges —dieLeugnungjeder 
Vererbung — unterstellt. Die anderen — 
Türcke und andere Vernunftbegabte — se- 
hen, daß ‘“Hautfarbe’”’ erblich ist und daß 
sich daran Unterschiede in “Temperament, 
Neigung, Begabung, Charakter” knüpfen. 
Die Tatsache der Verknüpfung gilt als ge- 
sichert, wenn auch jene nicht quantifiziert 
werden könne. Mit der Aufzählung: ‘Tem- 
perament, Neigung, Begabung, Charak- 
ter” schöpft Türcke die begrifflichen Mög- 
lichkeiten, ein Ensemble innerer Gegeben- 
heiten an die Vererbung von Hautfarbe zu 
koppeln, wohl maximal aus. 

Daß dem Sprachkritiker Gremliza die 
Tatsache verborgenblieb, daß hier — exakt 
wie Hoeltje beschrieb— von der Hautfarbe 
auf die “innere Disposition’ geschlossen 
wird, isteinunerklärliches Phänomen. Ver- 
tritt Türckes Text damit eine rassistische 
Konzeption? — Versuchen wir einmal, ei- 
nen möglichstenggefaßten, möglichst kon- 
sensfähigen Arbeitsbegriff von “Rassis- 
mus ”zufinden. Dermüßte Rassismus wohl 
in etwa als eine Ideologie/Praxis definie- 
ren, die 
1. eine bestimmte Zielgruppe stigmatisiert 
— enggefaßt: eine solche Gruppe, die an 
äußerlichen Merkmalen bestimmt, und als 
‘Rasse ” bezeichnet wird; 

2. dieser Gruppe ein Ensemble von Eigen- 
schaften, Merkmalen und Fähigkeiten als 
gemeinsame zuweist, welche als unverän- 
derlich gelten. Eine enggefaßte Definition 
wird dies als rassistisch vielleicht nur be- 
zeichnen, wenn (fiktive oder tatsächliche) 
Merkmale sozialen Ursprungs als vererb- 


‚lich eingestuft werden; 


3.solche Zuschreibungen miteiner Abwer- 
tung/ mit der Ausübung von Herrschaft/ 
mitderErlangung von Vorteilen verknüpft. 

Bei Türcke sind — wie wirsehen werden 
— alle diese Merkmale gegeben. Daß er 
von “Rassen” spricht, liegt auf der Hand, 
ebenso, welch weitreichende Zuschreibun- 


gen er mit “Rasse ”’ verbindet. Auch über 
seine Vorstellung von Erblichkeit läßt er 
keinen Zweifel aufkommen: Türcke 
schreibt, der “Stoffwechselprozeß’’ zwi- 
schen Mensch und Natur habe “den Men- 
schen zahllose Verschiedenheiten ein- und 
aufgeprägt, und wenn man den eindeutig- 
sten und haltbarsten davon, die so tief im 
Jeweiligen Kollektiv sitzen, daß sie sich 
unweigerlich vererben, mitwem die betref- 
ende Person sich auch paare, den Namen 
der Rasseeigenschaft gibt, so ist das nichts 
als eine vernünftige Regelung.’ In der et- 
was nebulös bleibenden biologistischen 
Vorstellungswelt des Christoph Türcke 
differenzieren sich die Erbanlagen sukzes- 
sive nach den jeweils unterschiedlichen 
geographischen Bedingungen. Wie seine 
Berufung auf Kant dokumentiert, ist er 
ganz offensichtlich der Meinung, die Welt 
in vier Klimaregionen einteilen zu können, 
die vier Grundrassen hervorgebracht ha- 
ben. Jedenfalls geht er von eben diesen 
Rassen aus und behauptet, daß jene eine 
jeweils vererbliche Auswahl aus ‘zahllo- 
se(n) Verschiedenheiten’’ dauerhaft ver- 
binde. 


“... Warum nicht ...?” 


In einem neueren Beitraghat WulfD. Hund 
anschaulich dargestellt, wiesich aus wider- 
sprüchlichsten Angaben in Reisebeschrei- 
bungen das Konzept der gerade vier Haut- 
farben erst mit der Ausformulierung rassi- 
stischer Standardtexte durchsetzte — 
schon diese Farbgebung ist also nicht Em- 
pirie, sondern ein Ergebnis rassistischer 
Konstruktion. Unter Linken sollte Hunds 
Resümee eigentlich selbstverständlich 
sein, daß es im europäischen Rassebegriff 
“nicht um die Pigmentierung der natürli- 
chen, sondern um die Farbgebung einer 
sozialen Haut” ging (4). Wo immer von 
“Rasse "und ihren Eigenschaften die Rede 
ist, wird nicht wertfrei gesprochen, immer 
wohnt solchen Diskursen die Tradition und 
die Funktion der Abwertung von Men- 
schengruppen inne. Die Hierarchisierung 
der “Rassen” wird in Türckes Text gar 
explizit vorgenommen, wenn er provozie- 
rend fragt: “Warum nicht zugeben, daß die 
Natur ihre Huld innerhalb der Rassen wie 
auch zwischen ihnen nicht so gleichmäßig 
verteilt hat wie eine Firma ihre Postwurf- 
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sendung?’ Mit dieser Äußerung nimmt er 
unmittelbar Bezug auf “klimatische und 
geographische Bedingungen”, die sich 
aber, wie wir bereits gesehen haben, nach 
der Türckeschen Vererbungslehre ins Erb- 
material der unterschiedlich Beschenkten 
“unweigerlich eingeschrieben haben. 


Türckes Text erfüllt also ın den kurzen 
Eingangspassagen geradezu idealtypisch 
all jene Anforderungen, die an eine, wie 
eng auch immer gefaßte Definition von 
“Rassismus’’ gestellt werden können. Her- 
mann L. Gremliza hat dies, ausweislich 
seiner Anmerkungen, übersehen — da ist 
nirgends nichts gewesen ... Türcke, be- 
hauptet Gremliza, habe doch nur die Ver- 
schiedenheit des Anderen betonen wollen, 
die seine antirassistischen GegnerInnenne- 
gierten. Diese schrien nach “Menschen- 
rechten”, wollten das Andere homogeni- 
sieren, und seien unter dem Banner eines 
solchen Antirassismus die eigentlichen 
RassistInnen. — Die Argumentationskette 
Gremlizas ist eine hergeholte Konstruk- 
tion, sie ist doppelt falsch. Dem Text 
Türckes geht es keinesfalls um eine reale 
Wahrnehmung des Anderen; die vorge- 
führte Konstruktion von “Rasse” geht in 
biologistischen Zuschreibungen über die 
Realität des Gegenübers gerade hinweg. 
Und die Kritikerinnen Türckes, auf die 
Gremliza einprügelt, haben mit dem Zerr- 
bild, das er von ihnen malt, nun wirklich 
nichts gemein. Weder kann Ingrid Strobl 
in ihren Analysen zu Antisemitismus, noch 
kann Bettina Hoeltje die Propagierung von 
“Menschenrechten” als antirassistisches 
Konzept zugeschrieben werden. Undselbst 
Jutta Ditfurth — gegen die Vorwürfe des 
Politizismus, des Denkens in Spiegelstri- 
chen und des Antiintellektualismus noch 
beinahe immer zutreffen — wird diesmal 
zu unrecht beschuldigt: ihre Argumentatio- 
nen gegen Eurozentrismus wenden sich 
noch stets gegen jene problematische Ver- 
gleichung, auf die Gremliza so wortreich 
aufmerksam machen will. Selbst, wo 
Gremliza höchst großzügig Lob verteilen 
will, arbeitet er mit herablassend frauen- 

“feindlichen Stereotypen: Ingrid Strobl, die 
nichts verstanden habe, habe dennoch ‘in- 
stinktsicher ” auf Türckes Schwachstellen 
verwiesen ... — Gremlizas kann mit sol- 
chen Wendungen über die eigene Verant- 
wortung nicht hinwegtäuschen: Indem er 
sich vor Türckes Text stellt, sponsert er ein 
den Rassismus legitimierendes Theoriege- 
rüst. Der Umgang mit Türckes Thesen 
droht in der radikalen Linken Positionen 
zu verschieben. Wenn offen rassistische 
Denkmodelle nicht mehr diskreditiert sind, 
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sondern im Gegenteil zur Steigerung der 
Prominenz führen können, kann sich die 
Akzeptanz von “rassekundlichem’”” Den- 
ken ganz wesentlich vergrößern. Die For- 
derung nach einem Abbruch des Türcke- 
Referatsmaginder Kongreß-Situationteils 
eher emotional als durchdacht vorgebracht 
worden sein, es mag für sie auch falsche 
Gründe gegeben haben; und unsinnig wäre 
die billige Skandallogik, jeden als Rassi- 
sten zu stigmatisieren, der Türcke zuende 
hören wollte. Dennoch: Gerade die Diskus- 
sion seit Beendigung des Beitrags, Reak- 
tionen wie der lebhafte Applaus und Grem- 
lizas Stellungnahme beweisen, wie wesent- 
lichesist, dieForderungnach Ausgrenzung 
offener Rassismen aus linken Diskus- 
sıonen als politische Forderung durchzu- 
setzen. 


Die linke Diskussion findet in einem 
Umfeld statt, in dem biologistisches Den- 
ken allerorten an Boden zu gewinnen 
scheint. Nicht nur die Neonazis von der 
Straße, auch SPIEGEL und Intellektuelle 
wie Botho Strauß propagieren es. Dasrech- 
te Schlachtschiff Eibl-Eibesfeldt wird her- 
umgereicht — von Texten in der Süddeut- 
schen Zeitungüber eine seine Thesen wür- 
digende Artikelserie in der “Zeit” bis hin 
zum STERN-Interview... Auchinden Wis- 
senschaftsdiskursen der Biologie drohen 
Roll-backs. Verschiedene Prämissen der 
“Rassenlehre” galten als durch die (auf 
ihre Art biologistische) Genforschung un- 
wiederbringlich widerlegt: Erbanlagen, die 
“Rassen” über Äußerliches wie die Haut 
hinaus verbunden hätten, ließen sich ein- 
fach nicht finden. Nun suchen neue Dis- 
kurse, der — vererblichen — Beschaffen- 
heit der Haut großen Einfluß auf Persön- 
lichkeitsstrukturen zuzuweisen: Damit kä- 
me dann doch wieder ein rassisches En- 
semble von Eigenschaften zustande. 
Türcke macht als Philosoph die Vorgabe 
— schließlich sei doch “die menschliche 
Haut (...) ein Wahrnehmungsorgan ersten 
Ranges”, das ‘Art und Richtung körperli- 
cher und geistiger Aktivität’ durch und 
durch beeinflusse... 


Der bislang geführte Nachweis rassisti- 
scher Inhalte bezog sich auf den Beginn 
des Türcke-Referates, in dem er auf die 
Abkunft der Menschheit aus einem Natur- 
zustand abhebt. Ein zweiter Teil folgt, dem 
die These vom Verschwinden der Rassen 
im Kapitalismus zugrundeliegt. Wegen 
dieses zweiten, “antikapitalistischen” 
Teils galten auf dem “konkret”’-Kongreß 
vielen die “unglücklichen Formulierun- 
gen” oder ““Ausrutscher” des Einstiegs als 
verzeihlich. Der biologistische, rassisti- 


sche Einstieg Türckes hat aber Konsequen- 
zen, die weit in seinen ’['ext hineinragen. 


Die “Zuchtwahl” des 
Kapitalismus 


Türcke geht von einem ursprünglichen Na- 
turzustand aus, von dem sich menschlicher 
Geist, menschliche Seele und menschli- 
cher Körper in unterschiedlicher Ge- 
schwindigkeit emanzipierten. Diesen Pro- 
zeß sieht ernoch in vollem Gange: Erst der 
Kapitalismus könne ihn — durch expan- 
dierende Produktion — vollenden, erst der 
Kapitalismus wirke, durch die Verglei- 
chung aller Subjekte unter dem Kapitalver- 
hältnis, endgültig — Originalton Türcke — 
“rasseauflösend”. In Türckes Geschichts- 
bild war die Gesellschaft also bis zur Herr- 
schaft der Bourgeoise ganz wesentlich vom 
Naturzustand, mithin von der Existenz von 
Rassen, determiniert. Menschliche Ge- 
schichte ist bei Türcke in der Gegenwart 
nicht Sozial- und Klassengeschichte allein, 
sondern zugleich Rassengeschichte. Die 
kann mit Türcke eigentlich erst dann als 
aufgehoben gelten, wenn auch der lang- 
samste menschliche Faktor, der Körper, die 
Angleichung vollendet. Solange es ver- 
schiedene Hautfarben gibt, geht Türcke 
von “Rassen” aus, an denen ‘die moderne 
Wirtschaftsordnung höchstselbst” eine 
Angleichung, ihre eigene “Zuchtwahl” 
veranstalte. 

So schreibt Türcke in einer kurzen Text- 
passage zu Südafrika: “Seither ”’— das ist: 
seit der Ausbreitung des Kapitalismus — 
“sind Menschenrassen ein Anachronis- 
mus. Nicht, daß es nicht auch schon im 
Altertum reichlich Völkerwanderungen 
und -mischungen gegeben hätte. Nun aber 
werden sie zurzwingenden Konsequenzder 
sich bildenden Weltwirtschaftsordnung, 
die nicht existieren kann, ohne zu expan- 
dieren, und nicht expandieren, ohne syste- 
matisch die Völker einander anzugleichen 
und durcheinanderzumischen. Das moder- 
ne Wirtschafisgesetz ist rasseauflösend. 
Die Auflösung ist zwar noch längst nicht 
verwirklicht, wie schon ein flüchtiger Blick 
auf Südafrika zeigt, aber sie ist in vollem 
Gange. (...) Apartheid istunrentabel, über- 
holt und deshalb so blutig. Die verstockte 
Gewalt, mit der Anachronismen ihr Le- 
bensrecht behaupten, gehört zum Brutal- 
sten.” 

Die südafrikanische Gesellschaft wäre 
mithin aktuell noch real von der Existenz 
verschiedenerRassen (mit)geprägt, bloßist 
die Überwindung dieses Zustands abzuse- 
hen. Das Beispiel zeigt, daß mit Türckes 
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Thesen eine Geschichte des Rassismus ın 
die einer realen Rassenexistenz umzu- 
schreiben wäre —Rassenkunde träte an die 
Stelle von Rassismusanalyse. Ist ihm die 
südafrikanische Apartheid heute auch ein 
‘“Anachronismus ”,so konnte sielogischer- 
weise in der Vergangenheit doch ein natür- 
liches ‘Zebensrecht’’ beanspruchen. 


Rassistisch zu argumentieren, verändert 
alle Kategorien, es greift die Substanz Iin- 
ken Denkens an. Dem fällt auch zum Opfer, 
was die Substanz kritischer Theorie ganz 
wesentlich mit ausmacht: die dort geführte 
Kritik bürgerlicher Staatlichkeit. Türcke 
versucht, das Ende eines Naturzustandes 
zu beschreiben, wenn er ausführt: ‘Zwar 
ist es nach wie vor so, daß das materielle 
und geistige Erbe, der gemeinsame Erfah- 
rungs- und Sprachschatz den Zusammen- 
halt jener naturwüchsigen Kollektive, die 
sich Volk und Nation nennen, ausmacht. 
Zugleich aber ist diese Art von Zusammen- 
halt längst durch die Zentrifugalkraft der 
internationalen Konkurrenz und Verkabe- 
lung untergraben ...’’ Die Rede vom “na- 
turwüchsigen Kollektiv” müßte bloßer 
Ausgangspunkt sein zur Kritik jener bür- 
gerlichen Ideologie, die “Volk” und “Na- 
tion’ als “naturwüchsig” ideologisiert. 
Nachzuweisen wäre, daß der bürgerliche 
Staat nicht “gewachsen” ist, sondern ge- 
waltförmig herbeigeführt wurde — gerade 
die Homogenisierung von geschichtlicher 
“Erfahrung” und von “Sprache muß als 
Setzung begriffen werden. 


Nichts von alledem bei Türcke, da bei 
ihm dem Begriff des ““Naturwüchsigen’” 
Realitätsgehalt zukommt. Wie die Rassen 
gelten ihm auch “Volk” und “Nation” als 
dem Urzustand organisch entwachsen. Sie 
finden ein fixes ‘Erbe’ vor wie einen 
“Schatz ”, und erst im späten Kapitalismus 


wirkt dann das internationale Kapital auf 


seine brutale Weise enterbend ... Der 
Türckeschen Staatsphilosophie dürften vor 
allem jene realpolitischen Sektoren der 
BRD-Linkenetwas abgewinnen, denendas 
als natürlich gefaßte “nationale Selbstbe- 
stimmungsrecht’” eine unumstrittene Kate- 
gorie ist. 


Nicht nur bei seiner Fassung von Staats- 
gründungen, auch bei der Staatspolitik läßt 
sich die spezifische Verbindung nachwei- 
sen, die Türckes kritisches Denken mit 
bürgerlicher Ideologie eingeht. Türcke 
spricht über die Politikformel des “Ein- 
wanderungsdrucks’’, die er zunächst als 
gängige Floskel zitiert, um anschließend 
nachzuweisen, daß ihr insofern ein materi- 
eller Kern innewohnt, als unter kapitalisti- 
schen Bedingungen darüber real Konkur- 


renz ausagiert wird. Alsbald folgt jedoch 
die Übernahme des bevölkerungspoliti- 
schen Begriffs — die Anführungszeichen 
verlieren sich. Der von Türcke nun zueigen 
gemachte ‘“Einwanderungsdruck” be- 
inhaltet aber das Bild eines Staatskörpers 
oder einer Staatsmaschine, die durch 
‘Druck’’ von außen deformiert zu werden 
droht. Türcke affırmiert damit die staatlı- 
chen Ausgrenzungen als “natürlich” 


“Einwanderungsdruck” und 
Realpolitik ... 


Daß es sich nicht nur um eine Frage der 
Semantik handelt, beweisen die Aussagen 
Türckes zur Einwanderungspolitik (teils 
für “konkret” 8/93 dem Referat hinzuge- 
fügt). Erkoppelt dieradikal-antikapitalisti- 
sche Attitüdemitihrerrealpolitischen Kon- 
sequenz: Offene Grenzen zu fordern, 
schreibt Türcke, sei “wohlfeil”, “weniger 
angenehm ist es zuzugeben, daß im Bann 
der bestehenden Wirtschaftsordnung (...) 
noch das an sich Humane und Vernünftige 
zum Unheil ausschlüge”. 

Deutlich profiliert sich Türcke hier als 
einer, der unangenehme Wahrheiten aus- 
spricht, der Tabubruch begeht, und mutig 
daraus folgenden Skandalen ins Auge 
blickt. Dieser Gestus durchzieht seinen 
Text, in dem es von Wendungen wie ‘Ge- 
benwirdochzu...”‘, ‘Machenwirunsnichts 
vor... und ‘Warum nicht...” nur so wim- 
melt. Die Logik solcher “Tabubrüche” 
wurde von taz-Autoren über Jahre hinweg 
bis zum Erbrechen vorexerziert. Wie bei 
all diesen taz-Skandälchen ist der Nimbus 
desmutigen, verfolgten Tabubrechersauch 
bei Türcke völlig albern: Sein Textbefindet 
sich mitsamt all seinen ““skandalösen” 
Ausführungen gesellschaftlich nun wirk- 
lich nicht im Abseits, sondern im Mainstre- 
am. Sein Angebot an die linken Leser ist, 
sich besonders radikal-antikapitalistisch 
und “mutig” zu fühlen, wenn sie mit ihm 
zum gesellschaftlichen Trend zurückkeh- 
ren. 

Türcke betont, ‘jeder’’ spüre doch “et- 
was von jenem Bedürfnis nach Besitz- 
standswahrung ”,das den Mordanschlägen 
von Mölln und Solingen zugrundegelegen 
habe. Der Hörer soll den “Mut” aufbrin- 
gen, die innere Verwandtschaft zu den Tä- 
tern zuzugeben. Alsdann lädt Türcke dazu 
ein, der geistigen Kumpanei mit den Mord- 
brennern freien Lauf zu lassen. Dem reak- 
tionären Gehalt des Impulsesnimmt er den 
Schrecken, indem er die Realpolitik einer 
Ausgrenzung von ImmigrantInnen als aus 
Sachzwängen vernünftig erklärt — alles 
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'Türcke zum Thema, vielmehr wendet er 


sich gegen Schlüsselbegriffe, wie sie, 
von Balibar/ Taguieff entwickelt wur- 
den: “Bei Marginalisierung von Volks- 
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Rassismus, der Antijudaismus in der 
christlichen Theologie firmiert als kul- 
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oder einen Postrassismus sich abzeich- 
nen zu sehen.” Er wendet sich damit 


| gegen eine Rassismusforschung, wiesie 


in der BRD z.B. von AutorInnen der 
ehemaligen Frankfurter Zeitschrift Dis- 
kus oder vom DISS (Duisburger Institut 
für Sprach-und Sozialforschung)beirie- 
ben wird. 


_ Türcke kritisiert, daß in dieser Dei 
als blo 
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Rassismusbegriff für seine Kritiker.” 


| Daß eine wahnhafte Ideologie gesell- 
schaftliche Praxis werden kann, und da- 
| durch selbst als höchst real beschrieben 
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andere führe zum Bürgerkrieg, der ganz 
“objektiv” drohe. 

Türcke drapiert Realpolitik mit antika- 
pitalistischer Rhetorik, die Berufung auf 
“gesunden Menschenverstand” mit Ge- 
danken der kritischen Theorie. In der Lin- 
ken scheint so etwas auf bereitwillige Auf- 
nahme zu stoßen: Tief in so manchen Lin- 
ken scheint schon länger der Gedanke zu 
schlummern, an Charaktervererbung und 
rassischen Fähigkeiten müsse doch etwas 
dran sein. Daß die Neger besser tanzen, 
aber vielleicht doch schlechter denken, daß 
es beim Primaten die Uraggression gegen 
Fremde nun einmal gebe — man sehe es 
doch beim Kleinkind, wie es fremdelt — 
all die Standards reaktionärer Diskurse 
scheinen untergründig geglaubt zu werden. 


Fremdenfurcht 


Die These vom “natürlichen”, angebore- 
nen Fremdenhaß liegt dem letzten Kom- 
plex in Türckes Referat zugrunde. Dort 
negiert er einen Begriff von “Rassismus”, 
der bloß konstruiere und gar nicht mehr auf 
Rasse bezogen sei — an dessen Stelle solle 
besser von “Fremdenfeindlichkeit” ge- 
sprochen werden. 

Türcke führt einen psychologischen Er- 
klärungsansatz vor, der die Feindschaft ge- 
gen den “Anderen” gespeist sieht aus ab- 
gespaltenen Elementen des eigenen Ichs. 
Er koppelt dies mit Kapitalismuskritik — 
sehr verkürzt ausgedrückt in der These, 
durch Einbeziehung in eine Gesellschaft 
der Wertproduktion entfremde sich der 
Mensch seiner selbst und projiziere diese 
Fremdheit in den Haß auf den anderen. 
Dieser Erklärungsansatz — den Türcke 
nichterfunden hat — ist fürsichgenommen 
sinnvoll; er läßt sich indes auch mit Ras- 
sismustheorien koppeln, die Türcke dazu 
in strikten Gegensatz setzt. 

Höchst problematisch aber ist, wie 
Türcke ihn mit der These einer angebore- 
nen Fremdenfeindlichkeit koppelt. Er 
meint, “daraufbestehen ”zumüssen, ‘daß 
Fremdenhaß zu denältestenund finstersten 
Regungen der Menschheit gehört”, und 
beruft sich auf Nietzsches Rede vom 
menschlichen ‘“I/nstinkt der Furcht’. ‘In- 
stinkt’’ aber bezeichnet stets eine angebo- 
rene Verhaltensdisposition, ihn dem Men- 
schen zuzuschreiben ist Kerngehalt reak- 
tionärer Verhaltensforschung. Unter Beru- 
fung auf Nietzsche stellt Türcke einen ur- 
sprünglichen menschlichen Zustand, dem 
dasFremdefeindlicherscheinenmuß, einer 
kulturellen Entwicklung gegenüber; erst 
diese könne Feindlichkeit und Haß über- 


winden. So schreibt er z.B.: ‘/m Andern 
etwas von sich selbst zu entdecken und 
entfesseln, ist auch die Chance, auf es als 
Fremdes, Schreckendes nicht mehr ein- 
schlagen zu müssen (...) Die wissenschaft- 
liche Neugier, die Abenteuerlust, die Sehn- 
sucht nach fremden Ländern, das Entbren- 
nen für die schöne Fremde sind Empfin- 
dungen, in denen das Ungenügen, die Be- 
schränktheit, die Fessel des bestehenden 
Zustands verspürt wird, aber sie zehren 
gleichwohl von all der in diesen Zustand 
schon eingegangenen Naturbeherrschung 
und Aufklärung.” 

Mit dieser Ableitung kommt Türcke ei- 
ner wesentlichen Prämisse des modernen 
Biologismus sehr nahe: der Behauptung 
einesangeboren-natürlichenmenschlichen 
Fremdenhasses. Diese These aber gibt die 
Grundlage ab für eine Erneuerung der ras- 
sistischen Theorie. 


Ende der “Rassen” — Ende 
des Rassismus? 


Die These von der “angeborenen Fremden- 
feindlichkeit” ist in der BRD eng mit den 
Namen Konrad Lorenz und Irenäus Eibl- 
Eibesfeldt verknüpft. Die Beweisführung 
ist schon in allen biologischen Ausgangs- 
punkten völlig unhaltbar — weder kann 
angeborenes Fremdelverhalten beim 
menschlichen Säugling noch angeborene 
Fremdenabwehr bei Primaten oder gar im 
Tierreich überhaupt behauptet werden (5). 
Nichtsdestotrotz werden diese ‘“‘Beweise” 
ım “Alltagswissen” geglaubt und Gesell- 
schaftstheorie zugrundegelegt. Die be- 
hauptete biologische Konstante ‘“Frem- 
denfeindlichkeit”’ aberführt direktzur The- 
se, unterschiedliche Gruppen/Kultu- 
ren/Nationen hätten sich zu separieren, um 
“natürliche” Aggressionen zu vermeiden. 
Die französische neue Rechte um de Be- 
noist beispielsweise — bei der Eibl-Eibes- 
feldt veröffentlicht und zu Gast ist — geht 
längst nicht mehr von vererbbaren Rasse- 
eigenschaften aus, wohl aber von der bio- 
logischen Notwendigkeit der Abgrenzung 
ethnischer Gruppen. 

In der französischen Debatte wurde die 
veränderte Argumentation bereits früh the- 
matisiert. Vor allem Etienne Balibar und 
Pierre-Andre Taguieff haben in ihren Ras- 
sismusanalysen versucht, diese Verände- 
rungen auf den Begriff zu bringen. Beide 
entstammen der Althusser-Schule, die Ele- 
mente der Diskursanalyse in marxistische 
Konzeptionen zu integrieren versucht. 
Balibar prägte den Begriff des ‘“kulturali- 
stischen’’' Rassismus, ‘dessen vorherr- 
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schendes Themanichtmehrdie biologische 
Vererbung, sondern die Unaufhebbarkeit 
der kulturellen Differenzen ist” (6). Er be- 
tont, “daß die theoretische Dimension des 
Rassismus heute wie damals zwar histo- 
risch relevant, aber weder eigenständig 
noch primär ist. Der Rassismus gehört 
vielmehr — als wahrhaft 'totales soziales 
Phänomen’ — inden Zusammenhangeiner 
Vielzahlvon Praxisformen’”. Verändert der 
Rassismus auch seinen Begründungszu- 
sammenhang, kann die Abwertung und 
Ausübung von Herrschaft gegen die stig- 
matisierten Menschengruppen doch in sei- 
ner Praxis als fortwährend nachgewiesen 
werden. Dabei legt Balibar (ganz im Ge- 
gensatz zu Türcke) das Zusammenwirken 
eines “Rassismus von unten” mit jenem 
“von oben” zugrunde. 


Die neue Begründung für Rassismus 
schafft jenen also nicht aus der Welt, sie ist 
dennoch bedeutsam. Der kulturalistische 
Rassismus argumentiert auch biologi- 
stisch, aber er betont ideologisch die Dif- 
ferenz, statt offen ihre Homogenisierung 
oder Unterdrückung zugunsten der “über- 
legenen Rasse” zu fordern. Taguieff prägte 
vor diesem Hintergrund den Begriff des 
differentialistischen Rassismus, der den 
“universellen’’ und den “superioren”’ ab- 
gelöst habe. Gegen den traditionellen Ras- 
sismus hatte der Antirassismus die These 
von der Verschiedenheit der Menschheit 
verteidigt. Jenes “vive ladifferance!’’aber 
macht sich der kulturalistische Rassismus 
gerade zu eigen, er nimmt nur implizit eine 
Abwertung des “Anderen” vor, dessen Er- 
halt als unvermischt “Anderes” in erster 
Linie eingefordert wird. Die Begriffe “‘kul- 
turalistischer” und “differentialistischer”” 
Rassismus, gegen die Türcke scharf pole- 
misiert, eröffnen die Möglichkeit, das Un- 
genügen eines überkommenen ““Antiras- 
sismus’’ zu erkennen. 


Daraus kann aber keinesfalls der Vor- 
wurf gespeist werden, Balibar/Taguieffne- 
gierten das “Andere” am “Anderen”, wie 
es Gremliza den Türcke-GegnerlInnen ins- 
gesamt unterstellt. Dastheoretische Niveau 
jener Debatten, die Türcke pauschal ver- 
worfen sehen will, ist höher, als auch der 
“konkret”’-Herausgeber glauben macht. 
Gerade die genannten Theoretiker haben 
auf die Problematik immer wieder hinge- 
wiesen, Antirassismus dürfe weder das 
“Andere” als unveränderlich setzen noch 
andererseits etwa einer universellen 
Homogenisierung das Wort reden. 


Christoph Türckes Definition von “Ras- 
sismus”, die anreale “Rasse’” geknüpft ist, 
zwingt ihn, die Ablösung des Rassismus 


durch etwas Neues zu behaupten. Als 
“neu” bezeichnet er beispielsweise, daß 
Ausgrenzung nicht mehr voller Haß, son- 
dern “kalt” betrieben werde: Rassismus 
werde abgelöst durch Wohlstandschauvi- 
nismus. Er übersieht, daß ein konkurrentes 
Element selbst dem Rassismus der Nazis 
innewohnte. Auch überwog bei jenen kei- 
nesfalls der geifernde Haß, eher beherrsch- 
te sie kalte Ergriffenheit von einer histori- 
schen Ausrottungsmission. Die These ei- 
ner Ablösung des Rassismus durch Besitz- 
standsdenken entbehrt tatsächlich jeder 
empirischen Bestätigung. Eher scheinen 
gegenwärtig alle Spielarten des Biologis- 
mus aufzuleben: Eugenik, Antisemitismus, 
der dominantere Rassismus kulturalisti- 
scher Prägung, aber auch jener der Nazi- 
Horden auf der Straße, der sich eines offen 
biologistischen Begründungshorizonts be- 
dient. 


Berthold Brunner 


Anmerkungen: 


1) Christoph Türcke lehrte an der Gesamthoch- 
schule Kassel und lehrt seit kurzem in Leipzig. 
2) So Gremliza in “konkret” 8/93, S. 43; Türckes 
Referat ist dort auf S. 35 ff dokumentiert. Ein 
Ärgernis am Rande: Vor ihrem Kongreß-Rede- 
beitrag hatte Bettina Hoeltje um Türckes Rede- 
text gebeten, ihn aber nicht erhalten. Nachdem 
“Konkret” exakte Argumentationen entlang des 
Textes zunächst solcherart verhinderte, präsen- 
tiert jetzt ihr Herausgeber die selbstproduzierte 
Lücke: gewendet zum Vorwurf angeblich unzu- 
reichender Sorgfalt gegen die Diskutantin (un- 
durchdachtes “Gerede”). Den so entstandenen 
Kongreß-Redebeitrag veröffentlichte “konkret” 
in 8/93 ohne jede Nachfrage bei Bettina Hoeltje. 
Sie hat ihren Rassismus-Vorwurf inzwischen 
ausführlich an Türckes Text belegt — veröffent- 
licht nicht in “konkret”, sondern in der neuesten 
“17°C — Zeitung für den Rest” vom August 1993. 
3) Gremliza schreibt, der Türcke-Text sei “zu 
größten Teilen richtig und bloß in einem, dem 
entscheidenden Punkt falsch”, der aber der 
nachgeschickten Vorbemerkung Türckes ent- 
stamme. Ergo: Gremliza erklärt den ursprüngli- 
chen, den Rede-Text für inhaltlich vollauf “rich- 
tig”. Dieses Urteil wird auch nicht dadurch 
geschmälert, daß sein Kommentar eine Kritik an 
der Wortwahl des Türcke-Referats entwickelt. 
4) Wulf D. Hund, Über die Konstruktion von 
Menschenrassen, Blätter für deutsche und inter- 
nationale Politik, 8/1993, S. 1008f — vgl. dazu 
auch die Rezension in diesem Heft. 

5) Einen ausführlichen Nachweis dazu vgl. bei 
Georgias Tsiakalos, Interkulturelle Beziehun- 
gen: steht ihnen die “Natur” entgegen?, in: Ein 
Herrenvolk von Untertanen, DISS-Studien, Duis- 
burg 1992 

6) Gibt es einen Neo-Rassismus?, in: Etienne 
Balibar/ Immanuel Wallerstein, Rasse Klasse 
Nation. Ambivalente Identitäten, Hamburg/ Ber- 
lin 1990 
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Von der Unschuld der Begriffe 


Rasse-Biologie und Antikapitalismus 


“Warum nicht die schwarze, weiße, gelbe, 
rothäutige Variante der Menschheit, wie 
Kant es tat, als Rassen definieren? ” fragt 
Christoph Türcke in der “konkret” 8/93 (S. 
36) und stellt seine Theorie vor, nach der 
die ungleiche Verteilung der “Huld der 
Natur” — klimatische und andere Einflüs- 
se — ungleiche, verschiedene Menschen 
hervorgebrachthabe. Denn die “eindeutig- 
sten und haltbarsten ’’ Merkmale der Ver- 


schiedenheitpflanzensich “unweigerlich” 


fort, ‘mit wem sich die betreffende Person 
auch paare ”. Warum also nicht so definie- 
ren, wie es die unbescholtene Autorität 
Kant getan hat? — Frage: Wie hat der es 
denn getan? 

Kant legte in seinen Vorlesungen über 
die “Racen” die Theorie von den vier Kli- 
mazonen (naß-kalt, trocken-kalt, trocken- 
heiß, naß-heiß) zugrunde. Er folgte der 
anthropologischen Theorie des 18. Jahr- 
hunderts, die die Hautfärbung der Men- 
schen aus der Mischung der Säfte und der 
Lösung des Eisens im Blut bestimmte. Daß 
“in dem Geschlechte der Weißen dieses in 
den Säften aufgelösete Eisen gar nicht nie- 
dergeschlagen (würde), und dadurch zu- 
gleichdie vollkommene Mischungder Säfte 
und Stärke dieses Menschenschlages be- 
wiesen ’sei(1), galt Kantalsevident. Diese 
“vollkommene Mischung” finde sich — 
erklärt er uns, der Sichtweise der Ent- 
deckung der Welt von Europa aus folgend 
— ın der “Alten Welt”: 


“Frägt man: mit welcher der jetzigen 
Rassen der erste Menschenstamm wohl 
möge die meiste Ähnlichkeit gehabt haben, 
so wird man sich, wiewohl ohne jenes Vor- 
urteil, wegender anmaßlichgrößerenVoll- 
kommenheit einer Farbe von der anderen, 
vermutlich vor die der Weißen erklären. 
Denn der Mensch, dessen Abkömmlinge in 
alle Himmelstriche einarten sollten, konnte 
hiezu am geschicktesten sein, wenn er ur- 
anfänglich dem temperierten Klima ange- 
messen war; weil solches zwischen den 
äußersten Grenzen der Zustände, darin er 
geraten sollte, mitten inne liegt. Und hie- 
selbst finden wir auch von den ältesten 
Zeiten her die Rasse der Weißen. '' — Im- 
manuel Kant, 1775 (1). 


Zwar besteht Kant im zitierten Text dar- 
auf, daß die Hautfärbung der einzige Ras- 
senunterschied sei, während alle anderen 
Unterschiede ““Naturcharakter”’trügen, die 
jede der vier Rassen unter entsprechenden 
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Bedingungen in gleicher Weise “aneig- 
nen” könnte. Doch Leon Poliakov weist in 
seiner Untersuchung über die Quellen des 
Rassismus daraufhin, daß der spätere Kant 
in seiner “Anthropologie in pragmatischer 
Hinsicht” (1798) offenkundig seinen eige- 
nen Vorsatz verließ, einen Zusammenhang 
zwischen Blutmischung und Charakter 
herstellteunddie Schlußfolgerung zog, daß 
“die Vermischung der Stämme .... dem Men- 
schengeschlecht nicht zuträglich sei’, da 
diese ‘nach und nach die Charaktere aus- 
löscht” (2). 


“Rasse” — ein soziales 
Konstrukt 


Daß Kants biologischer und wertender 
Rassismus für das 18. Jahrhundert eher 
gemäßigt war, macht esnicht vernünftiger, 
sich heute auf seine Schriften zu berufen. 
Wir stehen vor der Frage, warum Türcke 
im Jahre 1993 den Unsinn von der Kombi- 
nation Haut-Klima, Rasse und Vererbung 
für die Erklärung politischer Entwicklun- 
gen benutzt — warum erneben der sozialen 
und kulturellen eine biologische Differenz 
aufmacht. Der Hinweis, Begriffe seien da- 
für zu benutzen, “wofür sie einst standen” 
(S. 36), und nicht, wozu sie gemacht wor- 
den seien, hört sich denkradikal an. Nur ist 
die Behauptung, es könne einen ungewer- 
teten Rassebegriff geben, falsch, wie gera- 
de an Türckes Quelle Kant überzeugend 
nachgewiesen werden kann. Kant setzt den 
Begriff “Rasse”, um soziale und kulturelle 
Hierarchien biologisch zu fundieren. Die 
Kategorie dient dem Nachweis, daß die 
weiße Rasse, wenn auch unverschuldet und 
naturbegünstigt, die überlegene sei. Einen 
anderen Rassenbegriff, der nicht als sozia- 
les Konstrukt beurteilt werden müßte, gibt 
es in der Geschichte nicht. 


Der Sündenfall der naturwissenschaftli- 
chen Anthropologie war nicht, wie Türcke 
schreibt, die Wertung von Rassen, sondern 
ihre Konstruktion. Das Konstrukt Rasse 
determiniert soziale Wertigkeit, das liegt 
in der Logik der Sache. Entsprechend ist in 
der wissenschaftlichen Diskussion je nach 
Erkenntnisstand die Definition der Haut- 
farbe, ob rot, schwarz, gelb oder weiß, als 
“signifikantestes” Rassemerkmal dem 
Interesse der rassischen Hierarchisierung 
durchaus flexibel angepaßt worden (3). 


Zu welchen Skurrilitäten der Versuch 
führt, einen “biologischen” Rassebegriff 
zu retten, zeigt Dieter E. Zimmer in seiner 
“Zeit”-Serie “Angst vor dem Fremden”. 
Er sucht sich von der “unbiologischen Ras- 
sendoktrin der Nazis” abzusetzen: “‘Un- 
biologischwar sie, weildie Deutscheneben 
keine auch nur halbwegs reine Rasse sind, 
sondern eine nordeuropäische Promena- 
denmischung.” (13.7.93) Bei den Nazis 
hätten wir’es also klassisch mit einem 
‘Mißbrauch des Rassebegriffs ” (Türcke) 
zu tun — obwohl sich im Kritisierten ge- 
rade das Hauptmerkmal des Rassismus 
ausdrückt. Nach Türckes Logik, daß “Ras- 
sismus’’” begrifflich in “Rasse” korrekt 
fundiert werden müsse, wären also auch 
die Nazis keine Rassisten gewesen. Wenn 
Gesellschaft die Überformung von Natur 
ist, wie Türcke schreibt, dann reicht es, das 
Naturwesen Mensch vom Tier zu unter- 
scheiden. Alles weitere über die Verschie- 
denheit der Menschen erklärt nicht die Na- 
tur-, sondern die Gesellschaftsgeschichte. 


Anti-Anti-Rassismus — 
biologisch begründet 


Weil Türcke das soziale Konstrukt Rasse 
zur Natur erklärt, Kann seine Ideologiekri- 
tik an den Antirassisten nicht stimmen. 
Weil er “Rasse” als Wirklichkeit nimmt, 
muß er ideologisch argumentieren. Der 
Vorwurf, den linken Antirassisten sei die 
Assoziation ““minderwertig’” zu “Rasse” 
zur zweiten Natur geworden und sie wür- 
den dem Schein aufsitzen, es gehe nicht 
wirklich um Rasse, sondern um die ent- 
fremdete Wahrnehmung der Konkurrenz: 
dieser Vorwurf benötigt selbst die Kon- 
struktion einer “realen” Rasse. Aufsolcher 
Grundlage qualifiziert Türcke den Antiras- 
sismus pauschal ab, statt ihn so zu behan- 
deln, wie er in der linken Diskussion be- 
handelt gehört: Gegen die Inflation des 
Rassismus als Kategorie der “Tages- 
schau”, gegen seine bürgerliche Soziolo- 
gisierung gilt es, einen geschärften, antika- 
pitalistischen Rassismusbegriff zu setzen; 
und es gilt, die Modemisierung des des- 
avouierten biologischen Rassismus zum 
aufgeklärt-kulturalistischen herauszuar- 
beiten. 

Der Kern der Popularisierung und Infla- 
tionierung des Rassismusbegriffs ist aber 
gerade die Reduzierung auf das, was (fast) 
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alle ablehnen: das offene, krude Ressenti- 
ment gegen primäre Unterscheidungs- 
merkmale (davor wäre übrigens auch der 
Begriffdes ““'Fremdenhasses’’nicht gefeit). 
Zueinermultikulturellproduzierenden Na- 
tionalökonomie mit ““Herrenvolk’’ passen 
die differentialistische Ausgrenzung und 
Hierarchisierung der Gesellschaft besser 
als der ““primitive’’ Rassismus — sofern 
sie funktioniert und außergewöhnliche 
Veränderungen nicht auch außergewöhn- 
liche Methoden erfordern. Deswegen ist 
der ““primitive”’ Rassismus aber nicht ein- 
fach disfunktional. Der “krude” Rassis- 
mus in Rostock und anderswo ist mit dem 
Wunsch der großen Mehrheit ausländer- 
freundlicher Bürger, den Zuzug zu begren- 
zen, ein reales Bündnis eingegangen. Dem 
Staat hat dies die Realisierung seiner Asyl- 
gesetzgebung ermöglicht, die zumindest 
vorübergehend relative Zufriedenheit er- 
zeugt hat. Nur: Rassistisch bleiben die ver- 
schiedenen Artikulationsformen der Aus- 
grenzung. Weil Türcke nicht anerkennt, 
daß Rassismus Herrschaftsideologie ist, 
kann er ihm auch nur eine andere Interpre- 
tation seiner Absichten geben: als sozialer 
Protest von unten und — wie er in einer 
Fußnoten-Ergänzung in der “konkret” 
schreibt — allgemeine “Besitzstandswah- 
rung”. Auch Türckes Einführung des Be- 
griffs “Furchtinstinkt’” zur Erklärung ge- 
sellschaftlichen Verhaltens gegen Einwan- 
derer arbeitet mit Naturhaftigkeit. “Frem- 
denhaß ” ıst aber kein instinktives Verhal- 
ten, sondern bereits Ergebnis sozialer 
Überformung _kindlicher/menschlicher 
Natur. 


Warum Türcke auf solche Weise die 
“Inflation des Rassismus’’ kritisiert? — 
Seine Botschaft scheintmirdeutlich: Wenn 
es Rassismus nicht gibt (weil sich der Im- 
puls nicht wirklich auf eine reale Rasse 
beziehen könnte), wenn das, was wir Ras- 
sismus nennen, der von Sozialneid und 
Konkurrenz gesteuerte “Fremdenhaß” ist, 
dannkann man gegenRassismus auchnicht 
kämpfen. Wenn zudem der “Furchtin- 
stinkt eine der menschlichen Natur einge- 
gebene Grundregung ist, dann läßt sich 
diese auch nicht bekämpfen, solange Kon- 
kurrenz und Sozialneid als Ausdruck der 
Wertvergesellschaftung existieren, so- 
lange also Kapitalismus existiert. Türcke 
überbringt die scheinradikale Botschaft, 
daßman gegen den Kapitalismusnichtstun 
kann, biser wie Deus ex Machina fällt, was 
dann Produkt allein seiner selbstzerstöre- 
rischen Eigenbewegung wäre. Solche 
Sichtweise fügt ihn ein in die größer wer- 
dende Schule einer bestimmten Interpreta- 
tion und Anwendung der Marxschen Wert- 
theorie. Dieser scheint das Kapitalverhält- 


nis zur zweiten Natur geworden zu sein, 
und sie muß jeden Versuch des Eingriffs 
in diese “Natur”, jeden Ansatz von verän- 
dernder Kritik und Politik als unsinnig de- 
nunzieren. 


Nationaler Wahn und 
“Besitzstandswahrung” 


Hermann Gremliza, der Türcke gegen den 
Vorwurf desrassistischen Argumentierens 
nicht nur verteidigt, sondern dessen Text 
‘zu größten Teilen richtig’ findet, hat den 
KritikerInnen aufdem “‘konkret”’-Kongreß 
Theoriefeindlichkeit, Wahnhaftigkeit, 
oder im Falle der geschätzten Autorin In- 
grid Strobl “/nstinktsicherheit’’ (wohl we- 
gen “weiblicher Intuition”) bescheinigt. Er 
hat Türcke nicht verstanden, denn sonst 
hätte er ihn nicht verteidigen dürfen (hat er 
ihn doch verstanden, machte das die Sache 
schlimm). “Instinktsicher”’, nämlich sei- 
nem antideutschen “Impuls” folgend, hat 
er immerhin erkannt, daß Türcke eine Ni- 
vellierung von Widersprüchen betreibt, die 
alle Erscheinungen von Klassengesell- 
schaften und des kapitalistischen Welt- 
markts auf eine monokausale Erklärung 
reduziert: die unausweichliche Konkur- 
renz des totalisierenden Weltmarkts zeitigt 
ihre unausweichlichen Folgen. Daß vor 
diesem Hintergrund Auschwitz der US- 
Rassenpolitik ähnelt, kann Gremliza nicht 
stehenlassen. 

Die patriarchale Streicheleinheit für In- 
grid Strobl trifft nicht, jene hat einfach 
zugehört. Was Gremliza in Türckes nach- 
gereichter Vorbemerkung entdeckt hat, 
steckte bereits im Vortrag. Dort führte 
Türcke aus: “Die jüdische Weltverschwö- 
rung war Hirngespinst. Der Einwande- 
rungsdruck verelendeter Massen existiert 
wirklich.’ (S. 39) So kommt’s, wenn man 
Äpfel mit Birnen vergleicht: Bereits vor 
sechzig Jahren waren Weltmarkt, Kriseund 
Konkurrenz, also reale Faktoren, Motoren 
für den Siegeszug einer Ideologie, die 
Türcke (durchaus richtig) als Hirmgespinst 
bezeichnet. Massenarbeitslosigkeit und 
Konkurrenz wären, würde man sich dem 
Bild vom “Einwanderungsdruck” an- 
schließen (ich tue es nicht), die Vergleichs- 
ebene. Die “jüdische Weltverschwörung”, 
verantwortlich für das Unverstandene, hat 
heute zahlreiche Synonyme — “Asylan- 
tenflut”, “Fundamentalismus”, ‘“Über- 
fremdung’”’ und weitere —, wobei unklar 
ist, welches davon zur Bündelung aller 
Kräfte führen und die Bereitschaft zuneuen 
Exzessen hegemoniefähigmachen könnte. 
Türcke schätzt aber die nationalsozialisti- 
sche Massenunterstützungfalschein, wenn 
er sie auf deutsche ““Vaterlandsliebe’’ und 


“Leidenschaft”” zurückführt und heute 
“gar nicht mehr genug Emotionen’ für 
Rassismus und Nationalismus sieht. Nicht 
einvonallenmateriellen Grundlagenvöllig 
gelöster nationaler Wahn war der Motor 
für die Unterstützung des deutschen Natio- 
nalsozialismus. In die NS-Propaganda gin- 
gen sehr wohl so “rationale” Ziele ein wie: 
Arbeit für alle, Wohlergehen, “Lebens- 
raum”, Siege im Krieg zum Wohle 
Deutschlands — also aller ““Volksgenos- 
sen”. 


Kapitalismus ohne Subjekte 


Türcke: “Andere erklären den Kapitalis- 
mus, weil in seiner Äradie übelsten Angrif- 
fe von Weißen auf Schwarze und Indianer 
stattfanden und stattfinden, für ein genuin 
rassistisches System, als gehe es ihm eher 
um die Etablierung einer Herrenrasse als 
um die Gleichschaltung aller Menschen 
und Dinge als Waren zum Zwecke ihrer 
maximalen Ausbeutung und Vernutzung. ” 
(S. 38). Türcke setzt das Kapitalverhältnis 
als subjektloses, das in Bezug auf Besit- 
zende als auch Besitzlose gleich wirkt. Er 
spricht vom Kapitalismus an sich und un- 
terstellt seiner ‘“Natur” einen feststehen- 
den Zweck (‘Gleichschaltung ... zum 
Zwecke’) — anstatt von seiner Bewe- 
gungsgesetzlichkeit zu sprechen, die auch 
das politische Handeln in ihm bestimmt. 
So werden bei ihm die Untaten der Subjekte 
zu bloßen Folgen objektiver Verläufe, es 
werden Opfer und Täter eins — und ‘die 
diffuse rechtsradikale Szene’ steht ‘kaum 
weniger am Rand der Gesellschaft als die 
Ausländer’ (S. 39). Die Nivellierung von 
Auschwitz ist logisches Produkt solchen 
Denkens, weil die Vernichtung Folge des 
gleichen subjektlosen Verhältnisses ist wie 
der US-Rassismus und der neodeutsche 
““Fremdenhaß’””. 
ErstwenndasKapitalverhältnisnichtnur 
alsein eigengesetzliches Wirken ökonomi- 
scher Prozesse mit politischen Zwangsläu- 
figkeiten begriffen wird, sondern auch als 
Herrschaftsverhältnis,; erst wenn mitge- 
dacht wird, daß dieses ‘“Naturverhältnis” 
die Gesellschaft tatsächlich organisiert, 
daß Menschen — wie unbewußt oder im 
Denken verblendet auch immer — aktive 
Träger dieses ““Naturprozesses” sind, er- 
schließt sich eine andere Sichtweise, die 
Täter und Opfer unterscheiden und richtig 
und falsch erkennen hilft. Dann wird auch 
klar, daß Türckes “Fremdenhaß”’nichtein- 
fach der naturhafte Reflex auf das Unver- 
standene ist, sondern einer Ideologie folgt, 
die ihre Widerspiegelung in der gesell- 
schaftlichen Hierarchie findet. Klassenge- 
sellschaft ist zumeist auch Rassengesell- 
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schaft, und innerhalb wie unterhalb der 
Klassen rangieren die “Rassen” und es 
wird untereinander noch einmal ausge- 
schlossen und abgewertet. Das macht den 
Rassismus so wertvoll und wirkungsmäch- 
tig. 

Daß sich das Kapital mehr und mehr 
international bewegt, löst seine gesell- 
schaftliche Organisierung in Nationalstaa- 
ten nicht auf — Staat, Staatsvolk und Na- 
tion sind notwendig, um kapitalistische 
Herrschaft aufrechtzuerhalten und den 
“Selbstlauf des Geldes” immer wieder auf 
seinen Verwertungszweck, die Ausbeu- 
tung von Menschen und Dingen als Waren, 
zurückzuführen. Ebensowenig löst sich der 
Rassismus auf, wenn man ihn nicht - wie 
Türcke - biologistisch, sondern als eine 
Form von Herrschaft definiert. Als solche 
ist erälter als der Kapitalismus, vermutlich 
so alt wie die Herrschaft von Menschen 
über Menschen. Im Kapitalismus istervom 
Mythos zur Wissenschaft der höher- und 
minderwertigen Menschen geworden — 
ein der Warengesellschaft adäquates Aus- 
leseprinzip, dasden Keim für Selektion und 
Vernichtung enthält. Er ist mitnichten ein 
““Anachronismus”, sondern sehr aktuell 
und hat unter den Bedingungen der Welt- 
marktkonkurrenz Zukunft. Er steht der 
Zivilisation nicht entgegen, sondern ist ihr 
zuzuordnen. 


Bekenntnis zur Zivilisation 


Wo die “konkret” ihr beliebtes Spiel ‘“Mo- 
tivforschung” betreibt und allen Türcke- 
KritikerInnen Theoriefeindschaft unter- 
stellt, möchte ich mit einer Spekulation 
über die Motive der “konkret”, Türcke 
zuzustimmen, antworten. Jene hatte im 
Vorspann zum Türcke-Text einen so 
“interessanten Diskurs” vorgeschlagen 
wie: “Gibteseinbiologisches Substrat, das 
es gestattet, Menschenrassen in nichtdis- 
kriminierender Absicht zu unterschei- 
den?’ Das Substrat, die eigenschaftslose 
Grundlage, wird bei Türcke der “Rasseauf- 
lösung” durch den Kapitalismus unterwor- 
fen. Dessen fortschrittliche, zivilisierende 
Funktion will er retten gegen den Anwurf, 
von einem “Anachronismus’” wie dem, 
von Rassismus durchdrungen zu sein — er 
zitiert aus dem ““Manifest”’ gerade diesen 
Satz! ‘Die Bourgeoisie zwingt ... auch die 
barbarischsten Nationen in die Zivilisati- 
on”. 

Fast 150 Jahre nach dem Erscheinen des 
“Manifests’’, nach zwei imperialistischen 
Weltkriegen, Auschwitz und dem Ende des 
“zivilisierenden” Kolonialismus ist aber 
bewiesen, daß Barbarei heute nicht mehr 
nur als Rückschritt, sondern auch als do- 
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minantes und nicht zweites Gesicht des 
kapitalistischen Fortschritts buchstabiert 
werden muß. Das Festhalten an der zıvili- 
sierenden Funktion des Kapitalismus ist 
heute ein linker Anachronismus. Marx hat- 
te diese zivilisierende Funktion auch nicht 
als Notwendigkeit, sondern als Möglich- 
keit gesehen, für die er ein Subjekt der 
Durchsetzung hatte: das Proletariat. Die 
Anhänger des subjektlosen Kapitalismus 
haben dieses Subjekt gestrichen, nicht aber 
die Orientierung auf die Zivilisationsten- 
denz des Kapitalismus. Dieses Denken in- 
terpretiert Kapitalismus als Fortschritt, der 
barbarische Auswüchse des Weltmarkts 
mit sich bringe — es sieht in ihm aber nicht 
die eigentliche Barbarei. 

Und prompt folgt der Sündenfall aller 
Ideologiekritik, die Realpolitik. Wir erfah- 
ren von Türcke, der rechte Mob sei nicht 
nur unsensibel, sondern ebenso durch 
“Übersensibilität” gekennzeichnet — er 
spüre ja, daß der “Einwanderungsdruck 
verelendeter Massen” real sei und deswe- 
gen ‘dem sozialen Netz tatsächlich eine 
Zerreißprobe bevorsteht”’(S. 39). Folglich 
landet Türcke bei der schnöden sozialde- 
mokratischen Position, ein “weniger ent- 
würdigendes Asylverfahren’’ einführen zu 
wollen. Die Ausgrenzung aber muß blei- 
ben: Offene Grenzen, so wünschenswert 
und human sie auch wären, dürfe es, so 
Türcke, nicht geben, weil dies “in Deutsch- 
land bürgerkriegsähnliche Zustände pro- 
duzieren würde ” (S. 40). 


“Biologisches Substrat” und 
Tabubruch 


Türcke verkoppelt Einwanderung und zu- 
nehmende Konkurrenz, Schein und Wirk- 
lichkeit, und sitzt damit der Propaganda als 
Realität auf. Die Zunahme der Konkurrenz 
resultiert erkennbar aus den erklärten deut- 
schen Zielen, Spitzenpositionen auf dem 
Weltmarkt einzunehmen. Dazu findet eine 
Umstrukturierung der Wirtschaft — inklu- 
sive notwendiger Massenarbeitslosigkeit 
— statt, die wirtschaftspolitisch gesteuert 
ist — Türcke aber wirft die Schrecken der 


Einwanderung an die Wand. Schnitte ins . 


soziale Netz sind nicht Einwanderungsfol- 
ge, sondern sie dienen dem Staatsziel der 
AbsenkungallerLohnbestandteile zur Ver- 
besserung der internationalen Konkurrenz- 
fähigkeit des deutschen Kapitals. Die Asyl- 
politik ist der kalkulierte Regulator, dessen 
Notwendigkeit plausibel zu machen: So 
entstand die Propagandaformel vom ‘“Ein- 
wanderungsdruck”. 

Auf die Realpolitik folgt der Appell an 
den “common sense” der Metropolenlin- 
ken: ‘Machen wir uns nichts vor, jeder der 


hierzulande irgend sein Auskommen hat, 

spürt etwas von jenem Bedürfnis nach Be- 
sitzstandswahrung, das ebenso brachial 
wie prophetisch in den Anschlägen auf 
Ausländer in den letzten Wochen und Mo- 
natenausgebrochenist.’’(S.40).Handaufs 
Herz — exekutieren Skins und Nazisnicht, 
was sogar wir Linke denken, in die Tat 
umzusetzen uns aber nicht trauen? Das 
Bekenntnis zur Vorteilnahme des Metro- 
polenbewohners kommt als etwas Objek- 
tives daher, als nicht kritikabel. Die Zuge- 
hörigkeit zum produktivsten Teil der Welt 
erlaubt demnach dem härtestenKritikerdes 
Kapitalismus, links zu denken und dabei 
die ““zivilisierten” Metropolenverhältnisse 
so zu verteidigen, wie sie nun einmal eben 
sind. 

Wir haben dieses Bekenntnis zur zivili- 
satorischen Bedeutung des Kapitalismus 
und zur Abwehr ihrer vermeintlichen Ge- 
fährdung zuletzt im Golfkrieg erlebt. Als 
esrealpolitisch angesagtzuseinschien,den 
Krieg gegen die “Bedrohung des Westens” 
durch den Barbaren Saddam Hussein zu 
unterstützen, wurde auf Kriegsbefürwor- 
tung eingeschwenkt. Damals war es indes 
noch möglich, diese Parteinahme mit der 
Argumentation, Israel sei bedroht, zu ver- 
mengen. Die These von der “Bedrohung” 
durch Einwanderung kann sich mit solcher 
moralischen Ehrenhaftigkeit nicht mehr 
schmücken. Sie muß schnöde ihre eigene 
Teilhabe am System verteidigen — kann 
aber, so ist zu fürchten, gerade dafür mit 
Verständnisrechnen. Vielleichterklärt.die- 
ses “Kontinuum”, warum die “konkret” 
nach der Golfkriegsdebatte erneut das Faß 
der zivilisatorischen Wirkung des Kapita- 
lismus geöffnet hat — und nun im Zuge 
der Rassismusdiskussion das “biologische 
Substrat Rasse” hoffähig macht. 


Heiner Möller 
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ausgearbeitetes Referat und eine nachgereich- 
te, ausführliche Erläuterung. 
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“Rassen” und Linke. 
Rasende Linke. 


Überlegungen zum “Türcke-Eklat” auf dem “konkret”-Kongreß 


Worin das Ärgerliche und — würde man 
sich über derlei noch wundern — Skanda- 
löse des ““Türcke-Eklats” auf dem ‘“kon- 
kret”’-Kongreß bestand, schien mir recht 
eindeutig: Das pöbelnde Maulheldentum 
einer bankrotten Aktivisten-Bewegung 
hatte einen antiintellektuellen Exzeß ver- 
anstaltet, der den affirmativen Kern ihres 
Praxis-Fetischismus um so deutlicher zu- 
tagetreten ließ. 

Nachdem in der “konkret” Nr. 8 der 
vollständige Vortrag von Christoph Türcke 
mit einer ausführlichen Vorbemerkung so- 
wie Fußnoten und Erläuterungen erschie- 
nen ist, kann ich mich allerdings des Ein- 
drucks nicht erwehren, daß entschiedene 
Kritik, wäre sie denn nur fundiert geübt 
worden, durchaus angebracht war und, da 
die “Türcke-Debatte” scheinbar die wich- 
tigste Nachwirkung des Kongresses in der 
Linken darstellt, noch immer angebracht 
ist. Doch anstatt, wie geschehen, die Ober- 
fläche der fragwürdigen Wortwahl mora- 
lisch zu verurteilen, sollte man sich besser 
mit Türckes ebenso fragwürdiger Herlei- 
tung seiner Begriffe beschäftigen. 


Der Türcke-Vortrag 


Hauptanliegen seines Vortrages ist es, das 
Wirken des Weltmarktes alsuniversalisier- 
ten Ausdruck derkapitalistischen Wertver- 
wertung auf die Weltbevölkerung, als Ni- 
vellierung natürlicher und individueller 
Differenzen der Menschen zu beschreiben. 
Unter der Herrschaft des weltweit durch- 
gesetzten Wertgesetzes wird die Fremdheit 
unter den Menschen nicht mehr durch ihr 
Ausgeliefertsein an die äußere Natur be- 
stimmt. Hier gibt die gesellschaftlich orga- 
nisierte Konkurrenz aller um die abstrakte 
Form des Reichtums, das Geld, den Aus- 
schlag. Fremdenfeindlichkeit ist dahereine 
Form der Austragung dieser Konkurrenz 
in einer durch den Weltmarkt internationa- 
lisierten kapitalistischen Gesellschaft. 
Rassismus istein Ausdruck dieser aufKon- 
kurrenz gründenden Fremdenfeindlichkeit 
und meint deshalb auch gar nicht die “Ras- 
se’ des Fremden. 


Doch noch aus einem anderen Grund, 
und der führte aufdem Kongreß zum Eklat, 
erübrigt es sich laut lürcke, die heutige 
Manifestation von Fremdenfeindlichkeit 
als rassistische zu bezeichnen: Es gebe 
nämlich keine ‘Rassen’ mehr. Demnach 
muß es also mal welche gegeben haben. 
Nach Türcke hat es dies auch. Und zwar 
bevor der Weltmarkt sich anschickte, als 
universeller Zuchtmeister die Bildung ei- 
ner menschlichen Einheits"rasse" zu initi- 
ieren. Deren Schicksal sei es, unabhängig 
von den für das Verwertungsinteresse ein- 
schränkenden Bedingungen der ersten Na- 
tur, Wert verwerten zu müssen. So weit, so 
ambivalent. 


Verlassen der 
Naturgeschichte 


Warum müssen es ausgerechnet “Ras- 
sen’'merkmale sein, jene natürlichen Un- 
terschiede in Hautfarbe und Physiognomie, 
die die voneinander isolierten menschli- 
chen Kollektive vor ihrer durch die Gewalt 
des Weltmarktes gestifteten ‘““Vermi- 
schung” auszeichnete? Und durchaus ist 
die Frage gerechtfertigt, warum nach der 
bekanntenblutigen GeschichtedesRassen- 
begriffs dieser gerade für die Kritik ihrer 
Voraussetzungen tauglich sein soll. 


In seiner Vorbemerkung stellt Türckedie 
Frage, ob es Begriffe gebe, “die so kom- 
promittiert sind, daß man sie nicht mehr 
benutzen darf”. Eine rhetorische Frage, 
denn dieKompromittiertheiteinesBegriffs 
ist nicht mit diesem identisch, und man 
kann ihn selbstverständlich in seiner wirk- 
lichen Bedeutung, wenn nötig, weiterhin 
benutzen. Doch ist der Begriff Rasse nur 
ein durch grausame Verwendung in Theo- 
rie und Praxis kompromittierter? Drückt er 
jenseits dessen noch etwas anderes, wirk- 
lich Vorhandenes aus? Türcke verweist auf 
dieübliche Bezeichnung von Pudeln, Dog- 
gen und Dackeln als Hunderassen. Gerade 
hier ist aber die Bestimmtheit des Begriffs, 
trotz der Flapsigkeit in seiner rhetorischen 
Verwendung durch Türcke, bereits eindeu- 


tig zu erkennen. Haustierrassen setzen 
Züchtung voraus, also ““Veredlung” des 
ursprünglichen Zustandes vom ‘“Niede- 
ren’ zum “Höheren”. Nicht zufällig fand 
die Entdeckung angeblicher ‘“Menschen- 
rassen”, und damit die Prägung des Be- 
griffs, durch weiße Europäer statt, diedamit 
ihre selbstverständliche Superiorität kon- 
statierten. 


Türckes Verweis auf das unbefangene 
Umgehen US-amerikanischer Linker mit 
Begriffen wie “race-relations” zeigt nichts 
anderes als das affirmative Verhältnis die- 
ser Leute zur Bevölkerungspolitik ihres 
staatlichen Souveräns, der schon beim Aus- 
stellen von Pässen die weißhäutigen “‘cau- 
casians’’ den verschiedenen “coloured ra- 
ces’ gegenüberstellt. Der verfassungsmä- 
Bige Vorsatz des US-amerikanischen Staa- 
tes, seine verschiedenen Unterklassen 
gleich zu behandeln und Diskriminierung 
nicht zuzulassen, ist eine liberale, den 
Markterfordernissen entgegenkommende 
Variante der Umsetzung von Rassenden- 
ken ın Politik. Auch die BRD-Verfassung 
enthälteinen entsprechenden Paragraphen. 
Für eine andere Variante steht das südafri- 
kanische Beispiel. Dort definierte der staat- 
liche Souverän noch bis vor kurzem die 
Markterfordernisse auf der Grundlage sei- 
ner Rassendoktrin so, daß ihm die Apart- 
heid alsdas angemessene Mittel zur Durch- 
setzung seinerinnenpolitischenZweckeer- 
schien. Vordernominellen Aufhebung der 
Apartheid fanden in Südafrika ständig eine 
Anzahl von Zivilprozessen über das 
Schicksal von sogenannten Mischlingen 
statt. In den Prozessen ging es darum, ob 
die jeweiligen Personen, jeweils mit den 
entsprechenden sozialen Konsequenzen, 
einerderstaatlich definierten Subrassen der 
Weißen oder Schwarzen angehören sollten. 


Diese Ausführungen über die Praxis des 
Begriffs “race-relations’”” würden Chri- 
stoph Türcke wahrscheinlich zu weit ge- 
hen, weil er hier den ‘Mißbrauch des Ras- 
sebegriffs” feststellen würde, und diesen 
will er nicht als “ einzig möglichen Ge- 
brauch’ anerkennen. Es geht ihm auch 
nicht um einen möglichen politischen Ge- 
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brauch des Begriffs, denn dieser sei ja, wie 
schon ausgeführt, durch die Wirkung des 
Weltmarktes obsolet geworden. 

Offenbar will Türcke den Rassenbegriff 
benutzen, um den Unterschied deutlich zu 
machen, der zwischen einer Menschheit 
besteht, die den Zwängen der ersten, der 
äußeren Natur ausgesetzt ist und durch 
diese Auseinandersetzung auch physisch 
geformt wird, und einer solchen, die aus 
ihrer ““Naturgeschichte”” herausgetreten 
ist, aber den blind wirkenden, von ihr un- 
verstandenen Zwängen des Wertfetischs 
unterworfen ist. 


Innen und außen 


Es sei die Haut, die die unterschiedlichen 
Menschengruppen dieser Naturgeschichte 
nicht nur konstruiere, sondern auch die 
Verwendung zur Kennzeichnung von 
“Rasse” legitimiere. ‘Esgibtnuneinmal”, 
schreibt Türcke, ‘Menschengruppen 
schwarzer, weißer, gelber oder rötlicher 
Hautfarbe, die sich durch die Gemeinsam- 
keit erblicher Merkmale signifikant von 
anderen unterscheiden, und so unmöglich 
es ist, genau anzugeben, wieweit dieser 
Merkmalsunterschied sich über die Haut 
hinaus auf Temperament, Neigung, Bega- 
bung, Charakter erstreckt, so absurd wäre 
es, ihn zu leugnen und so zu tun, als bedeute 
der Unterschied zwischen schwarzer und 
weißer Hautfarbe nicht mehr als der zwi- 
schen einem roten und einem grünen Ano- 
rak’’. Worin dieser andere, weitergehende, 
Unterschied denn genau besteht, weiß auch 
Türcke nicht, doch es muß ihn schließlich 
geben, denn “die menschliche Haut ist ein 
Atmungs- und Wahrnehmungsorgan er- 
sten Ranges, Grenze und Filter zwischen 
Außen und Innen”. Die Pigmentierung sei 
nur ein Faktor der Hautbeschaffenheit, 
worin die weiteren bestehen, verrät uns 
Türcke nicht. Es hieße, den Stoffwechsel- 
prozeß derMenschen mitderübrigen Natur 
zu leugnen, würde man behaupten, daß die 
Beschaffenheit der Haut nicht ausschlag- 
gebend dafür sei, “wie das Äußere aufs 
Innere wirkt und Artund Richtung körper- 
licher und geistiger Aktivität beeinflußt”. 
Ein wenig erinnert diese Argumentation 
an die romantischen Ursprünge der völki- 
schen Ideologie im Deutschland des 19. 
Jahrhunderts. Vertreter dieser Richtung 
waren der Meinung, daß Landschaftsfor- 
men bestimmtetypische Geistes-undEmp- 
findungseigenschaften ihrer Bewohner 
hervorbrächten, eine jeweils eigene 
“Volksseele”. Es versteht sich, daß die 
Deutschen dabei über eine besonders wert- 


volle Version davon verfügten, was ihren 
späteren Ansprüchen gegen weniger see- 
lenbegabte Kollektive zugute kam. Diese 
Argumentation führt vielleicht zu weit, da 
Türcke ausdrücklich jede Wertung 
menschlicher, durch Hautfarbe definierter 
Gruppen als Projektion ablehnt. Doch 
durch seine Verwendungder Begriffe Seele 
und Seelenleben in bezug auf Kollektive 
stellt er selbst die Verbindung zur völki- 
schen Romantik her. 


Über die Weisheit des 
Alltagsbewußtseins 


Aber zurück zur Haut. Begründen kann er 
deren geschilderte Bedeutung nur mit ei- 
nem begrifflich elegant als ‘“Paradoxon 
ebenso offensichtlicher wie nicht verifi- 
zierbarer Kausalzusammenhänge” um- 
schriebenen Rückgriff aufeinenaheliegen- 
de Weisheit des Alltagsbewußtseins: das 
“Bescheidwissen””. “Ob es das nahegele- 
gene Kraftwerk war, das ein Kind an Leuk- 
ämie erkranken ließ, wird sich im Ernstfall 
nie empirisch nachweisen lassen, obwohl 
es die Spatzen von den Dächern pfeifen, 
daß sich im Umkreis von Atomkraftwerken 
die Rate von Leukämieerkrankungen er- 
höht. Ob es die reichlich genossenen Ge- 
walt-Videos waren, die Jugendliche in ei- 
nem jeweils bestimmten Fall motivierten, 
ihren Altersgenossen zu foltern, wer will 
daswissenschafilichzweifelsfreierhärten? 
Aber absurd anzunehmen, derlei Videos 
erhöhten nicht die Gewaltbereitschaft. 
Ähnlich kurzsichtig die Behauptung, die 
Beschaffenheitder Haut habe mitdem, was 
physisch und psychisch indem Körper, den 
sie umschließt, vor sich geht, schlechter- 
dings nichts zu tun — nur weil man den 
Zusammenhang nicht isoliert nachweisen 
kann und er auch immer weniger ins Ge- 
wicht fällt.” 

Wenn man nicht nachweisen kann, daß 
das AKW für die Leukämie verantwortlich 
ist, also auch alle möglichen anderen Grün- 
de als Ursache in Frage kommen könnten, 
kann man sie in diesem Fall auch nicht 
ernsthaft als Argument anführen. Zwar ist 
es unsereinem egal, aus welchem Grund 
derartige Anlagen, deren Schädlichkeit be- 
wiesen ist, schließlich abgeschaltet wer- 
den, aber eine einfache Übertragung dieser 
Art von Argumentation auf andere Berei- 
che (hier also die Haut) kann einem Kritiker 
der bestehenden Verhältnisse nicht wün- 
schenswert erscheinen. Der Hinweis auf 
Videos als Motivation und Stimulanz für 
Gewalt von Jugendlichen ist bekanntlich 
neben Gewaltaufnahmen in Nachrichten- 


sendungen eine der derzeit gängigsten Er- 
klärungsformeln, wenn die durch die ge- 
wöhnliche Sozialisation geförderte Ge- 
walttätigkeit über die gerade akzeptierte 
hinausgeht. 

Eine Debatte, die “nicht verifizierbare 
Kausalzusammenhänge” akzeptieren wür- 
de, weil sie angeblich “offensichtlich” 
sind, begäbe sich auf das Niveau jenes 
Glaubens, Meinens und Dafürhaltens und 
wäre damit der Stützpfeiler des “gesunden 
Menschenverstandes” der Untertanen. 


Der Rassismusvorwurf 


Weil der Rassenbegriff von seinem Ur- 
sprung und seiner Bestimmung her ein 
sprachliches Mittel zur Unterdrückung der 
Menschen ist, läßt er sich auch nicht anders 
benutzen. Versuche, dies dennoch zu tun, 
scheitern wie der von Türcke. So ist Türcke 
speziell in diesem Punkt denn auch als 
Gescheiterter zu betrachten. Daisteswenig 
hilfreich, wie Ingrid Strobl auszurufen: 
““dasist doch Biologismus, das ist Eugenik, 
das ıst Rassismus, das ist Antisemitismus, 
das ist Sexismus.” Diese Aufzählung von 
Schweinereien ist noch lange nicht voll- 
ständig, und den Vortrag von Türcke be- 
treffen sie nicht, denn darin kam nichts 
davon vor. Wäre derKongreßeinereligiöse 
Veranstaltung gewesen, hätte man auch 
rufen können: “Das ist Blasphemie!”’ Aber 
so... 

Türcke selbst faßt seine Position folgen- 
dermaßen zusammen: “]. Menschenras- 
sen sind keine Erfindung des Rassismus, 
sondern ein Produkt der Naturgeschichte. 
2. Rassismus als Ideologie trat zu dem 
Zeitpunkt auf, als die Menschheit aufihrem 
Jortgeschrittensten Erdteil durch ihre fort- 
geschrittenste Klasse begann, ihre Natur- 
geschichte aufzuvor nie gekannte Weise in 
Eigenregie zu nehmen. ”Die Unhaltbarkeit 
des ersten Punktes habe ich bereits darge- 
legt, die Richtigkeit des zweiten Punktes 
steht außer Frage, Freilich ist für Türcke 
der Rassismus des bürgerlichen Zeitalters 
eine brutale Reaktionsweise auf die durch 
den Weltmarkt bewirkte “Durchmischung 
der Rassen” und die daraus folgende Ob- 
soletheit des Rassenbegriffs. Als Herr- 
schaftsmitteltauchterbeiihmnichtaufund 
erscheint sogar als kontraproduktiv, weil 
Türcke die Marktgesetzlichkeitunddie von 
ihr gestiftete Gleichheit der Subjekte als 
Warenproduzenten und -verkäufer auch in 
der politischen Betrachtung absolut setzt 
und staatliche und ideologische Faktoren 
als untergeordnet begreift. Diesrechtfertigt 
aber nicht, ihn als Rassisten zu bezeichnen. 
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Oder, wiein der Berliner Autonomen-Zeit- 
schrift Interim (Nr.245), zu behaupten, er 
wolle “den rassistischen und antisemiti- 
schen Philosophen Gobineau rehabilitie- 
ren”. 
Wenn Jutta Ditfurth in der ÖkoLinx 
Nr. 11 den Anthroposophen Rudolf Steiner 
mit einer rassistischen Aussage über die 
Minderwertigkeit von Schwarzen und die 
Höherwertigkeit von Weißen zitiert und 
anschließend behauptet, dessen rassisti- 
sche Sprache unterscheide sich nicht “im 
Kern von der des Elfenbeinturmbewohners 
Türcke’”’, dann verfehlt dieses polemische 
Geschoß nicht nurum Längen sein Ziel, es 
erweist sich auch als unfähig, über moder- 
nen Rassismusüberhautetwas auszusagen. 


>> 


Neo-Rassismus ignoriert 


Aktueller Rassismus, wieihnbeispielswei- 
se die herrschenden Politiker, aber auch die 
Theoretiker der sogenannten “Neuen 
Rechten” derzeit vertreten, enthält sich be- 
wußt einer vordergründigen Bewertung 
von Menschengruppen, egal ob sie als Völ- 
ker, Ethnien oder Rassen bezeichnet wer- 
den. Im Gegenteil, unter Schlagworten wie 
“Ethnopluralismus” wird eine Gleichwer- 
tigkeit der verschiedenen Gruppen voran- 
gestellt, die hauptsächlich durch Vermi- 
schung bedroht sei. Der französische Mar- 
xist Etienne Balibar spricht in diesem Zu- 
sammenhang von einem “Rassismus ohne 
Rassen”, ein Begriff, der von Türcke als 
besonders krasser Ausdruck der “Inflation 
des Rassismus” begriffen wird. FürBalibar 
ist dies “ein Rassismus, dessen vorherr- 
schendes Themanichtmehrdie biologische 
Vererbung, sondern die Unaufhebbarkeit 
der kulturellen Differenz ist; ein Rassis- 
mus, der — jedenfalls auf den ersten Blick 
— nicht mehr die Überlegenheit bestimm- 
ter Gruppen oder Völker über andere po- 
stuliert, sondern sich darauf 'beschränkt', 
die Schädlichkeit jeder Grenzverwischung 
und die Unvereinbarkeitder Lebensweisen 
und Traditionen zu behaupten. Diese Art 
von Rassismus ist zu Recht als ein differen- 
tialistischer Rassismus bezeichnet wor- 
den.’ (1) 

Weder Christoph Türckenoch seine Kri- 
tiker gehen auf diese neue Form des Ras- 
sismus ein. In Türckes Vortrag sind Natio- 
nalsozialismus und Rassismus nichts wei- 
ter als Erscheinungsformen des Konkur- 
renzkampfes um knapper werdende sozi- 
alstaatliche Versorgung. Offenbarsinddie- 
se Erscheinungsformen wenig geeignet, sie 
selbst auf ihre Ursache zu befragen, denn 
da sind “gar nicht mehr genug Emotionen 


da, die man zum großen Erlebnis des eige- 
nen Volkskörpers aufheizen könnte, wie 
damals, als der Ruf Deutschland erwache 
erschallte’”. 

Anstatt sich fast ausschließlich auf 
Türckes mißlungene Überlegungen zur 
menschlichen Naturgeschichte zu bezie- 
hen und sich selbst dann als moralisch 
sauber hinzustellen, hätten seine Kritiker 
sich besser auch mit seinen Ausführungen 
zur aktuellen BRD-Situation befassen sol- 
len. Doch diese hielt man, wenn Bettina 
Hoeltjes Beitrag auf dem Kongreß reprä- 
sentativ ist, für “ ’ne umfassende Kapita- 
lismuskritik, ’ne Kritik an der Ausbeutung 
des Menschen durch den Menschen, ’ne 
Kritik an brutaler Gleichmacherei — da 
stimmen wir ja alle zu”. Wirklich? 


Was bleibt? 


Zustimmen sollte man Türcke auf jeden 
Fall in der Beschreibung der Aufhebung 
der naturbedingten Fremdheit unter den 
Menschen durch den Weltmarkt und die 
Schaffung eines weltweit gleichen Men- 
schentyps, der die Vergleichbarkeit aller 
an der abstrakten Wertform zur Vorausset- 
zung hat. Wenn Jutta Ditfurth (ÖkoLinx 
Nr.11) dies als eine “undifferenzierte Fest- 
stellung’’ mit dem Hinweis auf die realen 
Ungleichheiten, die der Kapitalismus pro- 
duziert, abtut, zeigt sie, daß sie vom Prinzip 
der bürgerlichen Gleichheit vor dem Wa- 
renwert nichts verstanden hat. Diese stellt 
sich doch gerade dadurch her, daß alle 
Individuen gezwungen sind, nicht nach ih- 
ren Fähigkeiten und Bedürfnissen zu arbei- 
ten, sondern ıhr Leben für die Produktion 
von abstraktem, wertförmigem Reichtum 
nutzbar zu machen. Dadurch wird auf der 
Grundlage der Überwindung natürlicher 
Differenzen unter den Menschen eine neue 
Fremdheit zwischen den sich nun als Kon- 
kurrenten gegenüberstehenden Menschen 
geschaffen. Diese kann auf der Grundlage 
der als natürlich angesehenen Marktgeset- 
ze nicht beseitigt werden. Auch darin sollte 
man Türcke zustimmen. 

Nicht zustimmen sollte man Türcke in 
seiner Beurteilung der Randständigkeit 
nicht nur von Neo-Rassismus, sondern 
auch von Nationalismus. Nicht nur das 
Beispiel der biederen Bürger von Dolgen- 
brodt sagt viel über das “Zentrum der Ge- 
sellschaft” aus, die Abschaffung des Asyl- 
rechts zeigt, in welch ergänzendes und 
funktionales Verhältnis parlamentarische 
Demokratie und faschistischer Pogrom- 
Mob zueinander treten können. Wenn 
Türcke klagt, “heute will man für die Sa- 


nierung des Ostteils der Nation nicht mal 
mehr Steuern zahlen, streitet sich kleinlich 
um einen Solidarpakt, hatnicht die gering- 
ste Lust, die Wolgadeutschen an das große 
Herz der Nation zu drücken ...,” ist das 
mehr die Frustration des Kolonialbeamten; 
er unterrichtet an einer Hochschule in der 
Ex-DDR. | 

Mit der Realität der BRD, in der der 
DDR-Anschluß und dessen Finanzierung 
widerstandslos hingenommen werden und 
wo das Interesse an “Deutschstämmigen” 
in Osteuropa zumindest in den Massenme- 
dien wächst, hat das nicht viel zu tun. 

Am problematischsten ist Türckes affır- 
mative Beschreibung des deutschen ‘“So- 
zialstaates”’ und dessen angeblicher Ge- 
fährdung durch den “Einwanderungs- 
druck”. Dieser wird von ihm nicht als Re- 
sultat staatlicher Produktivitätsplanung 
und insofern durch den Souverän jederzeit 
nach wechselnder Bedürfnislage veränder- 
bar, sondern als “eigene nationalstaatliche 
Versorgungsanstalt” bezeichnet. Er fühlt 
sich genötigt, zuzugestehen, daß im Bann 
der bestehenden Wirtschaftsordnung, die 
weltweit systematisch Millionen von 
Flüchtlingen produziert, ‘noch das an sich 
Humane und Vernünftige zum Unheil aus- 
schlüge, würde man es hier und jetzt in die 
Tat umzusetzen versuchen’. Antikapitali- 
stische Kritik ist hier auf Ursachenandeu- 
tung (“im Banne der ...””) heruntergekom- 
men. Statt daß die antikapitalistische Kritik 
als Forderung der Aufhebung der durch- 
schauten Wertverwertung und als scho- 
nungsloser Angriff aufdasfalsche Bewußt- 
sein der aktiven und passiven Träger der 
aufzuhebenden Verhältnisse wirksam 
wird, ist sie hier zu einem reflektierenden 
Nachvollziehen älaEnzensberger verkom- 
men. 

Die “Türcke-Debatte” ist auch ein Aus- 
druck des Dilemmas der deutschen Rest- 
linken. Auf der einen Seite das Abdriften 
kritischer Theorie in begrifflichen und me- 
thodischen Obskurantismus — und auf der 
anderen Seite geistloser Lärm moralisie- 
render Aktivisten. Eine Kritik, die auf die 
Abschaffung der die Menschen in Rassen, 
Völker, Ethnien und was auch immer für 
einen Blödsinn einteilenden Verhältnisse 
zielt, hat es da nicht leicht. 


Klaus Wehmeier 


Anmerkung: 


(1) E. Balibar, Gibt es einen “Neo-Rassismus”? 
in: Balibar/Wallerstein, Rasse Klasse Nation. 
Ambivalente Identitäten. Berlin 1990, S.28 
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Logik der Relativierung 


Zu Manfred Dahlmanns Thesen über “ 


In seinem Beitrag “Totale Herrschaft und 
Antisemitismus” (Bahamas 10, S. 40 ff) 
faßt Manfred Dahlmann in Anlehnung an 
Hannah Arendt NS-System und Stalinis- 
mus im Begriff der “totalen Herrschaft” 
zusammen —- definiert als uneinge- 
schränktes Zusammenfallen von Wille und 
Tatdestotalitären Regimes. In Abgrenzung 
zu Arendtführter solch “totaleHerrschaft” 
auf kapitalistische Bewegungsmechanis- 
men zurück — kurz gefaßt geht danach die 
Selbstbewegung der Macht aus der Selbst- 
bewegung des Werts hervor und bleibt ihr 
unterworfen. Dahlmann meint, mit sei- 
nen Begriffen (“totale Herrschaft”) das 
Spezifische am Ereignis Auschwitz zu er- 
fassen. Er erliegt — wie folgende Anmer- 
kungen belegen sollen —aberim Gegenteil 
einer Relativierung von Auschwitz, diemit 
seinen Argumentationen einhergeht. 


Eine Fußnote 


Was kann als das Spezifische an 
“Auschwitz” beschrieben werden? Ver- 
schiedene Überlebende und AutorInnen 
knüpften zur Bestimmung jenes Spezifi- 
schen an der Erfahrung, der Perspektive der 
Opfer an. Das Ende jeder kalkulierbaren 
Rationalität für den Auschwitz-Häftling, 
der nicht als Ergebnis eigenen Handelns, 
sondern höchstens aus Zufall dem Tod ent- 
rinnen konnte, beschreibt etwa Jean Amery 
als wesentlichen Bestandteil jenes Raubes 
an Menschenwürde, der auch Jahre nach 
dem Ende des NS-Systems fortwirkte. Dan 
Diner sieht in genau jenem Element den 
“Zivilisationsbruch” fundiert, den 
“Auschwitz” darstelle. 


Dahlmann wischt in seinem Text diese 
ganz wesentliche Debatte en passant, in 
einer Fußnote (!), beiseite. Dort schreibter: 
‘Im Grad an Brutalität oder moralischer 
Verwerflichkeit ein Unterscheidungskrite- 
rium für verschiedene Formen von Herr- 
schaftzu sehen, istblanker Zynismus. Denn 
aus der Sicht eines Betroffenen macht es 
absolut keinen Unterschied, ob er ineinem 
Konzentrationslager der Nazis, den Ar- 
beitslagern der Stalinisten oder unter der 
Isolationsfolter Stammheims zugrundege- 
richtet wird.’ 

Die Beispiele, zwischen denen er unter 
dem gewählten Blickwinkel “absolut kei- 
nen Unterschied’’ ausmachen kann, ent- 
stammen dem NS-System, der stalinisti- 
schen Sowjetunion und dem BRD-Postfa- 
schismus. Diese Auswahl ist keineswegs 


ein Zufall. Sie bedeutet vielmehr den 
höchst problematischen Versuch, “totale 
Herrschaft” und “totale Vergesellschaf- 
tung” quasi in eins zu setzen. Davon, wie 
diese Bewegung in Dahlmanns Text eine 
Relativierung von Auschwitz mit sich 
bringt, soll später die Rede sein. 

Zunächst einmal aber interessiert an 
Dahlmanns Fußnote das Kriterium, nach 
dem die drei Beispiele in eins gesetzt wer- 
den. Die “Sichteines Betroffenen, vonder 
Dahlmann spricht, ist die eines bereits ums 
Leben Gebrachten: Da ihm nun jede Wahr- 
nehmung genommen ist, spielen auch die 
Todesumstände keine Rolle mehr. ‘Tot ist 
tot” ist also die Logik des Arguments, und 
indieser Logikkönnte DahlmannsReihung 
auch um einen Raubmord oder Autounfall 
ergänzt werden. 

Daß im Tod von Menschen Unterschiede 
egalisiert, aufgehoben würden, ist für sich 
genommen eine diskutable Sichtweise. Die 
von Dahlmann vorgebrachte Logik aber 
will jedes Nachdenken darüberbeiseite wi- 
schen, ob sich für Opfer, Überlebende und 
““Nachgeborene’”’ unterschiedliche Todes- 
umstände als qualitative Differenz des Er- 
eignisses selbst darstellen konnten und 
können. Solchem Nachdenken geht es kei- 
nesfalls, wie Dahlmann unterstellt, um eine 
fragwürdige moralische Bewertung (den 

“Grad an Brutalität’ zu bewerten sei ‘Zy- 
nismus ). Z.B. Jean Amery geht es viel- 
mehr darum, die sehr spezifischen Merk- 
male der NS-Vernichtung aus dem Erleben 
am eigenen Leibe analytisch zukennzeich- 
nen. Mit seiner Fußnote spricht Dahlmann 
den Überlebenden dazu jede Fähigkeit und 
jedes Recht ab. 


Vergleich der Lagersysteme 


Mit Hannah Arendt kennzeichnet Dahl- 
mann als das typisch “Totalitäre”: Die 
Außerkraftsetzung des “Rationalen” zu- 
gunsten einer Selbstbewegung von Ideolo- 
gie und Terror. Die dabei implizierte Frage 
nach einer (insbesondere: ökonomischen) 
“Rationalität” ist problematisch und kom- 
pliziert. So nimmt z.B. im Wahngebäude 
eines Antisemiten die Verfolgung der Ju- 
den einen immanent völlig “rationalen” 
Ort ein. “Rational” hat also immer auch 
eineunklarbleibende Konnotation von: für 
den Sprechenden in seiner inneren Logik 
noch gedanklich nachvollziehbar. 

Legen wir die — problematische — Ka- 
tegorie dennoch einmal zugrunde, gilt: Die 


totale Herrschaft” 


These Dahlmanns stimmt für das NS-Sy- 
stem von seiner Konsequenz Auschwitzher. 
Das NS-System läßt sich jedoch in vielen 
Aspekten nicht als verselbständigt-irratio- 
nalbeschreiben. Die NS-Kriegspolitik ver- 
folgte z.B. durchaus (“nachvollziehbar”) 
rationale Ziele. Wie Sohn-Rethel be- 
schreibt, suchte das auf Weltniveau nicht 
mehr konkurrenzfähige Kapital über die 
Ostexpansion einen neuen, starken Aus- 
gangspunkt zu gewinnen, um infermner Zeit 
auf solcher Grundlage erneut konkurrieren 
zu können. — Die Planung und Durchfüh- 
rung der Vernichtungspolitik aber läßt sich 
aus solcher Logik tatsächlich nicht zurei- 
chenderklären. Die antisemitischen Wahn- 
vorstellungen der Nazisernstzunehmen be- 
deutet, in dieser Vernichtungspolitik die 
eigentliche “deutsche Revolution” zu er- 
kennen. Daß “Auschwitz” einen Ein- 
schnitt bedeutet, der diese Perspektive auf 
das NS-System zur zentralen macht, ist 
evident. 


Giltaberderselbe Gedankengangebenso 
für die stalinistische UdSSR, für das Gu- 
lag-System? Richtig ist, daß im Zusam- 
menhang mit dem Lagersystem viele Maß- 
nahmen eingeleitet wurden, die als ökono- 
misch unter jedem möglichen Blickwinkel 
widersinnigbezeichnetwerdenmüssen: als 
Beispiel sei die Verfolgung und Einwei- 
sung zur Zwangsarbeit von großen Teilen 
der Intelligenz genannt. 


Dennoch war das System der Gulag-La- 
ger, anders als für das NS-Vernichtungs- 
programm gesagt werden kann, in der So- 
wjetunion ein Wirtschaftsfaktor. Auf äu- 
Berst repressive, grausame Weise, über 
Leichen hinweg, ging es um Aufbau der 
Schwerindustrie, um die Industrialisierung 
entlegener Gebiete z.B. Sibiriens. Nach 
Schätzungen befanden sich zwischen 1938 
und 1941 um die 10 Millionen Menschen, 
danach ca. 15 Millionen in Zwangsarbeit 
(1). Esheißt nicht, ein irrationales Element 
in ihrer Einführung bzw. in Einzelmaßnah- 
men oder die mörderische Repression zu 
verleugnen, wenn sie im wesentlichen eben 
doch als furchtbare Arbeits- und Aufbaula- 
ger gekennzeichnet werden. Die Existenz 
der Lager diente darüber hinaus der Mili- 
tarisierung auch aller “regulären” Arbeits- 
verhältnisse. So Konnten in der Sowjetuni- 
on überzeugten Parteimitgliedern Prinzipi- 
en zum Arbeitsideal werden, die im Gulag- 
System vorherrschten — ein Umstand, der 
fürdieNS-Vernichtungslager von vornher- 
ein undenkbar wäre. 
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Ein Beispiel, das die Differenz der La- 
gersysteme aufzeigt, führt Dan Diner in 
seinem jüngsten Aufsatz an (2). Er macht 
darauf aufmerksam, daß als typische 
““Widerstandshandlung” im Gulag-Sy- 
stem die Selbstverstümmelung gelten 
kann, die dazu diente, sich dem — bis zu 
Tötung gewaltsamen — Arbeitszwang zu 
entziehen. In den NS-Todeslagern aber 
“entzogen” sich die Opfer der Vernich- 
tung, indem sie sich in den tödlichen 
Stromzaun der KZ warfen: eine Alternati- 
ve zum Tod existierte nicht. — Selbst der 
Aufstand im Warschauer Ghetto meinte 
die Wahl eines anderen Todes. Der über- 
lebende Marek Edelmann betonte in Inter- 
views und Texten immer wieder, über et- 
waige Erfolgsaussichten des Aufstands 
habe keinerlei Illusion bestanden: “Die 
Menschen haben immer geglaubt, das 
Schießen sei das größte Heldentum. Dar- 
um haben wir geschossen.’ (3) In der ent- 
scheidenden Beratung der beteiligten 
Gruppen stand alternativ zum Aufstand 
u.a. der Vorschlag, über die Mauer in den 
arischen Sektor der Stadt zu flüchten, um 
sich dort öffentlich erschießen zu lassen: 
dem Aufstand ging es vor allem anderen 
darum, eine Öffentlichkeit des Todes, d.h. 
der Vernichtungspolitik herzustellen. 

Eine Vernichtung um der Vernichtung 
willen, die Auschwitz gleichen würde, 
kann für die stalinistische Sowietunion 
nicht behauptet, demnach kann der ‘“Sta- 
linismus” nicht von einer solchen Konse- 
quenz her bestimmt werden. Diese ent- 
scheidende Differenz zu nivellieren heißt, 
Auschwitz zu relativieren. 

Die Frage nach dem “Irrationalen”” der 
beiden Systeme — NS und Stalinismus — 
muß einer weiteren Differenzierung unter- 
worfen werden. Dan Diner unterscheidet 
im bereits genannten Aufsatz anhand un- 
terschiedlicher Perspektivender Täter-und 
Opfergruppen. 

Inder Sowjetunion, stellt Dinerfest, wird 
des Leidens unter dem Stalinismus nicht in 
nationalen Kategorien gedacht, sondern 
der Erinnerung gilt das “Regime” als der 
negative Bezugspunkt. Diese Erinnerungs- 
form verweist darauf, daß in der stalinisti- 
schen Sowjetunion kein Angehöriger des 
nationalen Kollektives davor gefeit war, 
Opfer einer Verfolgungskampagne zu wer- 
den. Die Auswahl der Opfer sei im wahr- 
sten Sinne des Wortes unberechenbar für 
Jeden Sowjetbürger gewesen — bis hinein 
in die Führungsspitze. Diese irrationale 
Schaffung von Verfolgungsängsten diente 
dem (insoweit wieder rationalen) Zweck 
einer Herrschaftssicherung, die allein Di- 
ner als im direkten Wortsinne “totalitär”’ 
bezeichnet. 


Im NS-System stellt sich die “Irrationa- 


lität’ der Verfolgung gänzlich anders dar, 
die Perspektiven spalten sich auf. Ist die — 


antisemitische, rassistische — Wahl der 
Opfer und die Vernichtungsabsicht selbst 
irrational, so wird das Verhalten des NS- 
Systems nach der Selektion berechenbar. 
Für die ““Volksgenossen’” ergibt sich ein 
hoher Grad an Sicherheit, bei (absolutem) 
Wohlverhalten gegenüberdem NS-System 
nicht der Vernichtung zugeführt zu werden 
— Diner bestätigt hier, zynisch, einen rich- 
tigen Kern in der These Noltes, das natio- 
nalsozialistische Deutschland könne bei- 
nahe als “Rechtsstaat”’ bezeichnet werden. 


Für die selektierten Opfer gilt umge- 
kehrt, daß der Tod das zugeteilte ‘“Schick- 
sal’’ war. Konnte in der Sowjetunion jeder 
Bürgerln irrational, zufällig der Tod dro- 
hen, so kennzeichnet das System 
Auschwitz, daß höchstens völlig unbere- 
chenbare Zufälle ein Überleben bewirken 
konnten. Ausder Sicht von Auschwitz, der 
Perspektive der Opfer, bleibt das NS-Sy- 
stem dem SU-System negativ unvergleich- 
lich. 


Dahlmann aber unterschlug ja, wie wir 
sahen, die Frage der Perspektive — er ne- 
giert damit die von Diner hervorgehobene 
Differenz. Daß der Stalinismus mit sozia- 
len Kategorien argumentierte, das NS-Sy- 
stem aberideologisch von vornhereineinen 
nationalen Rahmen voraussetzte, bleibt, so 
sehen wir, nicht ohne Folgen. Anders als 


Dahlmann behauptet, ergibt sich doch eine 
Differenz daraus, daß das stalinistische Sy- 
stem mit “Klasse” und nicht mit “Rasse” 
argumentierte — auch wenn die Stalinsche 
Beschreibung der Verfolgungen als “ver- 
schärfter Klassenkampf” natürlich als 
Rechtfertigungsideologie beschrieben 
werden muß, und diese Ideologie völkische 
Struktur und antisemitischen Gehalt vieler 
Verfolgungen nur oberflächlich verschlei- 
erte. 


Fußnote zwei 


Nicht nur das System der Gulag, auch der 
Antisemitismus in der Sowjetunion ist 
Grundlage für Dahlmanns Variante einer 
Totalitarismusthese. Dieser auch staatlich 
massiv betriebene Antisemitismus ist viel- 
fach belegt, und es wäre verfehlt, für ihn 
andere Ursachen als in “kapitalistischen” 
Staaten geltend zumachen. ZurDiskussion 
stehtaber, obsich Antisemitismusund Ver- 
folgungsmaßnahmen speziell des Natio- 
nalsozialismusunddes Stalinismusineiner 
so spezifischen Weise entsprechen, daß sie 
kategorial von allen anderen Systemen zu 
unterscheiden wären. Manfred Dahlmann 
bezeichnet den Stalinismus als totalitär, 
nicht aber den italienischen Faschismus, 
der bekanntlich kein antisemitisches Ver- 
nichtungsprogramm, aber ab 1938 doch 
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eine systematische antisemitische Verfol- 
gung betrieb. Zur Frage steht also, ob in der 
stalinistischen Sowjetunion Maßnahmen 
ergriffen oder geplant wurden, die 
Auschwitz gleichkämen. 

Dahlmann scheint gerade dies zu beja- 
hen, wenn er — wiederum nebenbei, in 
einer Fußnote — schreibt: “Daß die Juden 
im Stalinismus nicht zum offen erklärten 
Feind, der zur Alleinherrschaftauserwähl- 
ten Klasse avancierten, hatte keine prinzi- 
piellen, sondernnur pragmatische Gründe. 
Vorbereitet war jedenfalls alles, um auch 
zu diesem Schlag auszuholen. ” Er bezieht 
sich dabei auf Arendt, aber wohl auch auf 
neuere Veröffentlichungen, die belegen, 
daß eine Deportation der sowjetischen Ju- 
den geplant war (4). Diese Maßnahmen 
wurden nach dem Tod Stalins nicht mehr 
verwirklicht. Die geplante Zwangsdepor- 
tation kann nicht ““wertfrei”’ gedacht, son- 
dern muß als Höhepunkt einer beabsichtig- 
ten antisemitischen Welle begriffen wer- 
den. 

Indes belegen die vorliegenden Doku- 
mente keinesfalls, daß die Planungen Auf- 
takt zu einem geplanten Vernichtungspro- 
gramm gewesen wären, das mit Auschwitz 
vergleichbar seinkönnte. DasNS-Vernich- 
tungsprogramm gegen das europäische Ju- 
dentum bleibt daher von einer eigenen, 
unvergleichlichen Qualität. Die Gleichset- 
zung des Antisemitismusder SU spezifisch 
mit dem deutschen — mit Auschwitz — ist 
nicht belegbar, diese Gleichsetzung vorzu- 
nehmen bewirkt eine Relativierung des 
spezifischen Vernichtungsprogramms 
Auschwitz. 


Auschwitz und Wertanalyse 


Anders als in der Propaganda des Kalten 
Krieges stellt Manfred Dahlmann “totali- 
täre Herrschaft” und bürgerliche Demo- 
kratie nicht als ausschließende Gegenbe- 
griffe einander gegenüber. Anders auch als 
Hannah Arendt sieht er in “totaler Herr- 
schaft’ vielmehrdie vollständige Verwirk- 
lichung jener Prinzipien, die in der entwik- 
kelten kapitalistischen Gesellschaft ange- 
legt seien. 

Dahlmann kritisiert Hannah Arendt, die 
eine Verselbständigung derldeologieinder 
Einheit von Wille und Tat als ein vom 
“Kapitalismus” unabhängiges Phänomen 
beschreibt. Arendt sche, führt er in “Kritik 
und Krise’ aus (5), Wertproduktion als 
eines von mehreren denkbaren Gewaltver- 
hältnissen, ordne mithin “Wert” der Di- 
mension ‘“Gewalt” logisch unter. Dahl- 
mann verweist im Gegenzug darauf, im 
Kapitalismus sei allein die Wertproduktion 
synthetisierend. Auch das NS-System sei 
dieser Synthetisierung unterworfen gewe- 
sen, weshalb jede Gewaltanwendung auf 


sie bezogen, ihr untergeordnet bleibe. Die 
Selbstbewegung der Gewalt in “totaler 
Herrschaft” sei, kehrt er Arendts Hierar- 
chie um, nichts als eine spezifische Ver- 
wirklichung der Selbstbewegung des Wer- 
tes. 

Wenn Dahlmann darauf verweist, daß 
beide, Wertproduktion wie totale Gewalt- 
herrschaft, jeweils eine Selbstbewegung 
vollzögen, leistet er indes zunächst einmal 
nicht mehr, als eine Analogie aufzuzeigen. 
Dieser Analogie gibt Dahlmann in seinen 
Texten aber den Stellenwert einer Analyse. 
Ererklärt nicht, wie die genannten ““Selbst- 
bewegungen’” auseinander entstehen und 
aufeinander bezogen sein sollen. Dennoch 
zieht er aus seinen Vorgaben weitreichende 
Schlüsse: Er behauptet nämlich, daß Ge- 
walt, daß “totale Herrschaft”, wenn sie der 
Wertproduktion unterworfen sei, jegliche 
Eigengesetzlichkeit verliere. 

Das aber macht seinen ganzen Ansatz so 
problematisch: Waseinmal das Spezifische 
von Auschwitz beschreiben sollte — 
“Selbstbewegung” der Vernichtung — 
wird bei Dahlmann der ““Selbstbewegung” 
desKapitals gedanklich so zugeordnet, daß 
nebensächlich wird, ob sich ein System des 
Mordensoder der Geldwirtschaft “verselb- 
ständigt” hat. 


Form und Inhalt... 


Zu Beginn seines Bahamas-Textes unter- 
scheidet Dahlmann zwei gegensätzliche 
Denkweisen bei Linken: Verstricken sich 
die einen in “Realanalyse’', geben andere 
der ‘Formanalyse’ den Vorzug. Er will 
damit auf den Gegensatz hinaus: hier Poli- 
tizisten — dort Vertreter der kritischen 
Theorie. Mit seiner Auftrennung erliegt 
Dahlmann einer Dichotomie bürgerlichen 
Denkens, die ““‘konkrete’’ und “abstrakte” 
Seiten der Theoriebildung nicht zusam- 
menzufügen vermag. Welchen Sinn eine 
Formanalyse machen könnte, die nicht 
Realitätsgehalt (auch empirisch überprüf- 
baren)in sich aufnimmt, bleibtschleierhaft. 

Im Schlußabsatz seines Textes schreibt 
Dahlmann dann: “..totale Herrschaft ist 
keine neue Form von Herrschaft, sondern 
'nur’ die endgültige Form von Vergesell- 
schaftung: des Kapitalismus. Die spezifi- 
sche Differenzzwischendemokratisch-plu- 
ralistischen oder bürokratisch dikiatori- 
schen Herrschaftsweisen und totalitären 
Gesellschaften liegt ... nicht in der Form, 
sondern betrifft allein Inhaltliches: Indem 
die totale Herrschaft alle in den ihr voran- 
gegangenen Gesellschaften, wie rudimen- 
tär und verfremdet auch immer, noch exi- 
stierenden menschlichen Inhalte zerstört, 
wird sie zu dem, was der Kapitalismus 
seinem Wesen nach immer schon ist, wird 
zur reinen Form der Selbstbewegung des 


1 
Werts.” Die Nachfolgegesellschaft, die 
Bundesrepublik, wird als ein System “to- 
taler Vergesellschaftung” beschrieben: in 
sie geht ein, daß das totalitäre System alle 
ehemals “noch existierenden menschli- 
chen Inhalte zerstört’” habe. 

Dahlmann kommt es auf die Formana- 
Iyse an, und nach ihr sind totale Herrschaft 
und totale Vergesellschaftung einander 
gleichzusetzen. Er gibt zwar zu, daß das 
eine Mal total gewirtschaftet, das andere 
Maltotalitär gemordet wird, docherscheint 
seinem formanalytischen Kopf diese in- 
haltliche, realanalytische Differenz un- 
wichtig. Daher muß Dahlmann die Per- 
spektive der Auschwitz-Opfer abweisen, 
es kann seinen Text gar nicht interessieren, 
was an Auschwitz spezifisch sein könnte. 
Er genügt sich in der Analogie der ““Selbst- 
bewegungen”, auf die Idee, daß 
“Auschwitz” Eigenheiten innewohnen, 
die nicht in allgemeiner Wertanalyse auf- 
gehen — die mithin als eigene “Form zu 
untersuchen wären! — kommt er erst gar 
nicht. 

Sein Denken führt übrigens nicht nur zur 
unangemessenen Rede über Auschwitz. 
Auch die Analyse von ‘“Wertproduktion” 
wird ihres spezifischen Gehalts entleert. 
Um “Gewalt” unter “Wert” subsumieren 
zu können, faßt nämlich Dahlmann als 
“Wert” einfach allgemein ein Prinzip der 
abstrakten Selbstbewegung. Mit einer sol- 
chen Definition entfernt er sich völlig von 
den Marxschen Bestimmungen von 
“Wert”. Er negiert z.B. implizit die Kopp- 
lung von Wert-und Gebrauchswertproduk- 
tion und das von Marx für ““Wert”’benannte 
Maß der durchschnittlichen gesellschaftli- 
chen Arbeitszeit. 

Dahlmanns Denken ist bestimmt durch 
eine Formanalyse, durch die das “Totale” 
an der “Vergesellschaftung”’ jedenfalls in 
der BRD mitder vorausgegangenen totalen 
NS-Herrschaft gedanklicheins wird. Letzt- 
lich wird ihm tatsächlich Stammheim zu 
Auschwitz: das Desaster eines Ansatzes, 
der einmal gegen Geschichtsrelativierung 
antreten wollte. 


Berthold Brunner 
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Die Farbe der Schwarzen 


In den brasilianischen Impressionen des 
Amerigo Vespuccio heißtesnoch 1502:" Wir 
fanden das Land von Menschen bewohnt, die 
völlig nackt gingen ... die Farbe ist weiß." 
Wulf Hund führt eindrucksvolle Aussagen 
spanischer und italienischer Seefahrer und 
Eroberer des 15. und 16. Jahrhunderts an, die 
an den Ureinwohnern Amerikas so ungefähr 
alleHautschattierungen bemerken, diese aber 
abhaken, als ginge es um die Hautschattie- 
rung eines Bauern oder Bauarbeiters im 
Hochsommer oder heutzutage jedes Mallor- 
ca-Urlaubers. Erst im 18. Jahrhundert weist 
Linne auf seiner rassistischen Farbskala die- 
sen Hautschattierungen einen eigenen Platz 
zu — ab diesem Zeitpunkt bis Hollywood 
sind die Indianer rot und die Hautfarbe ein 
Erkennungsmerkmal angeblicher rassischer 
Zugehörigkeit. Wulf Hund führt aus, daß die- 
ses Schicksal deshomo americanusauchvom 
homo asiaticus geteilt wird, der seinerseits 
gelb wird. WulfHund kennzeichnet diesevon 
Hautfarben ausgehende Rassentypologie als 
Resultat eines komplexen Produktionsvor- 
ganges, bei dem die Indianer schließlich sich 
selbst für rot halten. 


Die “Schwarzen” schufen wahrscheinlich 
nach Wulf Hund das Modell für die Farbge- 
bung einer sozialen Haut. Denn waren die 


Mohren noch am venezianischen und engli- 
schen Hof edel und angesehen genug, um als 
Wissenschaftler und Feldherren zu dienen, 
wird mit der starken Nachfrage nach afrika- 
nischen Sklaven ab dem 16. Jahrhundert die 
dunkle Hautfarbe mehr und mehr mit der 
Sklaverei zusammengeschweißt und die so- 
ziale Kategorie des “Schwarzen” erzeugt. 
Die Farbe des “Schwarzen” kann deswegen 
nicht in der Epidermis nachgewiesen werden. 
Sie ist vielmehr in sozialen Strukturen, Be- 
ziehungen und Mentalitäten zu finden. (Dan- 
kenswerterweise führt Hund einige der inter- 
essantesten und abenteuerlichsten Theorien 
über die Hautfarbe vom 16.-18. Jahrhundert 
auf). 


Das Wirken des schon aus der Antike be- 
kannten und noch heute virulenten sozial- 
strukturellen Rassismus (die Natur bringt 
Herren und Sklaven hervor) auf der Folie des 
farbigen Rassismus erzeugt nicht nur eine 
Aufwertung sozialer Gruppen, die selbst ras- 
sistischer Diskriminierung unterliegen, son- 
dern in der Eingrenzung der weißen Rasse 
wirkt sie auch Verschwisterungstendenzen 
der einheimischen Entrechteten mit den Ent- 
rechteten aller Länder entgegen. Auf dieser 
Basis unterstütztder farbige Rassismus sovor 
allem die Bereitschaft, die historische ““Ein- 


ladungskarte”’ zur Nationalstaatsbildung an- 
zunehmen. Die Belohnung ist die Teilhabe an 
der weißen Kulturnation. 


Daß derfarbige Rassismusein Machtmittel 
ist und nicht aus dem Zusammenhang von 
Moral, Politik und Ökonomie zu denken ist, 
wurde schon früh erkannt. Wulf Hund zitiert 
Antoine Barnave, der sich 1791 auf Haiti 
(30.000 Weiße, 400.000 ““Schwarze”) Ge- 
danken über die Auswirkungen der Ideen der 
französischen Revolution machte: “Im Au- 
genblick, wo der unaufgeklärte Neger, der 
nur durch greifbare Vorurteile geführt wer- 
denkann, ... glaubt, daß er dem Weißen eben- 
bürtig ist, ... wird es unmöglich, die Folgen 
eines solchen Meinungsumschwunges zu be- 
rechnen. Man muß sich deshalb klar machen, 
daß es keine Ruhe, keine gesicherte Existenz 
mehr in der Kolonie gibt, wenn man diese 
moralischen Machtmittel antastet, die Vorur- 
teile, auf denen ihre Existenz beruht.” 


Regina Behrendt 


Wulf Hund, Die Farbe der Schwarzen. Über 
die Konstruktion der Menschenrassen, Blät- 
ter für deutsche und internationale Politik 
8/93 


“Ein feste Burg...” 


In der Reihe DISS-Texte erschien eine Un- 
. tersuchung über den rassistischen Gehalt des 
Artikelkomplexes “Die Wunden Europas” 
inder Magazinbeilage der Süddeutschen Zei- 
tung. Speziell ein Beitrag des Humanetholo- 
gen lrenäus Eibl-Eibesfeldt wird untersucht. 


Eibl-Eibesfeldt ist ein ausgewiesen rechter 
und rassistischer Wissenschaftler, insofern 
mag es müßig erscheinen, gerade ihm rassi- 
stische Positionen nachzuweisen. Da sein 
Ansatz ‚evolutionäre Prozesse und kulturelle 
Entwicklungen gleichzustellen, jedoch zu- 
nehmend bis in links-intellektuelle Kreise 
hinein diskutiert wird, kann es durchaus inter- 
essant sein, seine Argumentationsmuster ge- 
nauer zu analysieren. Zumal im vorliegenden 
Fall sein Textes in der als liberal geltenden 
“Süddeutschen Zeitung‘ erschienen ist. 


Looses Ausgangspunkt ist eine Kritik an 
der vorherrschenden Presseberichterstat- 
tung, die “sich vorwiegend auf die Folgen 
des Rassismus konzentriert, weniger aber auf 
seine Ursachen.” Was zur Folge hat, ‘‘daß 
sehr viele Menschen Rassismus nur noch in 
Verbindung mit Gewalt als solchen wahrzu- 
nehmen in der Lage sind, während die ver- 
meintlich “friedlich-passive’ ausländerfeind- 


liche Haltung vieler Menschen weit weniger 
stigmatisiert ist.”” Einen Grund dafür, daß 
“ausländerfeindliche und rassistische Hal- 
tungen und Denkmustermassenhaftanzutref- 
fen sind, sieht er in der Rolle einflußreicher 
Wissenschaftler, die Üoft indem sie ihre Po- 
pularität und damit ihren leichten Zugang zu 
den Menschen nutzen, beider Produktionund 
Reproduktion solcher Haltungen” mitwir- 
ken. Dies soll anhand des Artikels von Eibl- 
Eibesfeldt exemplarisch aufgezeigt werden. 

Eibl-Eibesfeldt bekennt sich in seinem 
Aufsatz zur ““multiethnischen Weltgemein- 
schaft”, die er in der “friedlichen Koexi- 
stenz” “zwischen territorial verwurzelten 
Ethnien” verwirklicht sieht. In einer ‘““multi- 
ethnischen Immigrationsgesellschaft’” hin- 
gegen sei “ein harmonisches Miteinander” 
kaum erreichbar. Darauf aufbauend versucht 
er, eine fremdenfeindliche, rassistische Hal- 
tung als natürliche überlebenswichtige Ab- 
wehrreaktion zu kultivieren. 


Ingo Loose seziert den Artikel schrittwei- 
se. Zunächst werden die inhaltliche und for- 
male Struktur offengelegt. Dann geht er die 
Sätze Stück für Stück durch und klopft sie 
auf ihren inhaltlichen Gehalt ab, sowohl was 
die unmittelbare Aussage angeht, als auch 


was den textlichen und gesellschaftlichen 
Kontextund mögliche Assoziationen betrifft. 
Das Schwergewicht der Untersuchung liegt 
darauf aufzudecken, wie Eibl-Eibesfeldt sei- 
ne Position zu verkaufen sucht. Angefangen 
bei sprachlichen '[ricks wie Fachbegriffen 
und Formulierungen in Feststellungsform, 
die Wissenschaftlichkeit vorgaukeln, sowie 
der Häufung von “wir”-Sätzen, die die Le- 
serInnen mit einbinden sollen, über Begriffe, 
die bewußt aufrassistische Assoziationen an- 
spielen, bis hin zum Gesamtkontext von Tex- 
ten und Bildern, in dem der Beitrag steht. 

Dabei weist Loose nach, wie die Redaktion 
durch Bildauswahl, redaktionelle Einleitun- 
gen und Überschriften das Szenario eines 
massiv bedrohten Westeuropas noch ver- 
stärkt und so eine “Festung Europa” gegen 
die Belastung durch ‘““Völkerwanderungen, 
Umweltzerstörung, Religionskriege, organi- 
siertes Verbrechen propagiert”. 


Karakal 


Ingo Loose, “Ein feste Burg...”, Wie eine Süd- 
deutsche Zeitung das Hohelied von der “Fe- 
stung Europa” singt, DISS-Texte Nr. 26, Duis- 
burg 1993, 7 DM 
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Gegen Orthodoxie und 
Sozialdemokratisierung 
Zum Buch “Die Wissenschaft vom Wert” von Michael Heinrich 


Durch den Bestseller “Der Kollaps der 
Moderne” von Robert Kurz und die Auf- 
sätze von Moishe Postone zum Antisemi- 
tismus ist ein breiteres Publikum auf einen 
Aspekt des Marxschen Werkes aufmerk- 
sam geworden, der in der orthodoxen Re- 
zeption eher en passant behandelt wird: die 
Wertkritik. Das Buch des ProKla-Redak- 
teurs Michael Heinrich ist gut dazu geeig- 
net, in diesen Ansatz grundsätzlich einzu- 
führen und seinen zentralen Stellenwert 
herauszuarbeiten. 

Die wissenschaftliche Revolution von 
Marx sieht der Autor nicht in Krisenpro- 
gnostik oder Rezepten zum Aufbau einer 
sozialistischen Gesellschaft, sondern in der 
“Kritik der politischen Ökonomie” (so der 
Untertitel des ““Kapital”), also einem de- 
struierenden Verfahren. Dadurch habe 
Marx die Kategorien und Voraussetzungen 
der bürgerlichen Ökonomie gründlich de- 
montiert und so ein ganz neues “wissen- 
schaftliches Feld’ erschlossen. Gegenüber 
dieser Pioniertat seien die Einzelanalysen, 
die Marx in diesem neuen Feld versucht 
habe, weniger wichtig, zuweilen sogar feh- 
lerhaft. 


Abschied von bürgerlicher 
Ökonomie 


Von den Kategorien, mit denen Marx 
bricht, seien an dieser Stelle zwei erwähnt, 
in denen auch ein Gutteil der heutigen 
Linken befangen ist. Zum einen der “An- 
thropologismus”: Bürgerliche National- 
ökonomie geht immer von einem nicht 
weiter begründeten Menschenbild aus, 
etwa wenn Adam Smith vom Menschen als 
geborenem Händler spricht. Während 
Marx in den Frühschriften diese Methode 
noch übernimmt und lediglich mit anderen 
Vorzeichen versieht, nämlich dem bürger- 
lichen ein eigenes, “nichtentfremdetes’” 
Menschenbild gegenüberstellt, verzichtet 
er in seinem ökonomiekritischen Haupt- 
werk (ab 1857) auf diesen normativen An- 
satz. Marx mißt die kapitalistische Verge- 
sellschaftung dann nicht mehr an irgendei- 
nem humanistischen Ideal, sondern be- 
hauptet “nur noch”, daß sie anders er- 
scheint, als sie ist. 

Zum anderen lehnt er den “Individualıs- 
mus” ab: Die bürgerliche Ökonomie sug- 
geriert, die Gesellschaft sei die Summe des 
(Tausch-)Handelns einzelner Personen. 


Für Marx ist nicht der Wille der Individuen 
determinierend, sondern das Wertgesetz, 
das sich hinter ihrem Rücken durchsetzt. 
Aus dieser Marxinterpretation folgt aber 
keineswegs eine ‘“Subjektlosigkeit’’, wie 
Alfred Schmidt unterstellte. Marx will die 
Menschen nicht von der Verantwortung für 
ihr Tun freisprechen, sondern die Gravita- 


tionskräfte aufzeigen, dieaufsieeinwirken. . 


Vereinfacht ausgedrückt: Das Wertgesetz 
schlägt die Individuen über seine ökono- 
mischen Forderungen und die erzeugten 
Formen “falschen Bewußtseins” in seinen 
Bann — die kommunistische Kritik ent- 
zaubert die Mystifikationen der Warenge- 
sellschaft und trägt so dazu bei, daß die 
Menschen den Bann sprengen und zu Sub- 
jekten ihrer Geschichte werden können. 


Kritik an Marx und Engels 


Heinrich wirft Marx allerdings vor, nicht 
immer konsequent mit den bürgerlichen 
Kategorien gebrochen zu haben. So will er 
Schlacken der Nationalökonomie in Marx’ 
Werttheorie ausgemacht haben. 

Marx’ Prämisse ist unstrittig: Wertmaß- 
stab ist die in den jeweiligen Waren kristal- 
lisierte abstrakte Arbeit. Der Dissens be- 
ginnt da, wo Marx und Engels diese Ar- 
beitszeitquanta physiologisch-naturali- 
stisch bestimmen, etwa als die verausgabte 
Menge von “Nerv, Muskel, Him’”. Dies 
gehe — so Heinrich — davon aus, daß der 
Warenwert schon vor dem Austauschpro- 
zeß fixiert sei. Tatsächlich würden, wie 
Marx an anderer Stelle auch beweise, die 
Waren erst beim Austausch aufeinander 
bezogen und wertmäßig fixiert, und zwar 
durch das Geld. Die abstrakte Arbeitszeit 
sei demnach kein physiologisch bestimm- 
barer Begriff, sondern eine gesellschaftli- 
che Determinante; gemessen würde sie 
nicht in Kalorien (wie Heinrich den “prä- 
monetären’ Marxisten spöttisch unter- 
stellt), sondern in Geld. 


Die ““monetäre Werttheorie”, die Hein- 
rich als den korrekten Ansatz aus Marx 
herausdestilliert, verabsolutiertmeiner An- 
sichtnachdieRolledes Geldes: eserscheint 
als das böse Allmächtige der Gesellschaft, 
ohne jede materielle Anbindung. Der Autor 
treibt die These auf die Spitze, indem er 
auch Marx’ Ableitung des Geldes als Ware 
ablehnt: Es gebe keine Geldware, sondern 
nur Geldzeichen. Nur so sei das Geldsy- 


stem der Gegenwart, das die Golddeckung 
der Währungen aufgehoben habe, zu be- 
greifen. (1) 


Sozialismus 


Ein hochinteressantes Kapitel über die 
Widersprüche zwischen der Kapitalismus- 
kritik der Klassiker und ihren Hinweisen 
zum Aufbau des Sozialismus schließt das 
Buch ab. Wenn man die “frühen” Schrif- 
ten, denen noch eine moralisierende Öko- 
nomiekritik zugrundelag, wegläßt, so äu- 
Berten sich Marx und Engels nur zweimal 
etwas ausführlicher zur Funktionsweise 
der angestrebten Gesellschaft, nämlich En- 
gels im ““Anti-Dühring” und Marx in der 
“Kritik des Gothaer Programms’. 

Engels konstatierte den Widerspruch 
zwischen Produktivkräften und Produkti- 
onsverhältnissen als Motor einer sozialisti- 
schen Revolution, die endlich dem gesell- 
schaftlichen Charakter der ersteren Rech- 
nung tragen und sie in Gemeineigentum 
überführen werde. Ausgeblendet wirdhier- 
bei, daß der kapitalistische Charakter der 
Produktionsweise nicht indem von Engels 
konstatierten Widerspruch liegt, sondern 
darın, daß Produktion und Reproduktion 
der Verwertung des Wertes subsumiert 
sind. Dieser Verwertungszwang setzt Im- 
perative, die sich auch nicht ändern, wenn 
die Wirtschaft z.B. vom Staat gelenkt wird. 

Nach Marx sollen im Sozialismus die- 
selben Austauschgesetze wie im Kapitalis- 
mus gelten, die Wertbestimmung durch die 
Arbeitsquanta: “Es herrscht hier offenbar 
dasselbe Princip, das den Warentausch re- 
gelt ... es wird gleich viel Arbeit in einer 
Form gegen gleich viel Arbeit in einer 
anderen getauscht.’ Zum Arbeiterheißtes: 
“Dasselbe Quantum Arbeit, das er der Ge- 
sellschaft in einer Form gegeben hat, erhält 
er in der anderen zurück.” Der einzige 
Unterschied zwischen den beiden Gesell- 
schaftssystemen wäre dann der, daß sich 
im einen Fall die Austauschrelationen an- 
archisch herstellen, im anderen fürsorglich 
geplant. AuchindieserKonzeption erkennt 
Heinrich Überreste des “‘prä-monetären” 
Denkens: Werdie kapitalistischen Maßstä- 
be der Warenwerte beibehalten, aber 
gleichzeitig auf den Markt verzichten will, 
geht offensichtlich von der Vorstellung 


Fortsetzung nächste Seite unten 
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Traditioneller Marxismus und kritische 


Theorie 


Eine Kritik gängiger Werttheorie von Brick/Postone 


Das Thema “marxistische Wertkritik’ füllt 
gegenwärtig eher die linken Veranstal- 
tungssäle als Diskussionsangebote über 
“politische” Themen. Nachdem jahrelang 
bewegungspolitisches Engagement im 
Vordergrund stand, besteht Nachholbedarf 
in der Erarbeitung theoretischer Grundla- 
gen des Marxismus. Beiträge zur ““Wert- 
kritik’” werden dabei indes oftmals ob des 
gemeinsamen Themasfast wieeineeinheit- 
liche Schule aufgefaßt, die sich gegen die 
“Politizisten” formiere. Daß sich AutorIn- 
nen mit der Marxschen Wertkategorie be- 
schäftigen, begründet aber noch keinen ge- 
meinsamen theoretischen Fundus — selbst 
dann nicht, wenn die verschiedenen Beiträ- 
ge gleichermaßen eine Kritik an ML-Tra- 
ditionen oder am “traditionellen Marxis- 
mus’ formulieren wollen. 


Eine Differenz ergibt sich beispielsweise 
um die These, die Marxsche Theorie sei in 
ihrer Trennung von Wert und Preis für 
überholtzuerklären. Verschiedene aktuelle 
AutorInnen halten die kategoriale Unter- 
scheidung für eine Spitzfindigkeit, die lo- 


Fortsetzung von voriger Seite 


aus, die Waren hätten ihre Werte schon vor 
dem Tausch gegen Geld. 

Ausdem Scheitern der “‘prä-monetären’” 
Planungsdiktaturen wirdim Neuen Denken 
der Sieger und ihrer Adepten der Schluß 
gezogen, daß die Wertlogik ihre positive 
Wirkung nur über die ihr gemäße Vermitt- 
lungsinstanz, den Markt, vollbringen kön- 
ne. 


Und nun? 


Auch Heinrich ist sich unschlüssig, ob er 
den Chimären einer “sozialistischen 
Marktwirtschaft” nachjagen oder die un- 
gewisse Reise zu einer Planökonomie, die 
dem “monetären” Charakter der Waren- 
werte Rechnung trägt, vorschlagen soll. 
Die grundsätzliche Aufhebung der Pla- 
nungsaporien des “Realsozialismus”, 
nämlich der Bruch mit der Wertlogik, ver- 
schwindetbei ihm ineinerFußnote. Schwe- 
rer wiegt, daß dieser Bruch auch bei Marx 
selbst erst für eine spätere Phase der neuen 
Gesellschaft vorgesehen ist. Dabei ist sein 
kommunistisches Motto “Jeder nach sei- 


gisch keinen Sinn mache, oder schwächen 
siejedenfalls ab. Solchen Vorstößen stehen 
die Positionen eines bereits 1982 veröffent- 
lichten Aufsatzes von Moishe Postone und 
Barbara Brick exakt entgegen. Er soll im 
folgenden — notwendig sehr verkürzend 
— dargestellt und zur Lektüre empfohlen 
werden. 


Kritik des “traditionellen 
Marxismus” 


Brick/Postone kritisieren in ihrem Text 
Denkschulen, die sie unter dem Begriff 
“traditioneller Marxismus’”’ zusammenfas- 
sen. Damit ist nicht nur die “‘ML-Bewe- 
gung” gemeint, sondern beinahe alle “‘mar- 
xistischen’ Traditionslinien werden darun- 
ter subsumiert. Als gemeinsamen Aus- 
gangspunkt des kritisierten “Marxismus” 
machen Brick/Postone eine unzureichende 
Definition von “Kapitalismus” aus. 

Als “Kapitalismus” sei zumeist ein Sy- 
stem verstanden worden, das sich aus zwei 


nen Fähigkeiten, jedem nach seinen Be- 
dürfnissen” schon heute für eine Milliarde 
Menschen existentielle Notwendigkeit: Sie 
(und ihre Produkte) sind auf dem Welt- 
markt “nichts mehr wert”’, können also 
nicht einmal mehr die Lebensmittel eintau- 
schen. Letzte Ausfahrt Mogadischu — und 
kein Kommunismus in Sicht. 


Jürgen Stuttgart 


Michael Heinrich, Die Wissenschaft vom 
Wert, VSA-Verlag, Hamburg 1991 (272 Seiten, 
34,- DM) 


Anmerkung: 

1) Dennoch konzentriert sich Heinrich m.E. 
in seiner Kapitalismus-Kritik nicht allein auf 
die Zirkulationssphäre. “Wert” und “Preis” 
bleiben ihm zwei getrennte Kategorien, und 
damit kann “Wert” weiterhin im Bereich der 
Produktion verlotet werden. Im Geld realisiert 
sich nach dieser Lesart die Wertgröße — aber 
nicht der Wert selbst. Ich stelle mir das von 
Heinrich skizzierte Verhältnis Wert/Geld so 
vor wie das Verhältnis Masse/Gewicht: Meß- 
bar in Kilopond ist nur das Gewicht, und das 
hängt von den unterschiedlichen Gravitati- 
onskräften der Planeten (will heißen: den un- 
terschiedlichen Maßstäben der jeweiligen 
Gesellschaften) ab und ist nicht vorab aus 
der Masse ableitbar. 


Merkmalen erschließen lasse: aus dem Pri- 
vateigentum an Produktionsmitteln und 
dem Vorherrschen von Marktverhältnis- 
sen. Danach ermöglichte der marktwirt- 
schaftliche Kapitalismus zwar die Entfal- 
tung der industriellen Produktionsweise, 
ihre Weiterentwicklung aber wird als zu- 
nehmend durch marktwirtschaftliche und 
privatkapitalistische Organisationsformen 
gehemmt angesehen. Der Kapitalismus, so 
beschreiben Brick/Postone “traditionel- 
len” Fortschrittsoptimismus, schaffe 
(nichtzuletztdurch Zentralisation) die Vor- 
aussetzung für eine politische Revolution, 
die dieses Hemmnis aufheben könne. 

In dieser Vorstellungswelt, kritisieren 
sie, gelte die fortgeschrittene industrielle 
Produktion nicht nur als materielle Basis 
des Sozialismus, sondern Sozialismus wer- 
de mit ihr geradezu identifiziert — statt 
unter Sozialismus die umfassende Umwäil- 
zung, Revolutionierung der Produktion zu 
verstehen. Industrielle Produktion wird 
nicht mehr selbst als gesellschaftlich be- 
stimmt, als kapitalistisch an sich begriffen. 
Als “kapitalistisch” gälten vielmehr mit 
Markt und Privateigentum Faktoren, dieim 
Grunde alsder Produktion äußerlich gefaßt 
werden. Der Kernbereich, der den Kapita- 
lismus ausmacht, findet sich so in der Sphä- 
re der Distribution. Mit der Affirmierung 
der Industrieproduktion geht einher, daß 
die ım Kapitalismus geleistete Arbeit be- 
reits als Keimzelle sozialistischer Bestre- 
bungen begriffen wird. AusderMarxschen 
Idee der Abschaffung des Proletariats wird 
die Vorstellung, Sozialismus seı als deren 
Selbstverwirklichung aufzufassen. 

Die Verkennung der Marxschen Sicht- 
weisen im “traditionellen Marxismus” 
gründet für Brick/Postone in einer verkürz- 
ten Rezeption der Kategorie Wert: “Was 
den Kapitalismus kennzeichnen soll, ist, 
daß Reichtum mit Hilfe des Marktes (Wert) 
verteilt und vom Kapitalisten angeeignet 
wird (Mehrwert).” (S. 200). Damit werde 
“Wert” wiederum als eine Distributions- 
kategorie gefaßt. Es werde nicht begriffen, 
daß Marx Wert aber — viel weitgehender 
— alsjene spezifische Form des Reichtums 
definiert habe, die den Kapitalismus defi- 
niere und auch die Produktion durch und 
durch strukturiere. 

Jene Theorieschulen, die die Bestim- 
mung von ““Wert”’heuteunmittelbaranden 
Preis binden wollen, vollenden die von 
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Brick/Postone kritisierten Tendenzen des 
“traditionellen Marxismus”. Wenn der 
Wert mit dem Preis, mit der in der Distri- 
bution empirisch erzielten Geldsumme, in 
eins gesetzt wird, richtet sich der antikapi- 
talistische Protest gegen die “Wertproduk- 
tion” endgültig bloß mehr gegen Vertei- 
lungsformen — es geht verloren, was 
Brick/Postone gerade als das theoretische 
Zentrum des Marxschen “Kapitals” be- 
greifen. 


Kritik der kritischen Theorie 


Doch nicht der “traditionelle Marxismus”, 
sondern die “Kritische Theorie” ist der 
eigentliche Gegenstand des besprochenen 
Textes von Brick/Postone. Genauer: 
Brick/Postone suchen nachzuweisen, daß 
die Kritische Theorie in ihren Ursprüngen 
die problematischen Prämissen des “tradi- 
tionellen Marxismus” übernommen habe 
und daß diese Anleihen eine grundsätzliche 
Problematik jener Denkrichtung begrün- 
den. 

Bezugspunkt sind vor allem Texte Fried- 
rich Pollocks aus den 30er und frühen 40er 
Jahren, auf deren politökonomische Ana- 
lysen sich Horkheimer, Adorno und Mar- 
cuse bezogen hätten. Pollock sah im NS- 
System, das er untersuchte, sowohl Markt- 
wirtschaft als auch das Privateigentum an 
Produktionsmitteln tendenziell aufgeho- 
ben. Beides galt ihm als noch feststellbar, 
aber von planwirtschaftlichen Elementen 
und einem Primat der Politik überlagert. 
Pollock konstatierte daher den Übergang 
zu einem Staatskapitalismus, der als öko- 
nomische Formation dem Sozialismus glei- 
che. Er stellte fest, daß die Hoffnungen auf 
eine befreite Gesellschaft sich im NS-Sy- 
stem in ihr Gegenteil verkehrten. Da öko- 
nomisch NS-System und Sozialismus ein- 
ander ähnelten, konnte eine Befreiung aber 
nicht mehr der “Ökonomie” entspringen, 
sie galt ihm vielmehr als bloß politischer 
Akt, der ökonomischen Verhältnissen äu- 
Berlich bleiben mußte. 

Brick und Postone lassen dahingestellt, 
ob Pollocks Analyse des NS-Systems als 
Staatskapitalismus zureicht. Sie sind an ei- 
nem dahinterliegenden Problem interes- 
siert. Zwar erkenne Pollock, so Brick/Post- 
one, daß die bloße Abschaffung von Privat- 
eigentum und Marktwirtschaftnicht befrei- 
end wirken müsse, und er überwinde inso- 
fern den “traditionellen Marxismus”. Des- 
sen Prämissen aber habe Pollock nicht in 
Frage gestellt: Auch er definiere die kapi- 
talistische Ökonomie verkürzend aus die- 
sen beiden Merkmalen. 

Aus dem Zusammenspiel dieser beiden 
Faktoren erklären Brick/Postone den Pes- 
simismus der Kritischen Theorie, wie er in 
den frühen Schriften Max Horkheimers sei- 


ne Ausprägung finde. Horkheimer konnte 
auf Grund der übernommenen Kategorien 
“Kapitalismus” nur noch als eine unverän- 
derbare Totalität begreifen. Der Wunsch 
nach einer Aufhebung der Totalität ließ sich 
für ihn innerhalb dieses unveränderlich 
scheinenden Ganzen nicht mehr verorten. 
Um dennoch eine Fundierung für die kriti- 
sche Grundhaltung zu gewinnen, suchte 
Horkheimer Zuflucht in paradoxen Formu- 
lierungen: Horkheimer, so Brick/Postone, 
habe nicht nur “Emanzipation außerhalb 
der Geschichte’ angesiedelt, sondern sich 
gezwungen gefühlt, eine “Disjunktion”, 
ein Auseinanderfallen, ‘zwischen Begriff 
und Gegenstand’ zum Hoffnungsträger zu 
machen, um solcherart “die Möglichkeit 
von Emanzipation zu reiten’ (S. 227). Dies 
sei nicht überzeugend: Eine Disjunktion 
zwischen Begriff und Gegenstand impli- 
ziere immereinen neuen Begriff, derergrif- 
fen werden könne: Daseigentliche Problem 
Horkheimers liege in seinen theoretischen 
Prämissen. 

Diese Ausführungen Bricks und Po- 
stones eröffnen einen interessanten Aus- 
blick auch auf aktuelle VertreterInnen der 
“Kritischen Theorie”. Dreh- und Angel- 
punkt in Texten z.B. der Freiburger “Initia- 
tive Sozialistisches Forum” ist die These 
von der “totalen Vergesellschaftung” — 
damit ist eben gerade eine Totalität be- 
schrieben, in der kein innerer Widerspruch 
mehr die Möglichkeit ihrer Aufhebung be- 
reithalten könnte. Tatsächlich ist in ISF- 
Texten die Problematik, die eigene kriti- 
sche Grundhaltung nicht materialistisch 
verorten, sondern nurmehr idealistisch set- 
zen zu können, immer wieder fast mit Hän- 
den zu greifen. 


Der Wert und sein Zeitmaß 


Brick/Postone betonen, “Totalität” dürfe 
nicht im Hegelschen Sinne als unaufheb- 
bar, sondern müsse mit Marx so begriffen 
werden, daß ihre Vollendung auch ihre 
Überwindung bereithalten könne. Sie grei- 
fen bei ihrer Reinterpretation der Marx- 
schen Werttheorie auf eben jene Elemente 
zurück, die reformistische ÖkonomInnen 
heute gänzlich eliminieren wollen. Sie rük- 
ken ins Zentrum des Interesses, daß Marx 
Wert eben nicht über den “Preis”, sondern 
über die gesellschaftlich notwendige Ar- 
beitszeit definiert. Das Wertmaß ist eine 
Funktion der Arbeitszeit und nicht der Mas- 
se der produzierten Produkte. 

In diesem Maß kommt zum Ausdruck, 
daß Wert nicht nur Form des gesellschaft- 
lichen Reichtums ist, sondern gleichzeitig 
Form der gesellschaftlichen Vermittlung. 
“Arbeit” im Kapitalismus ist nicht nur ge- 
meinschaftliche produktive Tätigkeit, son- 
dern sie ist zusätzlich ‘Medium gesell- 


schaftlicher Beziehungen, die in anderen 
Formationen offen als solche existieren” 
(S. 203). Die Zeitbestimmung des Wertes 
bewirkt einen ‘Tretmühleneffekt”’, zwingt, 
unabhängig vom Produktionsniveau, “zu 
immer weiterer Verausgabung’’. Diesen 
Effekt analysieren Brick/Postone am Ein- 
zel-Arbeitsverhältnis; sie bewerten ihn in- 
des als noch dominanter, betrachtet man 
das Kapital, den ‘selbstverwertenden 
Wert”. ‘Mehrwert’, betonen sie, meine 
nicht nur, daß Mehrprodukt von Arbeitern 
geschaffen werde, sondern impliziere eine 
ganz besondere “Logik des Wachstums” 
und “Form des Produktionsprozesses’'. 

Eine Revolutionierung des Gesell- 
schaftssystems impliziert für Brick/Post- 
one daher nicht nur, Marktverhältnisse und 
Privateigentum an Produktionsmitteln zu 
beseitigen —auch unter solchen Bedingun- 
gen könnten nämlich kapitalistische Pro- 
duktionsverhältnisse fortexistieren. Viel- 
mehr müsse wieder stofflicher Reichtum 
zur gesellschaftlichen Form desReichtums 
werden. Die Wertbasis, die Zeitbestim- 
mungderReichtumsproduktion,mußdem- 
nach außer Kraft gesetzt werden, um kapi- 
talistische Entwicklungslogik nachhaltig 
zu durchbrechen. 

Mit ihren Ausführungen eröffnen 
Brick/Postone einen überzeugenden kriti- 
schen Blick auf verkürzende Diskussions- 
stränge des “traditionellen Marxismus”. 
Ihr Nachweis, daß auch die ‘Kritische 
Theorie” die Prämissen des traditionellen 
Marxismus übernommen habe, überzeugt 
in Bezug auf ihren Ursprung, auf zitierte 
frühe Texte Horkheimers. Der Text 
Bricks/Postones gibt allerdings wenig dar- 
über Auskunft, inwieweit die Beobachtun- 
gen auf die “Kritische Theorie” insgesamt 
übertragen werden könnten. Mit ihren An- 
merkungen zu einer Neuformulierung 
Marxscher Kategorien eröffnet der Text 
Bricks/Postones einen theoretischen 
Raum, den es erst auszufüllen gälte. Bis- 
lang existieren zu dieser Frage — neben 
dem hier besprochenen — lediglich einige 
kürzere Texte Moishe Postoneg (teils noch 
nicht aus dem Englischen übersetzt). Eine 
umfassendere Marx-Interpretation Po- 
stonesstehtaberdem Vernehmennachkurz 
vor der (zunächstenglischsprachigen) Ver- 
öffentlichung. 


Berthold Brunner 


Barbara Brick/ Moishe Postone, Kritischer 
Pessimismus und die Grenzen des traditio- 
nellen Marxismus, in: Bonß/Honneth (Hrsg.), 
Sozialforschung als Kritik, Suhrkamp, Frank- 
furt am Main 1982 
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Gesellschaft und Erkenntnis 
Aufsätze zur materialistischen Erkenntnis- und Ökonomiekritik 


Die Versuche einer “Rekonstruktion der 
Kritik der politischen Ökonomie”, die in 
den frühen 70er Jahren von diversen linken 
Zirkeln und Individuen unternommen wur- 
den, sind längst der Vergessenheit anheim- 
gefallen — und zwar nicht, weil sich das 
Vorhaben als gescheitert erwiesen hätte 
oder die Diskussionen gegenstandslos ge- 
worden wären. Vielmehr wurde Mitte der 
70er Jahre unter dem Vorwand einer Kritik 
des “Ökonomismus” jede ernsthafte Be- 
schäftigung mit politischer Ökonomie ad 
acta gelegt — und daran hat sich bis heute 
nichts wesentliches geändert. Über Ökono- 
mie zu sprechen, zumal in den Debatten 
um Rassismus und Geschlechterfrage, ern- 
tet entweder mitleidiges Kopfschütteln 
oder handelt sich den Vorwurf der Zurück- 
gebliebenheit ein. 


Insofern ist es mehr als begrüßenswert, 
wenn mit dem von Diethard Behrens im 
ga-ira-Verlag herausgegebenen “‘Gesell- 
schaft und Erkenntnis’ vor kurzem ein 
Buch erschienen ist, das sich, wie Behrens 
im Vorwort ausführt, gleichermaßen und 
polemisch gegen den ‘“Marxismus-Leni- 
nismus’” und seine Lesart der Marxschen 
Lehre als eines ‘“Handbuch(es) der Volks- 
wirtschaftslehre” wie gegen dessen ober- 
flächliche Kritiker wendet. Auch der 
“westliche” oder “kritische’’ Marxismus 
gilt den Autoren nicht als gesicherter Tra- 
ditionsbestand und wird kritisch zur Dis- 
kussion gestellt. Verbindendes Moment al- 
ler sechs Aufsätze ist das Bemühen, an 
ausgewählten Problemen den Kritik-Cha- 
rakter der Marxschen Ökonomie-Kritik 
durchzubuchstabieren, wobei gilt: “Alle 
theoretische Kritik bedeutet eingreifendes 
Denken” — abernicht im Sinne des instru- 
mentellen Theorie-Praxis-Verständnisses 
des “Marxismus-Leninismus’”, sondern 
indem “im Zusammenhang politischer Be- 
wegungen die eigenen Grundlagen thema- 
tisiert werden und so Selbstreflexion statt- 
findet...’”” (Diethard Behrens im Vorwort). 


Einen in diesem Sinne “programmati- 
schen” Charakter trägt der letzte Aufsatz 
des Buches, “Der kritische Gehalt der 
Marxschen Wertformanalyse”, ebenfalls 
von Diethard Behrens. Ernimmt darin eine 
Analyse der ersten 100 Seiten des “Kapi- 
tals’” vor, unter Bezugnahme auf die in der 
kritischen Marx-Literatur öfters erörterte 
Fragestellung, ob Marx als kritischer Ar- 
beitswerttheoretiker in der Nachfolge von 
Smith und Ricardo zu begreifen ist. Resul- 
tat der Behrensschen Ausführungen: Der 
Wert, obwohl das bestimmende und zwin- 


gende Moment kapitalistischer Produkti- 
on, entzieht sich gleichwohl der rationalen 


‚Bestimmbarkeit, in dem Sinne, daß er sich 


nicht unmittelbar quantifizieren läßt. Inso- 
fern liegt bei Marx eine Kritik der Arbeits- 
werttheorie der klassischen Ökonomie vor, 
und die orthodox-marxistischen Theoreti- 
kererweisen sich alsbürgerliche, dasie den 
Wert als bündig zu definierende und ge- 
sellschaftlich planbare Größeunterstellten, 
wie die Unsinnsparole von der “planmäßi- 
gen Anwendung des Wertgesetzes” be- 
weist. Behrens entzieht damit der Auffas- 
sung den Boden, die da meint, bei Marx 
liegeeinepositive Theorie vor, dienurnoch 
in Praxis “umgesetzt” werden müsse;dem- 
gegenüber liege der revolutionäre Charak- 
ter der Wertformanalyse darin, daß die 
Wertform als eine verrückte Form nur 
gänzlich abgeschafft werden kann. Beh- 
rens’ Aufsatz zeigt damit auch ganz neben- 
bei, daß die scheinbar weltabgewandte, 
esoterische Tüftelei an erkenntnistheoreti- 
schen und ökonomiekritischen Problemen 
äußerst praxisrelevante und brisante Sach- 
verhalte zu Tage fördert. 

Gleiches gilt für die übrigen Aufsätze 
des Bandes. Von ihnen seien noch kurz 
hervorgehoben die 'l’exte von Harald Ker- 
ber und Komelia Hafner. Erstgenannter 
referiert die erkenntnistheoretischen 
Grundfragen der Kantschen und Hegel- 
schen idealistischen Philosophie und die 
materialistische Kritik abstrakter Erkennt- 
nistheorie durch Marx sowie die Positionen 
kritischer Marxisten — Lukacs, Adorno, 
Sohn-Rethel und Habermas (der’s nun al- 
lerdings nicht mehr sein will) — zur Er- 
kenntniskritik. Obwohl der Text zuweilen 
arg “komprimiert” ist, möchte man ihn 
geradezu als ““Grundlagentext” zur Ein- 
führung in die materialistische Erkenntnis- 
kritik empfehlen. 


Gegenstand von Kormelia Hafners Auf- 
satz mit dem Titel ““Gebrauchswertfeti- 
schismus’” sind Publikationen dreier Auto- 
ren — Wolfgang Pohrt, Helmut Reinicke 
und Stefan Breuer —, die, jeweils eigen- 
ständig anknüpfend an die sogenannte 
“Kritische Theorie’ sich darum bemüht 
haben, den Gebrauchswert als eine Schlüs- 
selkategorie der Ökonomiekritik herauszu- 
arbeiten, da in diesem festgehalten sei, was 
sich der Verwertungslogik des Kapitals 
tendenziell entziehe. Wenngleich die 
Pohrt-Kritik nicht immer zu überzeugen 
vermag — bei Reinicke und Breuer ist 
Hafner treffsicherer — so freuen einen 
doch polemische Verve und analytischer 


Tiefgang des Textes. Daß “Erkenntnis und 
Gesellschaft” ein absolutes Muß ist für all 
diejenigen, die sich mit Problemen der 
Ökonomiekritik beschäftigen, dürfte sich 
also von selber verstehen. Wünschenswer- 
ter wäre es freilich, Ökonomiekritik wäre 
nicht länger ein Stiefkind der Linken. Das 
wäre ein kleiner Fortschritt und dem Buch 
wäre eine weite Verbreitung gesichert. 


el. 


“Erkenntnis und Gesellschaft. Zur materiali- 
stischen Erkenntnis- und Ökonomiekritik”, 
herausgegeben von Diethard Behrens (278 
Seiten, 35 DM) ist im gutsortierten linken 
Buchhandel erhältlich oder über: ga-ira-Ver- 
lag, Postfach 273, 79002 Freiburg 


Irren ist menschlich 


Unwissenheit 
ist keine Schande 


Es macht überhaupt nichts, wenn Sie glauben, 
daß Slowenien im Zweiten Weltkrieg mit 
Hitler verbündet war. Niemand nimmt Ihnen 
übel, wenn Sie die Schlagkraft der irakischen 
Armee nicht nach der militärischen Fach- 
literatur, sondern nach den Kraftsprüchen 
Saddam Husseins bewerten - und daraus die 
ae des Nine herleiten. 


Es gibt also keinen vernünftigen Grund, eine 


linke Zeitung zu lesen, die nicht nur Meinun- 
gen äußert, sondern auch Informationen 
bietet. Wenn Sie trotzdem das Unvernünftige 
einmal ausprobieren wollen: 


Den ak (früher: „Arbeiterkampf”) gibt’s 
immer noch im linken Buchhandel und ganz 
sicher im Abonnement. 

Übrigens: In der Juli-Ausgabe haben wir 

10 Seiten zum Schwerpunktthema Jugoslawien. 


ak kostet 6,- DM und ist zu beziehen bei: 
Hamburger Satz- und Verlags-Kooperative 
Schulterblatt 58 B, 20357 Hamburg 


Abo: 

1 Jahr 72,- DM 
1/2 Jahr 38,- DM 
Kostenloses 


Probeexemplar 
bestellen! 


analyse & kritik 
Zeitung für linke Debatte und Praxis 
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Nationalsozialismus — Postfaschismus 
Besprechung des neuesten Heftes von “Kritik & Krise” 


Das wiedererstarkte, inder Verfolgungund 
Ermordung von Ausländern barbarisch 
sich artikulierende “gesunde Volksemp- 
finden” der Deutschen, dieRenationalisie- 
rung der Politik vor dem Hintergrund einer 
sich verschärfenden ökonomischen Krise 
hat die Frage nach der Gefahr eines neuen 
Faschismus erneut aufgeworfen. Nicht nur 
in dieser Zeitschrift, sondern unter radıka- 
len Linken im allgemeinen wird deshalb 
seit geraumer Zeit wieder verstärkt über 
Faschismus, Nationalsozialismus, Autori- 
tären Staat und deren aktuelle Virulenz 
gestritten. Was dieser Debatte zusätzlich 
Nahrung gibt, ist, daß der auf agententheo- 
retischen Annahmen fußende, auf linksge- 
wirkte Volkstümlichkeit abonnierte und 
Auschwitz systematisch ignorierende Fa- 
schismusbegriff a la Dimitroff zunehmend 
als der Quatsch erkannt wird, der erja auch 
ist. 


Grund genug dafür also, daß man auf das 
neue Heft der von der Freiburger ISF her- 
ausgegebenen Zeitschrift “Kritik & Kri- 
se”, das Mitte Juni als Nr.6 unter dem Titel 
“Nationalsozialistischer Staat — Postfa- 
schistische Demokratie” erschienen ist, 
mehr als gespannt sein Konnte. Leider ist 
es so, daß das Heft in einer Hinsicht etwas 
enttäuscht. So zeichneten sich die beiden 
vorangegangenen Nummern dadurch aus, 
daß in ihr ““Grundsatztexte’’ enthalten wa- 
ren, worin die jeweiligen Themen, anknüp- 
fend an die “Kritische Theorie”, ökono- 
mie- und politikkritisch auf den Begriff 
gebracht wurden. Ähnliches — und das 
hätte geheißen: eine kritische Rekonstruk- 
tion der von Linken zumeist nur als hohle 
Floskeln eingesetzten Begriffe Faschis- 
mus, Nationalsozialismus und Autoritärer 
Staat, ihrer Gemeinsamkeiten und Diffe- 
renzen — vermißt manalseinen eigenstän- 
digen Text im neuen Heft. 


Nicht jedoch, daß die übrigen Aufsätze 
des Heftes dies nicht wieder wettmachen 
würden, vor allem nicht, daß der Streit um 
die Spezifika von Faschismus und Natio- 
nalsozialismus nicht doch geführt würde 


Werbespot 


Aus einem Interview mit Heiter bis 
Wolkig 

Frage: Wen kann man wählen gehen? 
Marcel: O, wir haben gerade ein neues 
Büro gekriegt, von der Vereinigten So- 
zialistischen Partei. Das sind so Hard- 
core-Kommunisten, die würde ich wäh- 


len. 

Wolli: Das ist seine private Meinung. 
Marcel: Wir dürfen doch bei denen ko- 
pieren gehen! 

Wolli: Deshalb. gehst du die wählen? 
Marcel: Wir zahlen auch wenig Miete. 
Außerdem haben die die besten Werbe- 
spots, da wo nür einer sitzt und aus 
dem Kommunistischen Manifest vor- 
liest... 


— und zwar als bewußt so präsentierte 
Kontroverse über den Prüfstein jeglicher 
materialistischen Gesellschaftskritik: die 
Vernichtung der Juden unterm Nationalso- 
zialismus. Was an dieserKontroverse wohl 
tut, ist, daß sie jenseits der mit Vorliebe auf 
evangelischen Akademien und Laber- 
Symposien erörterten Fragestellung ge- 
führt wird, ob denn die “Endlösung” nun 
“rational”’ oder “irrational”” war — beide 
Annahmen werden im Gegenteil als alter- 
native Formen von Sinnstiftung und Ideo- 
logieproduktion kritisiert — und daß sie 
sich jeglichen stirnrunzelnden Moralisie- 
rens enthält. 

Ilse Bindseil z.B. will in ihrem “Versuch 
über den Faschismus’” betitelten Beitrag 
Auschwitz in eine “konkrete Theorie des 
Kapitalismus” einholen, und sie kommt ın 
ihren Ausführungen zu dem Schluß, daß 
die nazistische Judenvernichtung keine 
“substantiell andere Qualität” indiziere, 
sondern “direkt in die komplexe Wider- 
sprüchlichkeit normaler kapitalistischer 
Rationalität mit ihrer ungeheuren — pro- 
pagandistisch, bürokratisch oder gar nicht 
motivierten — Vergeudung zurück- 
(führt)”. Um eine allerdings gewichtige 
Nuance unterscheidet sich davon die im 
Einleitungsessay ‘“Materialismus und Bar- 
barei”’ vorgetragene Darstellung des Na- 
tionalsozialismus als der, wenngleich auf 
“das sich selbst als Mittel zum eigenen 
Zweck setzende Kapital” sich gründenden, 
so doch “negativen Aufhebung der bürger- 
lichen Gesellschaft” in die manifeste Bar- 
barei, die sich, so wäre zu folgern, von der 
bürgerlichen Gesellschaft dann auch qua- 
litativ unterscheidet. Ergänzt wird diese 
Debatte durch eine Auseinandersetzung 
mit. den von Heim/Aly formulierten Thesen 
zur “Ökonomie der Endlösung” sowie 
durch den Wiederabdruck des Aufsatzes 
“Nationalsozialismus und KZ-System” 
von Wolfgang Pohrt. 


Zwei andere Beiträge des Heftes be- 
schäftigen sich mit den verschiedenen Ver- 
suchen von “Vergangenheitsbewälti- 


gung” bzw. “-aufarbeitung”, wie es im 
linken Tranfunzeljargon heißt, und sie zäh- 
len zu den brillantesten des Heftes. So 
untersucht Gabriela Walterspiel in ihrem 
Aufsatz über ‘Das zweite Geschlecht und 
das ‘Dritte Reich’” die Überlegungen fe- 
ministischer Autorinnen zur Rolle der 
Frauen im Nationalsozialismus und fördert 
dabei Grausiges, vom Entlastungsbedürf- 
nis getragenes Geschwafel zutage. Dane- 
ben leistet der Text eine profunde Kritik 
der Debatte um Differenz und Gleichheit 
— beide Forderungen werden als kapital- 
immanent und -funktional dargestellt — 
und meldet lautstark Zweifel an der laug- 
lichkeit des ““Patriarchats”’-Begriffs über- 
haupt an. 

“Kritik & Krise’’ enthält darüberhinaus 
zwei Beiträge aus aktuellem Anlaß, wovon 
insbesondere der Aufsatz von Bodo Schul- 
ze zu Asylrechtsänderung und neuem Ras- 
sısmus sehr lesenswert ist — er bietet eine 
kritische Auseinandersetzung mit der oft 
und ergebnislos erörterten Frage, inwie- 
weit deutschePolitik derzeit ehernach öko- 
nomisch-“rationalen” oder politisch-völ- 
kischen Kriterien operiert. Hingewiesen sei 
schließlich noch auf einen Beitrag von Ul- 
rich Enderwitz (Autor des Buches “Anti- 
semitismus und Volksstaat’), der in Po- 
stones Antisemitismustheorie einen enthi- 
storisierenden “linken Strukturalismus” 
erblickt. 


Alles in allem: die kritische Schärfe, mit 
der auch in der neuen “Kritik & Krise” 
bürgerliche Vergesellschaftung und ihre 
Manifestationen zerlegt werden, lassen 
ihre Lektüre zum Erkenntnisgewinn wer- 
den. Und deshalb ist sie es wert, daß man 
sie sich anschafft. 


cl. 


“Kritik und Krise” Nr.6 “Nationalsozialisti- 
scher Staat — Postfaschistische Demokra- 
tie” ist zum Preis von 15.-DM im gutsortierten 
linken Buchhandel erhältlich oder über: ga- 
ira-Verlag, Postfach 273, 79002 Freibura 


SoZ 


on Wer Jetzt die Sozialistische Zeitung/SoZ abon- 

niert erhält entweder gegen einen Aufpreis von 20 

y DM (egal ob auf Normalabo oder auf Abo zum So- 

id zialtarif) das Buch von Ulrich Küntzel, Nervus Re- 
| 


rum - Die Finanzen berühmter Männer (70 
Seiten, Leinen, Schutzumschlag, Ladenpreis 68.- 
DM) oder gratis eines der nachfolgenden Bücher: 
(1) Deutschland? Nie wieder! Kongreß der Ra- 
dikalen Linken 1990 (300 $.), (2) Georg Fülberth, 
Sieben Anstrengungen den vorläufigen 
Endsieg des Kapitalismus zu begreifen (208 
$.); (3) Jutta Ditfurth, Lebe wild und gefährlich 
(420 S.) (Bitte 1. u. 2.Wahl angeben für den Fall, 
daß unser begrenzter Vorrat nicht ausreicht). 
Abobedingungen und Probenummer bei: 
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Süd-Ost-West-Zeitschrift 
SD gegen Alte und Neue Weltordnungen 
Eine OstWest - Ko-Produktion des BAOBAB 

Infoladen Eine Welt \euköln West des 


Infoladen "Dritte Welt" Neukölln (West-Berlin) 
erscheint vierteljährlic 


Nr.7 August/September '93: 


Islam 
Feindbilder und Wirklichkeiten 


Feindbild Islam: ine zwischen Verklärung und Erbfeindschaft 
a rien: Keine Demokratie für »Fundamentalisten« 
Abbau des Feindbilds - auf Kosten der Frauen? 
Der Islam in Mittelasien und Iran 
Auch Neue Rechte gegen »Feindbild Islam« ?I 
Rassismus: Solingen: Über die Unfähigkeit zu trauern 
Militarismus: Volker Rühes Jungs nach Ostafrika - 
Heinz Keßlers Schiffe nach Indonesien 
Sekten: Seltsames unter Schillers Mäntelchen 
Länderberichte: Bolivien, Nicaragua, Somalia 
Szene: Umstrukturierung bedroht linke Projekte/ 
Neues vom Alternativhandel 


Einzelpreis: DM 4.- (72 Seiten) 
Jahresabo: DM 15.- (incl. Porto 
Wiederverkäuferinnen erhalten 20% Rabatt 


BAOBAB-Infoladen Eine Welt 
Thomasstr. 11-13 ehe Dritte Welt Zentrum 
12053 Berlin Winsstraße 53, 10405 Berlin 
T+Fax: 030 - 6811948 Teltrax: (030) 4269451 


Bezug: Infoladen "3.Welt“ 


KREUZ & QUER-AutorInnen 
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Die Redaktion um Antonie 
TEXTE Löffler: Petra Petersen, Karl 


Ä x Deutscher, Winfried Auch, 
ERKLARUNGEN » KOMMENTARE 


Nr. 12, Dezember '92: 
Zusammenbruch des 
Realsozialismus: 
Annäherungen (I) 


Nr. 13, März ’93: 

Alte Grenzen - neue Ufer: 
Gewerkschaftsfragen 
Zusammenbruch des 
Realsozialismus: 
Annäherungen (Il) 


Nr. 14, Juni ’93: 
Zusammenbruch des 
Realsozialismus: 
Annäherungen (Ill) 
Nationalismus und Linke 


Nr. 15, September ’93: 
Macht und Herrschaft im 
Metropolenkapitalismus 
heute 


Nr. 16, Dezember '93: 
Sozialismus: Erfahrungen 
- Konzeptionen - Diskus- 
sionen. Erste Zwischen- 
bilanz nach dem Crash 


Nr. 17, März ’94: 
Anthropologische Lücke 
im Marxismus? 


176-256 S., Einzelpreis: 15 DM 
Abonnement: 45 DM (4 Hefte/Jahr) 
Bezug: Buchhandel (ISSN 0940-06480) 
oder direkt 

Z.-Vertrieb, Kölner Str. 66, 60327 
Frankfurt/M. 1, Tel. (069)7392934 


ZEITSCHRIFT MARXISTISCHE ERNEUERUNG 


REUZ & QUER ist 
das einzig 
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nennenswerte 
»linke kirchliche 


Hans Hut und Samuel Falke, 
Probenummer bestellen! 
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